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Inhalt:
Nr . 100 . Verordnung des Staatsministeriums vom 30 . Dezember

1929 über das Abbrennen von Bodendecken.

Nr. 100.
Verordnung des Staatsministeriums über das Abbrennen von

.Bodendecken.

Oldenburg , den 30 . Dezember 1929-

Auf Grund des K 50 des Gesetzes vom 15 . August
1882 , betr . den Forstdiebstahl und die Forst - und Feld¬
polizei , in der Fassung des Gesetzes vom 13. August
1925 , und des Artikels 9 K 6 des Gesetzes vom 5. De¬
zember 1868 , betr . die Organisation des Staatsministe¬
riums , ordnet das Staatsministerium für den Landes¬
desteil Oldenburg an:

, 81 .

Das Abbrennen von Pflanzen und Pflanzenteilen,
die mit dem Boden fest verbunden sind (Bodendecken),
auf Wiesen und Feldrainen , an Wällen , Hecken, Hängen



402

und Gräben wird im Interesse des Vogelschutzes für
die Zeit vom 15. März bis zum 30 . September eines
jeden Jahres verboten.

8 2.

Der Gemeindevorstand (Stadtmagistrat ) derjenigen
Gemeinde , in der das Grundstück belegen ist, ist berechtigt,
Ausnahmen von diesem Verbot durch Erteilung eines
schriftlichen Erlaubnisscheines zuzulassen, wenn anzu¬
nehmen ist, daß das Abbrennen der Verbesserung der
landwirtschaftlichen Nutzung dient und nicht vorher erfol¬
gen tonnte.

Der Eemeindevorstand (Stadtmagistrat ) hat im
Erlaubnisschein diejenigen Bedingungen vorzuschreiben,
die im einzelnen Falle erforderlich sind, um eine gefahr¬
lose Durchführung des Abbrennens sicherzustellen.

8 3-

Der Unternehmer oder seine Beauftragten haben
den Erlaubnisschein an der Brandstelle bei sich zu führen
und jedem Aufsichtsbeamten auf Verlangen vorzuzeigen.

8 4.
Uebertretungen werden , soweit nicht nach anderen

Strafbestimmungen eine andere Strafe eintritt , mit
Geldstrafe bis zu 150 N/U oder mit Hast bestraft.

Oldenburg , den 30 . Dezember 1929.

Staatsimnisterium.
(Siegel ) v. Finckh . Or . Driver.

Thyen.
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Inhalt:
Nr . 101 . Verordnung des Staatsministeriums vom 6. Januar 1930,

betreffend Ausführung des Gesetzes zur Änderung der Ge¬
werbeordnung (Handwerksnovelle ) vom 11 . Februar 1929.

Nr . 102. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen
vom 8. Januar 1930, betreffend eine Vereinbarung der
Länder über den Übertritt von Schülern in eine Lehranstalt
eines anderen Landes vom 28. Dezember 1929.

Nr. 101.
Verordnung des Staatsministeriums , betreffend Ausführung des Ge¬

setzes zur Änderung der Gewerbeordnung (Handwerksnovelle ) vom
11 . Februar 1929.

Oldenburg , den 6 . Januar 1930.

Auf Grund des Z 104 q der Gewerbeordnung in der
Fassung der Handwerksnooelle vom 11. Februar 1929
(RGBl . I Seite 21) sowie des ß 53 des Gesetzes, betr.
die Verwaltungsgerichtsbarkeit, vom 9. Mai 1906
(Oldenb. Gesetzblatt Seite 693), wird für den Freistaat
Oldenburg folgendes verordnet:

Heber den Einspruch gegen die beabsichtigte Ein¬
tragung in die Handwerksnovelle entscheiden im Landes-



404

teil Oldenburg das Ministerium des Innern und in den
Landesteilen Lübeck und Birkenfeld die Regierungen.
Gegen die Entscheidungn des Ministeriums des Innern
findet die Klage beim Oberverwaltungsgericht, gegen die

'Entscheidungen der Regierungen die Klage bei den für
die Landesteile Lübeck und Birkenseld zuständigen Ber-
waltungsgerichten statt.

Oldenburg , den 6. Januar 1930.
Staatsministerium.

(Siegel ) o. Finckh . vr . Driver.
Th yen.

Nr. 102.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen , betreffend

eine Vereinbarung der Lander über den Übertritt von Schülern
in eine Lehranstalt eines anderen Landes vom 28. Dezember 1929.

Oldenburg , den 8. Januar 1830.

Nachstehende Vereinbarung der Länder wird hier¬
mit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Oldenburg , den 8. Januar 1930.

Ministerium-er Kirchen und Schuten.
v. Finckh.

Vereinbarung
der Länder über den Uebertritt von Schülern aus einer
höheren Schule eines Landes in eine höhere Schule eines

anderen Landes.

Schüler, die aus triftigen Gründen von einer höheren
Lehranstalt eines Landes in eine höhere Lehranstalt
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eines anderen Landes übertreten , sollen hinsichtlich des
Ueberganges nicht ungünstiger behandelt werden als
diejenigen Schüler , die innerhalb eines Landes von einer
höheren Schule in eine andere höhere Schule über¬
treten.
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Inhalt:
Nr . 103 . Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen

vom 13 . Januar 1930 , betreffend Änderung der Bekannt¬
machung , betreffend die Ordnung der Reifeprüfung an den
Gymnasien , Realgymnasien , Oberrealschulen , Oberlyzeen und
Deutschen Oberschulen , vom 25 . Oktober 1925 (Ges .-Bl.
Bd . 44 S . 379 ).

Nr. 103.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen , betreffend

Änderung der Bekanntmachung , betreffend die Ordnung der Reife¬
prüfung an den Gymnasien , Realgymnasien , Oberrealschulen , Ober¬
lyzeen und Deutschen Oberschulen , vom 25 . Oktober 1925 (Ges .-Bl.
Bd . 44 S . 379 ).

Oldenburg , den 13. Januar 1930.

Die Bekanntmachung , betreffend die Ordnung der Reife¬

prüfung an den Gymnasien , Realgymnasien , Oberrealschulen,

Oberlyzeen und Deutschen Oberschulen , vom 25 . Oktober 1925

wird , wie folgt , geändert:
In 8 15 , 9 Abs . 2 erster Satz werden die Worte „hat

. . . . abzulegen " geändert in „kann . . . . ablegen . "

Oldenburg , den 13 . Januar 1930.

Ministerium - er Kirchen und Schulen.
v . Finckh.
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— Druckfehlerberichtigung.

Ar. 104.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen, betreffend

Aushebung der privaten Vorschulen.
Oldenburg , den 31 . Januar 1930.

Den privaten Vorschulen, die noch nicht gemäß
der Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 7. Ok¬
tober 1920 , betr . die Grundschulen und Aufhebung der
Vorschulen, mit dem Abbau begonnen haben , wird er¬
laubt , zu Beginn des Schuljahres 1930/31 noch einmal
Kinder in die für den ersten Schulpflichtsjahrgang be¬
stimmte Klasse aufzunehmen.

Oldenburg , den 31 . Januar 1930.
Ministerium der Kirchen und Schulen,

v. Finckh.
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Nr. 105.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Erhebung von
Schiffahrlsabgaben auf den oldenburgischen Kanälen.

Oldenburg , den t . Februar 1930.

Tarif für die Schiffahrtsabgaben
auf den oldenburgischen Kanälen.

Es sind zu zahlen:

/i . An Schleusengeld

a) bei der Durchfahrt durch jede Schleuse:
1. Von Fracht - und Personen -Fahrzeugen mit und

ohne eigene Triebkraft beladen oder unbeladen , für
jedes cbm Nettoraumgehalt ftz .H ?/ , mindestens je¬
doch 10

2. von Schleppfahrzeugen ohne Anhang sowie von
sonstigen Schwimmkörpern (Bootshäusern , Bade¬
anstalten , Baggern usw.) , je 10

3. von Kleinfahrzeugen wie Fischerkähnen, Fischdrö-
beln , Gondeln und Sportfahrzeugen sowie anderen
kleinen Schiffsgefäßen mit höchstens 3 Tonnen
Tragfähigkeit je Fahrzeug eine Abgabe von 10^ ^ ,

b) für Vorschleusungen, d. h. für Schleusungen außer¬
halb der durch den Zeitpunkt der Ankunft und An¬
meldung an der Schleuse sich ergebenden Reihenfolge,
und für Schleusungen außerhalb der festgesetzten Be¬
triebsstunden das Doppelte der sonst zu zahlenden
Abgaben.

L. An Brückengeld

a) für das Oeffnen jeder Brücke von jedem Fahrzeug
(auch in Schleppzügen ), welches die Brücke bei ge¬
schlossenem Zustand nicht durchfahren kann 10
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b) außerhalb der festgesetzten Betriebsstunden das Dop¬
pelte.

L . An Hafengeld für den Hafen in Elisabethfehn

1. von Frachtfahrzeugen , beladen oder unbeladen , je

für eine Liegezeit bis zu 14 Tagen für jedes cbm
Nettorauingehalt 2 mindestens 50 3W)

2. von sonstigen Fahrzeugen und Schwimmkörpern je

für eine Liegezeit bis zu 14 Tagen 50

O . An Kanalgeld

1. von den unter / r a) 1 des Tarifs genannten Fracht¬

fahrzeugen für jedes cbm Nettoraumgehalt 1 -H -/,
mindestens 20 3^ /,

2. von den unter n) 2 und 3 des Tarifs genannten
Fahrzeugen und Schwimmkörpern 20

Anmerkung:

Hebestellen für das Kanalgeld sind:

1. die Schleuse XVIII im Friesoyther Kanal (neue
Schleuse) ,

2. die Schleuse XIII im Iltender Kanal,

3. die Schleuse XV im Augustfehn -Kanal,

4. die Brücke über den Bartzeler Kanal in Elisabeth¬

fehn,
5. die Brücke über den Bollinger Kanal in Elisabeth¬

fehn.

Das Kanalgeld ist bei jedesmaliger Durchführung
an diese Hebestellen zu zahlen.

Ausnahme : Schiffe , die die Hebestellen 4 und 5

unmittelbar nacheinander durchfahren , zahlen das Kanal¬
geld nur einmal.
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Zusätzliche Bestimmungen.

1. Bei den nach Tragfähigkeit vermessenen Schissen
werden 500 lcg Tragfähigkeit gleich einem cbm
Nettoraumgehalt gerechnet.

2 . Für die Liegezeit kommen nicht in Ansatz die Sonn¬
tage und allgemeine Feiertage.

3. Angefangene Erhebungseinheiten gelten als voll.
4 . Die Abgabenbeträge werden auf volle 5 bzw. 10

aufgerundet.

Befreiungen.

Es sind befreit:

a) von allen Abgaben
1. Schiffe , Schwimmkörper und Güter , welche dem

Reiche oder dem Lande gehören oder ausschließ¬
lich für deren Rechnung befördert werden , sofern
sie Aufsichts-, Wasserbau - oder sonstigen zugleich
die Kanal -, Hafen - oder Stromanlagen fördernden
Zwecken des Reiches oder des Landes dienen,

2. Handkähne fauch solche mit Motor ) oder Traktoren
als einzige Anhänge größerer Fahrzeuge , sofern
sie keine besondere Schleusung beanspruchen,

3. Fahrzeuge mit eigener Triebkraft , wenn sie als
Schlepper für Fahrzeuge dienen, vom Schleusen¬
geld jedoch nur dann , wenn sie mit dem geschlepp¬
ten Fahrzeug gleichzeitig geschleust werden,

b) vom Hafengeld
Schiffe , welche nicht auslausen können, weil der
Kanal infolge baulicher Maßnahmen oder durch
Eis nicht betriebsfähig ist.

Dieser Tarif tritt am 1. Februar 1930 in Kraft.
Bis dahin gilt für die oldenburgischen Kanäle die Be-



kanntmachung des Staatsministeriums vom 8. September
1926.

Oldenburg , den 1. Februar 1930.

Ministerium des Innern.
vr . Driver.

Ausführungsbeftimmungen zum Tarif für die Schif-
sahrtsabgaben auf den oldenburgischen Kanülen.

ß 1. Betriebszeiten.

Für sämtliche Schleusen und Brücken sind die Tages¬
betriebszeiten an Wochentagen folgende:

im Januar und Dezember von 8— 17 Uhr,

im Februar , März , Oktober und November von 7 bis
18 Uhr,

im April , Mai , August und September von 6 bis
191/2  Uhr,

im Juni und Juli von 5—21 Uhr.

Die Wärter sind auch außerhalb dieser Zeiten zur
Bedienung verpflichtet , dann wird Schleusen- und
Brückengeld in doppelter Höhe erhoben.

An Sonn - und Festtagen werden die Schleusen und
Brücken von 9—13 Uhr und von 15—19 Uhr nicht
bedient und geschlossen gehalten.

8 2. Hebestellen.

Die Abgaben werden durch die bedienenden Wärter
erhoben, das Hafengeld für den Hafen in Elisabethfehn
durch den Brückenwärter der Einfahrtsbrücke.
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Z 3. Abgabenberechnung für nicht vermessene Fahrzeuge
und Schlepper.

Zur Feststellung der zu entrichtenden Abgaben sind
der Schiffsmetzbrief oder bei Fehlen desselben die
sonstigen Ausweise über den Raumgehalt des Schiffes
oder über die Ladung vorzuzeigen . Unterbleibt dies oder
ist das Schiff weder vermessen noch geeicht, so wird vom
Abgabenerheber nach Anhörung des Schiffsführers der
Raumgehalt geschätzt.

Wird ein Fahrzeug , welches nach Bauart und Zweck¬
bestimmung als Schlepper anzusehen ist, zur Beförderung
von Gütern benutzt, so ist die Schiffahrtsabgabe nach der
Raumgrötze zu entrichten . Dies gilt für die freifahrenden
und für die mit Anhang fahrenden Schlepper.

8 4. Vorschleuserecht.

Auf Vorschleusungen haben die Schiffer keinen An¬
spruch, in dieser Beziehung sind die Anordnungen der
Wasserbauverwaltung bzw. des Schleusenwärters matz¬
gebend . Für die Gewährung des Vorschleuserechtes ist
die Voraussetzung die Zahlung des doppelten Schleusen¬
geldes .

Schiffe und Schwimmkörper , welche dem Reiche oder
dem Lande Oldenburg gehören , haben stets das Vor¬
schleuserecht.

8 5. Strafen.

Die Uebertretung oder Nichtbefolgung der Taris-
bestimmungen und dieser Ausführungsbestimmungen durch
die Schiffahrtstreibenden sowie Abgabenhinterziehungen
werden mit einer Geldstrafe bis zu 15 bestraft.



8 6. Schlutzbestimmung.

Diese Ausführungsbestimmungen treten an Stelle
der bisherigen am 1. Februar 1930 in Kraft.

Oldenburg , den 1. Februar 1930.

Ministerium des Innern.
Or . Driver.

Druckfehlerberichtigung.
In der Verordnung des Staatsministeriums vom

6. Januar 1930 , betr . Ausführung des Gesetzes zur
Aenderung der Gewerbeordnung (Handwerksnooelle ) vom
11. Februar 1929 — Ges. Bl . Bd . 46 , S . 403 — ist
in Abs. 2, Zeile 2 statt „ in die Handwerksnovelle " zu
setzen „in die Handwerksrolle " .
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Inhalt:
Nr . 106. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom b. Februar

1930, betreffend Abänderung der Bekanntmachung vom

29. März 1910 zur Ausführung der Bekanntmachung des
Reichskanzlers vom 3. Februar 1910, betreffend die Re¬

gelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen (jetzt Reichsverord¬
nung über Kraftfahrzeugverkehr).

Nr . 107. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 7. Februar
1930 , betreffend die Ausführung der Reichsversicherungs¬
ordnung.

Nr. 106.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bekanntmachung vom 29 . März 1910 zur Ausführung der Be¬

kanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Februar 1910, betreffend

die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen (jetzt Reichsver¬

ordnung über Kraftfahrzeugverkehr ).

Oldenburg , den S. Februar 1930.

Auf Grund des Z 45 Abs. 1 der Reichsverordnung
über Kraftfahrzeugverkehr vom 16. März 1928 in der
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Fassung der Verordnungen vom 13. Juli 1928 und
27 . April 1929 (RGBl . I S . 91 und 204/1928 und
S . 88/1929 ) wird unter Abänderung und Ergänzung der
Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 29 . März
1910 zur Ausführung der Bekanntmachung des Reichs¬
kanzlers vom 3. Februar 1910 , betr . Regelung des
Verkehrs mit Kraftfahrzeugen , in der Fassung der Be¬
kanntmachung vom 8. August 1925 und vom 22 . März
1927 (Gesetzblatt S . 487/1910 , S . 213/1925 und S.
69/1927 ) bestimmt , daß im Landesteil Oldenburg als

1. „höhere Verwaltungsbehörde " in Z 5 Abs. 2,
§8 18, 30, 32, 36 a , 48 Ziff . 2 Abs. 2 Satz 1 der
Reichsverordnung und in Ziff . 3 der Anweisung
über die Prüfung der Führer von Kraftfahrzeugen
(Anlage zu 8 14 Abs. 4 der Reichsverordnung)
das Ministerium des Innern,

2. „höhere Verwaltungsbehörde " in 8 5 Abs. 1, 88 6,
8, 35 Abs. 2, 8 41 Abs. 4, 8 48 Ziff . 2 und 3
der Reichsverordnung die Polizeidirektion in Ol¬
denburg für den Bezirk der Stadtgemeinde Olden¬
burg , die Aemter für ihre Bezirke, die Aemter
Varel , Jever , Delmenhorst auch für die Bezirke
der Stadtgemeinden , in denen sie ihren Sitz haben,
der Stadtmagistrat Rüstringen für den Bezirk der
Stadtgemeinde Rüstringen,

3. „ Polizeibehörde " in 8 6 Abs. 2, 88 9, 12, 39 , 41
Abs. 2, 3 und 11, 8 48 Ziff . 3 der Reichsverord¬
nung , die Stadtmagistrate in Oldenburg und Rüst¬
ringen sowie die Aemter für ihre Bezirke, die
Aemter Varel , Jever und Delmenhorst auch für die
Bezirke der Stadtgemeinden , in denen sie ihren
Sitz haben,

zu gelten haben.



419

Diese Bekanntmachung tritt am 1. April 1930 in
Kraft.

Oldenburg, den 5. Februar 1930.

Staatsministerium.
Or . Drive r.

Nr. 107.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Ausführung

der Reichsversicherungsordnung.
Oldenburg , den 7. Februar 1930.

Gemäß ZK 36 und 65 der Reichsversicherungsordnung
in Verbindung mit H10 der Verordnung über Geschäftsgang
und Verfahren der Oberversicherungsämtervom 24. De¬
zember 1911 (RGBl . S . 1095) wird in Abänderung der
AbschnitteI und II der Bekanntmachung des Staatsmini¬
steriums vom 6. Juni 1912, betreffend die Ausführung der
Reichsversicherungsordnung(Oldbg. Ges.-Bl . für den Lan¬
desteil Oldenburg Bd. 38 Nr. 50 S . 189, für den Lan¬
desteil Birkenfeld Bo. 20 Nr. 85 S . 429 und für den
Landesteil Lübeck Bd. 26 Nr. 36 S . 209), folgendes be¬
stimmt:

8 1-

Für den Bezirk des Landestrils Birkenfeld wird mit
sofortiger Wirkung eine Beschlußkammer des Oberversiche¬
rungsamts in Birkenfeld gebildet.

8 2.

Mit dem 1. Mai 1930 wird das beim Stadtmagistrat
der Stadt Jever gebildete Versicherungsamt aufgehoben
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und das beim Amt Jever gebildete Versicherungsamt zum
gemeinsamen Versicherungsamt für die Bezirke der Stadt
und des Amts Jever bestimmt.

Oldenburg, den 7. Februar 1930.

Staatsmmisterium.
De. Millers.
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Inhalt:
Nr . 108. Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 17. Fe¬

bruar 1930, betreffend die Schasbockkörungsordnung in den

Amtsverbandsbezirken Butjadingen , Brake und Elsfleth und
in Teilen der Amtsverbandsbeziike Varel und Delmenhorst.

Nr . 109. Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom 21. Februar 1930
über die Auftvertnug des auf Grund des Z 5 des Vertrages
vom 13. April 1854 an die Grasen Bentinck zu zahlenden
Geldbetrages.

Nr. 108.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend die Schaf¬

bockkörungsordnung in den Amtsverbandsbezirken Butjadingen,
Brake und Elsfleth und in Teilen der Amtsverbandsbezirke Varel

und Delmenhorst.
Oldenburg , den 17. Februar 1930.

Nachdem zufolge der vom Ministerium des Innern ge¬
nehmigten Satzungsänderung die Oldenburgische Schaf¬
züchtervereinigunge. V. in Rodenkirchen an die Stelle der
Vereinigung der Züchter des schweren frühreifen Butjadinger
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Marschschafese. V- getreten ist, wird in Abänderung der
Bekanntmachung vom 22. August 1921 (Ges.-Sammlung
S . 531), auf Grund des Artikels 5 H 1 der Schafbock-
körordnung, der Oldenburgischen Schafzüchtervereinigung
e. V. in Rodenkirchen die Ausführung der Geschäfte der
Verbandskommission bis weiter übertragen.

Oldenburg, den 17. Februar 1930.

Ministerium des Innern.
Or. Driver.

Nr. 109.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg über die Aufwertung des auf

Grund des Z S des Vertrages vom 13. April 1854 an die Grafen

Bentinck zu zahlenden Geldbetrages.
Oldenburg , den 21 . Februar 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Olden¬
burg , was folgt:

8 i.
Die von dem Landesteil Oldenburg an die Grafen

Bentinck gemäß dem Vertrage der Großherzoglich Ol¬
denburgischen Regierung mit den Herren Grafen Wil¬
helm Friedrich Christian, Carl Anton Ferdinand und
Heinrich Johann Wilhelm Bentinck, betr . die Erledi¬
gung des zwischen dem Herrn Grafen Wilhelm Friedrich
Christian Bentinck als Kläger und dem Herrn Grafen
Gustav Adolph Bentinck als Beklagten obschwebenden
Erbfolgestreites wegen der Successionsrechte in die
Reichsgräslich Aldenburg-Bentinck'schen Familien-Fidei-
komiß-Herrschaften und Güter usw. vom 13. April 1854
zu zahlende Summe in Höhe von 3 653 571,43



423

wird gemäß den Bestimmungen der ZZ 4—6, 13 - 20
des Reichsgesetzes zur Regelung älterer staatlicher Ren¬
ten vom 16. Dezember 1929 aufgewertet.

s 2.

Die Anmeldung gemäß Z 13 des Reichsgesetzes
vom 16. Dezember 1929 ist an das Ministerium der
Finanzen in Oldenburg binnen einer Frist von 6 Mo¬
naten nach dem Tage der Verkündung dieses Gesetzes
zu richten. Wird der Anspruch abgelehnt , so kann er
bis zum Ablaus von 16 Monaten seit dem Tage der
Verkündung dieses Gesetzes im Rechtswege nach Maß¬
gabe der Vorschriften des Reichsgesetzes vom 16. De¬
zember 1929 geltend gemacht werden.

8 3.

Dies Gesetz tritt mit Wirkung vom 25 . Dezember
1929 in Kraft.

Oldenburg , den 21 . Februar 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) o. Finckh . Or . Driver.

T h yen.
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Inhalt:
Nr . 110. Bekanntmachung des Staat sministeriums vom 19. Februar

1930, betreffend Abänderung der mit Bekanntmachung vom
10. Juli 1905 erlaffenen Bestimmungen , betreffend den
Verkehr mit Sprengstoffen.

Nr . 111. Bekanntmachung vom 4. März 1930 über die Haftung des
Staates und anderer Verbände für Amtspflichtsverletzungen
von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt gegen¬
über Angehörigen der Freien Stadt Danzig.

Nr. 110.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

mit Bekanntmachung vom 10. Juli 1905 erlassenen Bestimmungen,
betreffend den Verkehr mit Sprengstoffen.

Oldenburg , den 19. Februar 1930.

Auf Grund des Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vom
5. Dezember 1868 , betr. die Organisation des Staats¬
ministeriums und einiger demselben untergeordneter Be¬
hörden, werden die mit Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 10. Juli 1905 erlassenen Bestim¬
mungen, betr. den Verkehr mit Sprengstoffen (Ges. Bl.
S . 377 ), in der Fassung der Bekanntmachungen vom
8. Januar 1923 (Ges. Bl . S . 30) , vom 20 . August
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1923 (Ges. Bl . S . 679), vom 7. Dezember 1925 (Ges.
Bl . S . 431 ) , vom 1. November 1926 (Ges. Bl . S.
1029 ), vom 21 . August 1928 (Ges. Bl . S . 889 ) und
vom 29 . April 1929 (Ges. Bl . S . 134) geändert wie
folgt:

Der Z 1 Zisf . b erhält folgenden Wortlaut:

„die für Feuerwaffen bestimmten Zündhütchen und
Zündspiegel sowie alle übrige Munition im Sinne
des § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Schutzwaffen
und Munition vom 12. April 1928 (Reichsgesetzbl. I
S . 143)."

L. In K 1 Ziff . c erhält das Wort „ Zündschnüre"
den Zusatz „mit Schwarzpulverseele " .

<3. In K 2 Ziff . 4 wird vor „Zündplättchen " ein¬
geschaltet:

„Knallkorken , soweit sie an trockenem Knallsatz
höchstens 0,06 tz und nicht weniger als 0,04 §
enthalten " -

v . Der 8 6 Abs. 10 erhält als letzten Satz die Worte:

„Für Knallkorken gelten die in der Verordnung
über die Herstellung von Knallkorken vom 27. De¬
zember 1928 (Reichsgesetzbl. k 1929 S . 9) ge¬
gebenen Verpackungsvorschriften " .

L . Die Bekanntmachung des Staatsministeriums vom
29 . April 1929 (Ges. Bl . S . 134), betr . Abände¬
rung der mit Bekanntmachung vom 10. Juli 1905
erlassenen Bestimmungen , betr . den Verkehr mit
Sprengstoffen , wird aufgehoben.

In Abschnitt lZ Abs. u der Bedingungen über
die Beförderung von Sprengstoffen mit Lastkraft¬
wagen - gemätz 8 l7 a der Bekanntmachung des



427

Staatsministeriums über den Verkehr mit Spreng¬
stoffen in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. November 1926 (Ges.-Bl . S . 1029 » sind in Satz 1
die Worte : „jedoch mit der Maßgabe , daß Schwarz-
pulver und schwarzpulverähnliche Sprengstoffe nur
auf dem Anhänger und niemals auf dem Kraft¬
wagen mitgeführt werden dürfen " zu streichen. Abs. 6
Ilnterabs . 1 erhält folgenden Zusatz:

„Schwarzpulver darf auf den Kraftwagen selbst
nur dann befördert werden , wenn zwischen Holz¬
wand und Blechbeschlag der Rückwand des Führer¬
sitzes, der Vorderwand , der Seitenwände und des
Bodens des Kraftwagens Asbesteinlagen von min¬
destens 10 Mo Stärke angebracht werden ."

lD In tz 26 Abs. 1 erhält der zweite Satz folgenden
Wortlaut:

„Dies gilt insbesondere auch von solchen Feuerwerks¬
körpern (Kanonenschlägen u . dergl .), von solchen
Knallkörpern (Knalllorken , Knallscheiben u . dergl .)
und von solchen pyrotechnischen Scherzartikeln , mit
deren Verwendung eine erhebliche Gefahr für Per¬
sonen oder Eigentum verbunden ist."

O . Z 26 erhält folgenden neuen Abs. 3:

„Knallkorken dürfen im Inland nur in Schachteln
von je 20 Stück vertrieben werden , und zwar darf
der Verkauf nur in ganzen Schachteln erfolgen.
Jede Schachtel muß in deutlich lesbarer Schrift die
nachstehende Aufschrift tragen:

Vorsicht Knallkorken!

Verkauf nur in ganzen Schachteln und nur an
Personen über 16 Jahren . Der Verkauf ein-
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zelner Knallkorken ist verboten . Bei Heraus¬
nahme der Knallkorken darf das Holzmehl nicht
entfernt werden ."

K . Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer
Verkündung in Kraft.

Oldenburg , den 19 . Februar 1930.

Ministerium des Innern.
Dr . Driver.

Ar. 111.
Bekanntmachung über die Haftung des Staates und anderer Verbände

für Amtspflichtsverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffent¬
lichen Gewalt gegenüber Angehörigen der Freien Stadt Danzig.

Oldenburg , den 4 . März 1930.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 22. Dezember
1908, betreffend die Haftung des Staates und anderer
Verbände für Amtspflichtsverletzungenvon Beamten bei
Ausübung der öffentlichen Gewalt, wird bekanntgemacht,
daß durch die Gesetzgebung der Freien Stadt Danzig die
Gegenseitigkeit verbürgt ist.

Oldenburg, den 4. März 1930.

Staatsminifterium.
o. Finckh.
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Nr. 112.
Zwölfte Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Fest¬

setzung des Zinsfußes für die gemäß Artikel 33 des Enteignungs¬
gesetzes zu verzinsenden Entschädigungen.

Oldenburg , den 6. März 1930.

Auf Grund des Gesetzes vom 5. August 1924 zur
Aeuderung des Enteignungsgesetzes für das Herzogtum
Oldenburg vom 21. April 1897 wird der Zinsfuß für die
gemäß Artikel 33 des bezeichneten Enteignungsgefetzes zu
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verzinsenden Entschädigungssummen vom 16 . Februar 1930

an auf 7 v. H > festgesetzt.

Oldenburg , den 6 . März 1930.

Ministerium des Innern.

Dr . Driver.

Nr. 113.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Änderung der zur

Ausführung des Reichsgesetzes vom 3. Juni 1900 über die Schlacht¬

vieh - und Fleischbeschau erlassenen Ministerialbekanntmachung vom

10 . März 1903.

Oldenburg , den 17 . März 1930.

Die 88 22 sf. der Bekanntmachung vom 10. März
1903 erhalten folgende Fassung:

8 22 .

Für die Untersuchung bei Schlachtungen im In¬
lande hat der Besitzer des untersuchten Tieres zu ent¬
richten:

1. Für die Beschau vor und nach dem Schlachten
zusammen:
a) für 1 Pferd . 6,— ÄIch
1>) für 1 Rind über 3 Monate . 4, - - „ ,
c) für 1 Schwein oder Wildschwein einschließ¬

lich Trichinenschau . 2,30 „ ,
ä ) für 1 Kalb im Alter bis zu 3 Monaten . 1,10 „ ,
e) für 1 Schaf oder 1 Ziege . 1,-— „ ,
t ) für 1 Ferkel , 1 Ziegen - oder Schaslamm

im Alter bis zu 12 Wochen . 0,50 „ ,



Werden mehr als 2 Tiere desselben Besitzers und

derselben Gattung gleichzeitig untersucht , so ermäßigen

sich die Gebühren:

vom 3. bis 10. Rinde aus . 3,—

vom 11. Rinde ab auf . 2,20 „ ,

vom 3. bis 10. Schwein oder Wildschwein
einschließlich Trichinenschau auf . . . 1,80 „ ,

vom 11. Schwein ab auf . 1,20 „ ,

vom 3. Kalb , Schaf oder von der 3. Ziege
ab auf . 0,80 „ .

Diese Sähe sind auch gültig -, wenn eine Besichti¬

gung im lebenden Zustande nicht vorangegangen oder

allein die Schlachtviehbeschau vorgenommen ist.

Bei Wiederholung der Schlachtviehbeschau (Z 6

Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen / r des Bundes¬

rats ) sind die vollen Gebühren zu zahlen.

Wird aus Anlaß der bakteriologischen Fleischbe¬

schau oder sonstwie zur Erledigung des Beschaufalles eine

nochmalige Untersuchung durch denselben Beschauer er¬

forderlich, so ist für diese Untersuchung keine weitere Ge¬

bühr zu berechnen.

2. Zu den Gebühren hat der Tierbesitzer einen Zu¬

schlag von 50 o/o zu zahlen,

a) wenn die Untersuchung in den Monaten März bis

einschließlich September vor 7 Uhr morgens und in
den Monaten Oktober bis einschließlich Februar vor

8 Uhr morgens oder wenn sie abends nach 8 Uhr
oder an einem Sonn - oder Festtage verlangt wird;

d) wenn die Schlachtung so verzögert wird , daß die

Fleischbeschau oder Trichinenschau 2 Stunden nach

dem vom Besitzer angegebenen Zeitpunkte der

Schlachtung nicht vorgenommen werden kann.
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3. Für die Ausstellung einer besonderen Bescheini¬
gung gemäß Z 47 Abs. 6 der Ausführungsbestimmungen
^ des Bundesrates oder gemäß Z 5 Ziffer 3 dieser
Bekanntmachung ist eine Gebühr von 0,50 NT zu ent¬
richten.

Über die Ergebnisse der Fleischbeschau und Trichinen¬
schau sind ohne Antrag nicht zwei besondere Bescheini¬
gungen auszufertigen , vielmehr ist der Befund bei der
Trichinenschau kostenlos auf der Fleischbeschaubescheini¬
gung zu vermerken.

4 . Hat vor der Besichtigung durch den Beschauer eine
nach Z 17 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen ^ zum
Reichsfleischbeschaugesetzeunzulässige Zerlegung des ge¬
schlachteten Tieres stattgesunden , oder sind vor der Be¬
schau bereits einzelne für die Beurteilung der Eenuß-
tauglichkeit des Fleisches wichtige Körperteile entfernt
oder einer nach Z 17 Abs. 4 unzulässigen Behandlung
unterzogen worden , so daß nach Z 18 a . a. O . die Fleisch¬
beschau nur von dem tierärztlichen Beschauer vorge¬
nommen werden darf , so haben die Tierbesitzer neben
den Beschaugebühren die Kosten der Ergänzungsbeschau
zu tragen.

5. Für die Vornahme der Trichinenschau ohne
Fleischbeschau betragen die Gebühren:
a) für 1 Schwein oder Wildschwein . . . 1,—
b) für 1 Fleischstück, Schinken oder Speck¬

seite . 0,70 „ .
Bei gleichzeitiger Untersuchung mehrer Stücke des¬

selben Besitzers ermäßigen sich die Sätze vom 2. Stücke
an auf die Hälfte des Satzes zu b.

8 23.

In den nach Z 22, 1 erhobenen Fleischbeschauge¬
bühren ist eine zur Deckung der staatlichen Beschaukosten
bestimmte Gebühr miterhoben . Sie beträgt:



für jedes Rind . . . . . . . . . 0,60 AU,
für jedes Schwein . 0,15 „ ,
für jedes Kalb , Schaf oder jede Ziege . . 0,10 ,,

und ist von sämtlichen Beschauern nach Anweisung des
Ministeriums des Innern an die Landeskasse abzu¬
führen.

Von den nach Z 22 , 1 1 und 5 erhobenen Ge¬
bühren ist nichts abzuführen.

2. Die am Schlüsse des Rechnungsjahres verblei¬
benden Überschüsse sollen den Fleischbeschauern in Ge¬
stalt von Kilometergeldern wieder zufließen . Die Höhe
derselben wird nach Maßgabe der verfügbaren Mittel
vom Ministerium des Innern festgesetzt. Die Fleisch¬
beschauer, welche auf Zahlung von Kilometergeldern An¬
spruch erheben wollen , haben nach Ablauf des Rechnungs¬
jahres bis zum 1. Mai ein Verzeichnis der in ihrem
Bezirk gemachten Dienstreisen auf vorgeschriebenem For¬
mular dem zuständigen Amte — Stadtmagistrat —
einzureichen. Die gesammelten Nachweisungen haben die
Ämter — Stadtmagistrate — nach Prüfung bis zum
1. Juni dem Ministerium des Innern vorzulegen . In
das Verzeichnis sind nur Reisen über 4 Kilometer Ent¬
fernung vom Mittelpunkte des Wohnortes des Fleisch¬
beschauers aufzunehmen . Die Berechnung der Entfer¬
nung hat , soweit angängig , nach dem amtlichen Wege¬
messer zu erfolgen . Für die Schlachtvieh - und Fleisch¬
beschau darf nur eine Reise in Ansatz gebracht werden,
ebenso in den Fällen , wo auf derselben Reise die Be¬
schau bei mehreren Tieren vorgenommen ist.

8 24.

Die Tierärzte erhalten für jede Ergänzungsbeschau
und jede Beschau bei Notschlachtungen von Großvieh
6 AU , von Kleinvieh 4 AU.
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Für die Reisen über 2 Kilometer Entfernung vom
Mittelpunkte des Wohnortes des Tierarztes erhalten
die Tierärzte die Reiseentschädigung , die ihnen nach den
Vorschriften über die Vergütung der beamteten und
praktischen Tierärzte in gerichtlichen und polizeilichen
Fällen zusteht.

Befindet sich der Tierarzt bereits aus einem anderen
Anlasse am Orte der Ergänzungsbeschau , so gebühren
ihm keine Reisekosten aus der Staatskasse.

8 25— 8 26.

8 27.
Tierärzte und Fleischbeschauer, welche die Vertretung

von Fleischbeschauern außerhalb ihres Bezirkes zu über¬
nehmen haben , erhalten für die Tätigkeit in dem fremden
Bezirke neben den Gebühren , die der Besitzer des
Schlachttieres oder Fleisches zu bezahlen hat , eine Wege¬
vergütung von 0,20 für jedes volle Kilometer des
Hin - und Rückweges, von der Grenze zwischen ihrem und
dem fremden Schaubezirke an gerechnet, aus der Landes¬
kasse.

Diese Bestimmungen treten mit dem 1. April 1930
in Kraft.

Oldenburg , den 17. März 1930.

Staatsministerium.
vr . Driver.
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Nr. 114.
Bekanntmachungdes Staatsministeriums , betreffend Gebührenordnung

für die oldenburgischen Hafenanstalten außer Brake.
Oldenburg, den 2g, März 1930.

Auf Grund des Artikel 9 Z6 des Gesetzes vom 5. De¬
zember 1868 , betreffend die ^Organisation des Staats¬
ministeriums , wird nachstehend für die Hafenanstalten
Hooksiel, Varel , Fedderwardersiel , Großensiel , Dedesdorf,
Strohausersiel , Elsfleth , Huntebrück-Nord und -Süd,
Bardenfleth und Ochtum folgende Gebührenordnung er¬
lassen:

1. Anweisegeld.

Will ein Fahrzeug jeder Gattung oder schwimmendes
Baugerät den Hasenplatz anlaufen , so hat es sich von dem
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zuständigen Hafenmeister bzw. Hafenaufseher einen Liege¬
platz anweisen zu lassen. Das Anweisegeld beträgt in
jedem Falle für je 1 -cbm Netto -Raumgehalt 1 Rpf .,
mindestens aber 20 Rpf.

Das Festmachen an einem anderen als dem ange¬
wiesenen Liegeplatz ist verboten.

Die am Hafenort beheimateten Fahrzeuge zahlen die
Hälfte.

2. Hafengeld.

Jedes im Hafengebiet festgemachte Fahrzeug oder
Gerät , das unter eigener Kraft oder Segel fährt oder
geschleppt wird , hat ein Hafengeld zu entrichten.
a) Das Hafengeld beträgt für alle Fracht-

und Handelsschiffe bei einer Liegezeit von
1 bis 14 Tagen für je 1 cbm Netto -Raum¬
gehalt . . 4 Rpf.
Bleibt das Schiff länger als 14 Tage am
Platz , so beträgt das weitere Hafengeld für
jeden weiteren vollendeten oder angefange¬
nen Zeitraum von 14 Tagen für je 1 cbm
Netto -Raumgehalt . . . . . . . . 2 „ .

b) Das Hafengeld beträgt für alle Fracht-
und Handelsschiffe , die die Hafenanstalt
nur zum Zwecke des teilweisen, über ein
Drittel ihrer Ladungsfähigkeit nicht hinaus¬
gehenden Löschens oder Ladens oder aus
anderen schnell zu erledigenden Gründen,
z. B . als Zufluchtshafen , aufsuchen, für
jeden Tag je cbm Netto -Raumgehalt . . 1 ,, ,
bis zum Höchstbetrage von 4 Rpf.

Am Hafenort beheimatete Fracht - und
Handelsschiffe zahlen die Hälfte der unter
a und b angegebenen Beträge.



c) Das Hafengeld beträgt für alle fremden
Schlepper und Motorboote für jeden Tag
der Liegezeit . 50 Rpf.

ä) Am Hafenort beheimatete Schiffe der Gat¬
tung unter c zahlen eine Jahresgebühr von
10 .K-K.

e) Das Hafengeld beträgt für schwimmende
Baugeräte fremder Unternehmer , z. B.
Prähme , Schuten , Bagger , Rammen,
Kräne usw. für jeden Tag der Liegezeit je 25 „ .

l ) Am Hafenort beheimatete Geräte der Gat¬
tung unter e Zahlen eine Jahresgebühr
von 5

3. Kajegeld.

Jedes Fahrzeug , das die staatlichen Kajen und son¬
stigen Anlegevorrichtungen unmittelbar oder über ein
anderes Schiff hinweg zum Löschen und Laden benutzt,
hat ein Kajegeld zu entrichten , und zwar

a) für Sand je Tonne . 5 Rpf.

b) für Heu , Stroh , Reit , Rüschen, künst¬
lichen und natürlichen Dünger , Knochen,
Felle , Kreide , Muscheln, Kalk , Zement,
Zement - oder Betonwaren , Bruchsteine,
Bau -, Nutz- und Brennholz , Torf , Holz-,
Braun -, Steinkohlen , Grude , Koks , Eisen
und andere Metalle , Schrott und anderes
Altmaterial für 1000 KZ . 20 ,,

c) für 1000 Ziegelsteine , Kalksandsteine , Drän¬
rohre oder Dachziegel . 25 „

ä ) für Getreide aller Art für 1000 kg . . 30 „

e) für Stück- und Kaufmannsgüter und son¬
stige Güter , auch Maschinen und Ma¬
schinenteile aller Art je 100 kg . . . . 3 ,,
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t ) für Kleinvieh je Stück . 30 Rps.
g) für Großvieh je Stück . . . . . . . 50 „
Anmerkung:

1 cbm Hartholz ----- 900 Irg,
Weichholz ----- 700 bg.

Bruchteile der unter a bis e angegebenen Mengen wer¬
den für voll gerechnet.

Bringt ein Schiff im ganzen nicht mehr als 50 bZ
an , so ist es von der Kajegebühr befreit.

4. Lagergeld.

Für die Lagerung der gelöschten oder zu verla¬
denden Güter auf den Lagerplätzen der Hasenanstalt
ist ein Lagergeld zu entrichten
a) auf offenen Lagerplätzen:

Die ersten 7 Lagertage sind frei.
Für die folgende Zeit beträgt das Lagergeld für je
10 gm belegten Raumes

1. während der ersten 4 Wochen wöchentlich 20 Rpf.
2. während der folgenden 4 Wochen wöchentlich 30 „
3. während der folgenden Zeit wöchentlich . 50 „ .

Angefangene Wochen gelten als voll.
b) auf gedeckten Lagerplätzen:

für die ganze Zeit der Lagerung vom
Tage der Anfuhr an bis zum Tage der
Abfuhr , beide Tage eingerechnet, für je
1 gm wöchentlich . . 10 „ .
Bei a wird ein Flächenraum unter 10 gm für
10 gm , bei b ein Flächenraum unter 1 gm für 1 gm
gerechnet.

Im Falle eigenmächtiger Lagerung erfolgt ein Auf¬
schlag

bei a von 50 v. H .,
bei b von 100 v. H.



Die Lagerflächen sind vom Hafenmeister bzw. Hafen¬
aufseher unentgeltlich anzuweisen und zuzumessen. Die
Bezahlung geschieht am Ende der Lagerung nach der
vom Hafenmeister bzw. Hafenaufseher aufzustellenden Be¬
rechnung.

Nach beendeter Lagerung hat der bisherige Be¬
nutzer den Platz in gesäubertem Zustande zurückzugeben.
Ist der Platz nicht gehörig gesäubert , so hat der Be¬
nutzer ein Aufräumungsgeld zu zahlen , und zwar für
je 1 gm

unter a von 3 Rpf .,
unter b von 6 „ .

5. Krangeld.
Wird zum Löschen oder Laden ein Kran oder son¬

stiges Hebezeug der Hafenanstalt benutzt, so ist ein Kran¬
geld zu zahlen . Das Krangeld richtet sich nach An¬
schaffungswert und Leistungsgröße des Kranes und wird
für jeden Kran besonders festgesetzt.

6. Baken- und Feuergeld.
Ist die Zufahrt zum Hasen durch Baken oder Feuer

gekennzeichnet, so ist eine Gebühr zu entrichten.
Diese beträgt:

a) für fremde Fahrzeuge und schwimmende Baugeräte
jeder Gattung

bis 50 cbm Netto -Raumgehalt . . . 50 Rpf .,
bis 100 cbm Netto -Raumgehalt . . . 100 ' „ ,
für je weitere angefangene 10 cbm
20 Rpf . (für jede Einfahrt ) ;

b) für gewerbsmäßig benutzte Fahrzeuge usw.,
die am Hafenort beheimatet sind,

bis 50 cbm Netto -Raumgehalt . . 300 Rpf .,
bis 100 cbm Netto -Raumgehalt . . 400 „ ,

Über 100 cbm Netto -Raumgehalt . . 500 , ,
(jährlich ) ;
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c) für Fischereifahrzeuge unter deutscher
Flagge , die den Hafen im Jahre häufiger
anlaufen,

bis 50 cbm Netto -Raumgehalt . . 600 Rpf .,
bis 100 cbm Netto -Raumgehalt . . 800 ,, ,

über 100 cbm Netto -Raumgehalt . . 1000 „
(jährlich) .

Zu a) : Für die Wintermonate November bis Februar
einschließlich wird eine Gebühr nur dann erhoben,
wenn die Fahrwasserbezeichnung aufrecht erhal¬
ten ist.

7. Schaartgeld.

Muß die An- und Abfuhr der gelöschten oder zu
ladenden Güter auf dem Landwege durch ein staatliches
Schaart erfolgen , so hat der Benutzer des Schaarts ein
Schaartgeld Zu entrichten.

Das Schaartgeld beträgt für jeden bespannten
Wagen für die einmalige Hin - und Rückfahrt 20 Rpf.

8. Lichtgeld.

Wird zum Löschen und Laden die Lichtanlage der
Hafenanstalt benutzt, so ist ein Lichtgeld zu entrichten.
Das Lichtgeld beträgt für die Benutzungsstunde 200 »/o
des jeweils am Ort gültigen Lichtpreises für eine Kilo¬
wattstunde.

9. Schlußbestimmungen.

I. Frei von Hafen - und Anweisegeld sind
1. Schiffe , die im Eigentum des Reiches oder eines

Landes stehen und ausschließlich für deren Zwecke
benutzt werden,

2. Lotsenfahrzeuge , soweit sie nur den Zwecken des
Lotsenwesens dienen,



3 . Schleppdampfer , die nur andere Fahrzeuge an-
und abbringen (bei Liegezeit siehe Ziffer 2c ) ,

4 . Lustjachten und Passagierfahrzeuge , denen vom
Ministerium des Verkehrs Befreiung zugestanden
ist,

5 . die Schulschiffe des Deutschen Schulschiff -Vereins.

II . Mer die Größe der Fahrzeuge entscheiden die
Schiffspapiere , und wenn diese keine zuverlässige
Auskunft geben , die Schätzung des Hafenmeisters
bzw. Hafenaufsehers . Jedoch ist der Schiffsführer
berechtigt , die Messung durch die Schiffsvermessungs¬
behörde zu verlangen . Die dadurch erwachsenden
Kosten fallen dem Führer des Fahrzeuges zur Last.

Ist bei einem Fahrzeug nur die Tragfähigkeit
(durch Eichung ) sestgestellt , so werden 500 kg Trag¬
fähigkeit gleich 1 cbva Nettoraumgehalt gerechnet.

III . Alle Gebühren mit Ausnahme des vom Hafen¬
meister bzw . Hafenaufseher zu hebenden Anweise¬
geldes werden durch den Rechnungsführer der Hafen¬
kasse gehoben und sind diesem hinzubringen.

Für die Entrichtung der Gebühren unter 1, 2,
3 , 6 und 8 haftet der Schiffsführer oder Schiffs¬
eigentümer , unter 4 , 5 und 7 der jeweilige Be¬
nutzer . Alle Gebühren sind im Verwaltungswege
beitreibbar.

Kein Schiff darf vor Bezahlung der Gebühren
den Hafen verlassen.

Die Gebühren fliesten in die Staatskasse bis auf
das Anweisegeld , das dem Hafenmeister bzw . Hafen¬
aufseher ganz , und das Schaartgeld , das ihm zur
Hälfte Zusteht.

IV . Diese Gebührenordnung tritt am 1. April 1930 iu
Kraft . Gleichzeitig treten auster Kraft die Gebühren¬
ordnung vom 25 . August 1928 nebst Ergänzungen



und alle die Gebühren regelnden Bestimmungen der
Hafenordnungen , soweit sie nicht bereits durch die
Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 21.
März 1922 aufgehoben sind.

Oldenburg , den 26. März 1930.

Ministerium des Verkehrs.
Oi-. Driver.

Nr. 115
Verordnung des Staatsininisteriuins , betreffend weitere Lockerung der

Wohnungszwangsmirtschajt.
Oldenburg, den 28. März 1930.

Auf Grund der tztz 1 und 10 des Wohnungsmangel¬
gesetzes vom 26 . Juli 1923 (RGBl , l S . 754 ) wird
für den Freistaat Oldenburg unter Vorbehalt eines
jederzeitigen Widerrufes folgendes verordnet:

8 1.
Das Wohnungsmangelgesetz mit Ausnahme der

2 und 17 Ziffer 1 und die zum Wohnungsmangel¬
gesetz ergangenen Ausführungsbestimmungen finden keine
Anwendung auf

1. Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete von
a) 1000 >NT und mehr in der Stadtgemeinde Delmen¬

horst,
b) 720 und mehr in der Stadtgemeinde Rüst¬

ringen,



c) 60LHM und mehr in der Stadtgemeinde Olden¬
burg,

2. Wohnungen , die gleichzeitig Geschäftsräume enthalten,
mit einer Jahresfriedensmiete von
a) 1500 -Hi ! und mehr in den zu Ziffer 1a und b ge¬

nannten Gemeinden,
b) 1000 -Alt ! und mehr in der zu Ziffer 1c genannten

Gemeinde.

8 2.
Als Geschäftsräume im Sinne dieser Verordnung

gelten alle Räume , die zur Zeit des Inkrafttretens dieser
Verordnung nicht Wohnräume sind, vorausgesetzt , datz
es sich nicht um frühere Wohnräume handelt , die seit dem
1. Oktober 1918 ohne Zustimmung der Gemeindebehörde
zu anderen als Wohnzwecken verwendet worden sind.

8 3-

Besteht über die Friedensmiete Streit , so setzt oder
stellt das Mieteinigungsamt auf Antrag der Gemeinde¬
behörde oder der Beteiligten die Friedensmiete fest (Z 2
Reichsmietengesetz) .

8 4.

Soweit bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung
die Inanspruchnahme von Wohnungen der im § 1 be-
zeichneten Art rechtskräftig ausgesprochen oder durchge¬
führt worden ist, behält es bei den bisherigen Be¬
stimmungen und dem durch die Inanspruchnahme ge¬
schaffenen Zustande sein Bewenden.

Diese Verordnung findet keine Anwendung aus die
in dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens anhängigen Ver¬
fahren.
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8 5.
Diese Verordnung tritt mit dem 1. April 1930 in

Kraft.
Oldenburg , den 28. März 1930.

Staatsministerium.

(Siegel ) v. Finckh . vr . Millers.

vr . Eisenbart.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

H -VI. Band. (Ausgegeben den2. April 1930.) 75. Stück.

Inhalt:
Nr . 116 . Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom I . April 1930 zur

Änderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur Ausführung
des Finanzausgleichsgesetzes.

Nr. 116.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Änderung des Gesetzes vom

12. Juli 1924 zur Ausführung des Finanzausgleichsgesetzes.
Oldenburg , den 1. April 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Artikel I.

Die Gültigkeitsdauer des Gesetzes für den Frei¬
staat Oldenburg vom 12. Juli 1924 zur Ausführung
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich,
Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz) in der
Fassung der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 8. Juli 1929 wird mit den sich aus Artikel II er¬
gebenden Aenderungen verlängert.
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Artikel II.

Das Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12.
Juli 1924 zur Ausführung des Gesetzes über den Fi¬
nanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
(Finanzausgleichsgesetz ) in der Fassung der Bekannt¬
machung des Staatsministeriums vom 8 . Juki 1929
wird , wie folgt , geändert:

1.

Der Absatz 3 des 8 10 wird gestrichen.
2.

Im Z 11 wird in der ersten Zeile „ 8 2 Abs . 3"
gestrichen und dem Paragraphen folgender Satz nach¬
gefügt:

„Auf Beschlüsse nach K 2 Abs . 3 finden diese Vor¬
schriften keine Anwendung ."

3.

Im ß 20a 1 wird der zweite Satz gestrichen.
Im 8 20a 2 Ib wird in der zweiten Zeile die Zahl

„1929 " durch die Zahl „ 1930 " ersetzt.
Im 8 20a 2III werden in den Zeilen 2 und 3 die

Worte „ in den Rechnungsjahren 1928 und 1929 " ge¬
strichen und in der 7 . Zeile vor „ entstehen " die Worte
„gegenüber den VIII . Verteilungsschlüsseln " eingefügt.

4.

a ) Im § 20b werden in den Zeilen 4 und 5 die Worte
„zinslose Darlehen " durch „ verlorene Zuschüsse " ersetzt.
b ) Der 8 20b erhält folgende Absätze 2 und 3:

Die Gemeindeaufsichtsbehörden sind bei der Aus¬
übung ihres Aufsichtsrechts unter anderem auch befugt,
die im vorstehenden Absatz unter Ziffer 1 und 2 vor¬
gesehene Beschlutzfassung der Gemeinden durch eine mit
Genehmigung des Staatsministeriums zu erlassende An¬
ordnung zu ersetzen.
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Das Staatsministerium ist berechtigt , die den not-
leidenden Gemeinden für die Rechnungsjahre 1928 und
1929 gewährten zinslosen Darlehen in verlorene Zu¬
schüsse umzuwandeln.

5.

Dem tz 20c wird folgender Absatz nachgefügt:
Ein aus dem Rechnungsjahr 1929 etwa verblei¬

bender Rest des Ausgleichsstocks ist im Landesteil Lü¬
beck nach dem Verhältnis der Heranziehung der Ein¬
kommen -, Körperschafts - und Umsatzsteuer zu dem Aus¬
gleichsstock zu zerlegen und an die Gemeinden und Ge¬
meindeverbände nach den für den Gemeindeanteil an
diesen Steuern geltenden Verteilungsschlüsseln zu ver¬
teilen . Jedoch erhält der Landesverband Lübeck aus dem
Restbestand den Betrag , um den sein Anteil an der
Umsatzsteuer im Rechnungsjahr 1929 für den Aus¬
gleichsstock gekürzt worden ist, zurückerstattet . Die Ge¬
meinde Rensefeld erhält auf Antrag aus dem Rest des
Ausgleichsstocks ein zinsloses Darlehen in Höhe des
rechnungsmäßigen Fehlbetrages der Gemeinde aus dem
Rechnungsjahr 1928 in Höhe von 25 000 die
Rückzahlungstermine bestimmt die Regierung , die zurück¬
gezahlten Beträge sind wie Einkommen - und Körper¬
schaftssteuern an die Gemeinden zu verteilen . Voraus¬
setzung für die Gewährung des Darlehns ist, daß die
Bestimmungen des 8 20b dieses Gesetzes zur Anwen¬
dung kommen.

Im Landesteil Birkenseid bleibt die Verteilung eines
Restes des Ausgleichsstocks aus dem Rechnungsjahr 1929
an die Gemeinden und Gemeindeverbände späterer ge¬
setzlicher Bestimmung Vorbehalten.

6.

Der § 21 Abs . 3 wird durch folgende Bestimmung
ersetzt:



Gemeindeabgaben (Steuern , Beiträge , Gebühren)
verjähren in 5 Jahren ; die Verjährung beginnt mit dem
Ablauf des Rechnungsjahres , in dem der Anspruch ent¬
standen ist. Im übrigen finden auf die Verjährung die
Vorschriften der ZK 120—126 der Reichsabgabenord¬
nung entsprechende Anwendung.

7.

Der ß 22 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:
Die Bestimmungen der ZZ 1, 3, 4, 4a , 13 Abs. 5

und 6, 20 , 20a , 20b und 20c treten mit dem 1. April
1931 außer Kraft . Einem ferneren Gesetz bleibt es Vor¬
behalten , diese Bestimmungen mit rückwirkender Kraft
zu ändern ; Zahlungen erfolgen bis dahin vorbehaltlich
dieser gesetzlichen Aenderung.

Steuerstatuten , die von Gemeinden oder Gemeinde¬
verbänden auf Grund der ZK 7—16 im Rechnungsjahr
1929 oder in früheren Rechnungsjahren ohne zeitliche
Beschränkung erlassen worden sind, behalten ihre Gültig¬
keit über das Rechnungsjahr 1929 hinaus.

Artikel III.

Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung in Kraft.

Artikel IV.

Das Staatsministerium wird ermächtigt , den Tert
des Gesetzes, wie er sich aus den Artikeln I und II er¬
gibt , als Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden
(Finanzausgleichsgesetz ) zu veröffentlichen.

Oldenburg , den 1. April 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . Or . Driver.

Thyen,
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Gesetzblatt
für den
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Inhalt:
Nr . 117. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. April 1930,

betreffend Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Aus¬
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen
Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz).

Nr . 118. Verordnung des Staatsministeriums für den Landesteil
Oldenburg vom 3. April 1930 zur Ausführung der Pacht¬
schutzordnung.

Ar. 117.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Gesetz für den

Freistaat Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzaus¬
gleichsgesetz).

Oldenburg , den 1. April 1930.

Auf Grund der Ermächtigung in Artikel IV des
Gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 1. April 1930
zur Aenderung des Gesetzes vom 12. Juli 1924 zur Aus¬
führung des Finanzausgleichsgesetzes wird nachstehend
der Tert dieses Gesetzes, wie er sich aus den vom Land¬
tage beschlossenen Aenderungen ergibt , als Gesetz zur
Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-



scheu Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichs-
gesetz) bekannt gemacht.

Oldenburg , den 1. April 1930.

Staatsministerium.
v. Finckh . vr . Driver.

8 1.
Die nach dem Reichsfinanzausgleichsgesetz auf den

Freistaat Oldenburg entfallenden Anteile an dem Auf¬
kommen an Einkommensteuer und an Körperschastssteuer
werden für die Landeskassen vereinnahmt.

Von den einkommenden Beträgen verbleiben drei
Siebentel den Landeskassen , die übrigen vier Siebentel
bilden den Gemeindeanteil . Der Gemeindeanteil wird
nach dem Verhältnisse der Einkommen - und Körper¬
schaftssteuerrechnungsanteile , die reichsgesetzlich jeweils
für die Berechnung des Schlüsselanteils des Landes an
der Einkommen - und Körperschaftssteuer maßgebend
sind, verteilt.

8 2.
Das nach dem Finanzausgleichsgesetz auf den Frei¬

staat Oldenburg entfallende Auskommen an Grund-
erwerbssteuer wird für die Landeskassen vereinnahmt
und von diesen im Landesteil Oldenburg zur Hälfte
den Gemeinden und in den Landesteilen Lübeck nnd
Birkenfeld je zu einem Viertel dem Landesverband und
den Gemeinden zugeführt.

Die Gemeinden des Landesteils Oldenburg , sowie
die Landesverbände der Landesteile Lübeck und Birken¬
feld können einen Zuschlag zur Grunderwerbssteuer bis
zu den bei der reichsrechtlichen Regelung des Finanz-



ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden zu¬
gelassenen Höchstsätzen erheben.

Der Zuschlag wird durch Beschluß der Gemeinde¬
vertretung oder des Landesausschusses festgesetzt.

8 3-
Die dem Freistaat Oldenburg nach dem Reichs¬

finanzausgleichsgesetz zufließenden Anteile an der Um¬
satzsteuer und der Rennwettsteuer sind an die Landes¬
lassen abzusühren.

8 4.

Von den Eingängen an Umsatzsteuer verbleiben
zwei Fünftel den Landestassen , die übrigen drei Fünftel
bilden den Gemeindeanteil . Der Gemeindeanteil wird
vom Ministerium des Innern an die Gemeinden und
Gemeindeverbände zur Hälfte nach der Beoölkerungs-
zahl verteilt , die andere Hälfte wird nach dem Jst-
aufkommen der einzelnen Finanzamtsbezirke zerlegt und
die hiernach errechneten Anteile auf die einzelnen Ge¬
meinden des Finanzamtsbezirks nach den für die Ver¬
teilung der Einkommen - und Körperschaftssteuer maß¬
gebenden Verteilungsschlüsseln (Z 1 Abs. 2 Satz 2)
verteilt , und zwar erhalten im Landesteil Oldenburg die
Amtsverbände und in den Landesteilen Lübeck und Bir¬
kenfeld der Landesverband ein Drittel und die Ge¬
meinden Zwei Drittel.

8 4a.
Als Anteile an der Reichseinkommen- und Körper-

schastssteuer und an der Umsatzsteuer gelten auch die
Beträge , die vom Reich auf Grund des Reichsfinanz¬
ausgleichsgesetzes zur Deckung eines etwaigen Ausfalls
an der Reichseinkommen- und Körperschaftssteuer und
an der Ummsatzsteuer zur Verfügung gestellt werden.
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Die vom Reich nach den Vorschriften über die Ver¬

teilung der Umsatzsteuer überwiesene Summe gilt ganz

als Umsatzsteuer.
8 5.

Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zur

Grundsteuer bis zum Dreifachen und zur Gebäudesteuer
bis zum Einfachen des Grundbetrages der staatlich ver¬

anlagten Steuer des Rechnungsjahres zu erheben.

8 6.

Die in den letzten 10 Jahren in Kultur genommenen
Flächen sind bis zu 15 lm kuf Antrag des Steuer¬
pflichtigen von den Gemmeindezuschlägen zur Grundsteuer
frei zu stellen.

Der Antrag mutz innerhalb einer von der Ge¬

meinde zu setzenden Frist gestellt werden , die mindestens
14 Tage , vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet,
betragen mutz.

Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zur Ge¬

werbesteuer bis zum Dreifachen des Grundbetrages der

staatlichen Steuer nach Matzgabe der Gewerbesteuergesetze
für die drei Landesteile in der jeweils gültigen Fassung
zu erheben.

Die Gemeinden sind berechtigt , durch Statut be¬

sondere Gewerbesteuern einzuführen:

1. für fabrikmäßige Unternehmungen , in deren Be¬
triebe in der Regel mindestens 30 Arbeiter und
Angestellte beschäftigt werden,

2. für zur Ausübung des stehenden Gewerbe¬
betriebes unterhaltene Betriebsstätten (im Sinne

des Finanzausgleichsgesetzes ) von Betrieben , deren
Hauptsitz außerhalb des Landesteils liegt , und
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die nicht zu einer Steuer nach Ziffer 1 heran¬
gezogen werden.

Steuerpflichtige , die zu einer besonderen Gewerbe¬

steuer herangezogen werden , sind von der Zahlung von
Zuschlägen zur Gewerbesteuer befreit.

Eine Abstufung der Zuschläge ist nicht gestattet.
Die Heranziehung hat hinsichtlich sämtlicher zur Steuer
veranlagter Gewerbebetriebe zu erfolgen.

8 8 .
Bei der Erhebung von Zuschlägen zu den Steuern

vom Grundvermögen und vom Gewerbe darf die Ge¬

werbesteuer , nach Hundertsähen der staatlich veranlagten
Steuer berechnet , höchstens doppelt so stark herangezogen
werden wie die Grundsteuer und umgekehrt , und die

Gebäudesteuer darf nicht höher als zu einem Drittel
im Verhältnis zur Grundsteuer herangezogen werden.
Werden keine Zuschläge zur Gewerbesteuer gehoben , so

darf an Zuschlägen zur Grundsteuer nicht über 100 v . H.
erhoben werden.

Ausnahmen können aus besonderen Gründen vom
Staatsministerium zugelassen werden.

Für die Landesteile Lübeck und Birkenfeld kann
das Staatsministerium das Recht zur Erteilung dieser
Genehmigung den Regierungen übertragen.

8 9.

Wenn die Gemeinden an Stelle der Zuschläge zur
Grundsteuer oder zur Eebäudesteuer oder zur Gewerbe¬
steuer oder neben solchen Zuschlägen besondere Steuern
vom Grundbesitz oder besondere Gewerbesteuern erheben,
so gelten die in den 88 5 , 7 und 8 vorgeschriebenen
Höchstgrenzen für das Jahresaufkommen der besonderen

Steuer oder für den Betrag , der sich aus der Zu¬
sammenrechnung des Jahresaufkommens der besonderen
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Steuer und der Zuschläge ergibt . Das Staatsmini¬
sterium bestimmt bei der Entscheidung über die Ge¬
nehmigung der Steuerordnung , ob und wie weit die
Höchstgrenze unter Berücksichtigung der Vorschriften des
Z 8 des Finanzausgleichsgesetzes und der besonderen
Verhältnisse der Gemeinden überschritten werden darf.

8 10.
Die Gemeinden sind berechtigt , Zuschläge zu der

Steuer vom bebauten Grundbesitz bis zu 50 o/o der
jeweilig zur Hebung kommenden staatlichen Steuer nach
Maßgabe der Gesetze, betreffend die Erhebung einer
Steuer vom bebauten Grundbesitz für die drei Landes¬
teile , zu erheben.

Die Gemeindeverbände — im Landesteil Birkenseid
die Bürgermeistereien — haben dasselbe Recht, wenn
sie für die Gemeinden ihres Bezirks die mit der För¬
derung des Wohnungsbaues verbundenen Lasten über¬
nehmen . Faßt der Amtsrat oder Bürgermeistereirat
einen entsprechenden Beschluß in erster Lesung nicht
spätestens 4 Wochen nach Inkrafttreten des für das
Rechnungsjahr geltenden Ausführungsgesetzes zum
Finanzausgleichsgesetz , so können die Gemeinden , so¬
weit der Gemeindeverband keinen Zuschlag oder den
Zuschlag nicht in voller Höhe erhebt , selbst den Zu¬
schlag bis zur Höchstgrenze von 100 «/» der staatlichen
Steuer erheben.

Die Bestimmungen der Gesetze für die drei Landes¬
teile, betreffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten
Grundbesitz , sind entsprechend anzuwenden . Die in diesen
Gesetzen vorgesehene Erstattung und Anrechnung: laufen¬
der Geldverpflichtungen bleiben jedoch bei der Berech¬
nung der Zuschläge der Gemeinden und Gemeindever¬
bände außer Betracht . Soweit die zu erstattenden oder
anzurechnenden lausenden Geldverpflichtungen die staat-



liche Steuer vom bebauten Grundbesitz übersteigen, ist
der Zuschlag der Gemeinden und Eemeindeverbände an¬
teilmäßig zu kürzen.

Soweit das Staatsministerium Vorauszahlungen
auf die staatliche Steuer bestimmt, sind die Gemeinden
und Gemeindeverbände berechtigt, entsprechende Voraus¬
zahlungen auf ihre beschlossenen Zuschläge zu erheben,-
einer besonderen Beschlußfassung der Vertretung bedarf
es nicht.

8 10a.
Die Gemeinden sind verpflichtet, den in ihrem Ge¬

meindebezirk befindlichen Ortsgenossenschaften einen Teil
des örtlichen Aufkommens an Gemeindesteuern aus den
Ortsgenossenschaftsbezirken als Zuschuß zu gewähren, so¬
weit die Gemeinden unter Berücksichtigung ihrer eigenen
notwendigen Ausgaben hierzu in der Lage sind und die
Ortsgenossenschaften eines Zuschusses zur Deckung ihrer
notwendigen Ausgaben bedürfen. Kommt eine Eini¬
gung nicht zustande, so entscheidet die Aufsichtsbehörde
nach billigem Ermessen. Eine Anfechtung der Ent¬
scheidung findet nicht statt.

Ist eine Gemeinde nach der Entscheidung der Auf¬
sichtsbehörde nicht in der Lage, eine Ortsgenossenschaft
an ihrem Steueraufkommen ausreichend zu beteiligen,
so hat die Ortsgenossenschaft das Recht, neben dem von
der Gemeinde nach Z 5 dieses Gesetzes erhobenen Zu¬
schläge zur Gebäudesteuer einen weiteren Zuschlag zu
erheben, der jedoch 100 o/n des Grundbetrages der staat¬
lichen Steuer nicht übersteigen darf.

8 11.
Beschlüsse der Gemeinden nach Z 5, § 7 Abs. 1 und

8 10 müssen unter Beobachtung der Vorschriften des Ar¬
tikels 87 der Gemeindeordnung für die Landesteile Ol-
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denburg und Lübeck und des Artikels 43 der Gemeinde¬
ordnung für den Landesteil Birkenfeld gefaßt werden.
Auf Beschlüsse nach 8 2 Abs. 3 finden diese Vorschriften
keine Anwendung.

8 12.

Die Gemeinden sind berechtigt , bei Veräußerung
von Grundstücken auf Grund eines Statuts eine Wert¬
zuwachssteuer zu erheben . Sie sind dazu verpflichtet,
soweit es sich um Grundstücke handelt , deren Ver¬
äußerer das Eigentum an den Grundstücken in der Zeit
vom 1. Januar 1919 bis zum 31 . Dezember 1924 er¬
worben haben.

Die Veranlagung der Steuer erfolgt durch den
Amtsverband , dem die Gemeinde angehört . Der Amts¬
verband erhält eine Veranlagungsgebühr von 4 v. H.
des Steuerbetrages . Die Hebung der Steuer erfolgt
durch die Gemeinde , die 4v . H.  des jeweiligen Hebungs¬
betrages unverzüglich an den Amtsverband abzuführen
hat . In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld tritt
an die Stelle des Amtsverbandes der Landesverband.

Die Gemeinden sind berechtigt , die Veranlagung
der Steuer im Wege der Vereinbarung durch die
Finanzämter vornehmen zu lassen. Wegen der Zu¬
lässigkeit der Rechtsmittel , der Rechtsmittelv erfahren und
der Kosten des Verfahrens finden dann die Vorschriften
der ZA 217 —297 der Reichsabgabenordnung vom
13. Dezember 1919 entsprechende Anwendung ; jedoch
tritt in den Fällen , in denen nach der Reichsabgaben¬
ordnung die Zuständigkeit des Reichsfinanzhoss zur Ent¬
scheidung begründet ist, an dessen Stelle das Oberver¬
waltungsgericht Oldenburg ; für das Verfahren finden
aber auch in diesen Fällen die Vorschriften der Reichs¬
abgabenordnung entsprechende Anwendung.



8 13.

Die Gemeinden sind berechtigt , zu Zwecken der
öffentlichen Wegeunterhaltung eine durch Statut ein¬
zuführende Steuer für die Benutzung der Wege durch
Fahrzeuge (Wegesteuer ) zu erheben . In Amtsbezirken,
in denen Amtswege vorhanden sind, haben neben ihnen
die Amtsverbände hinsichtlich ihrer Wege die gleiche Be¬
rechtigung , ebenso die Landesverbände in den Landes¬
teilen Lübeck und Birkenseid.

Die Steuer ist in den Landesteilen Oldenburg und
Lübeck nach den Bestimmungen der Wegeordnungen dieser
Landesteile über die Verteilung der Kosten der Unter¬
haltung der befestigten Gemeindewege umzulegen mit
der Maßgabe , daß an Stelle der Gesamtsteuer die
Grund - und Gebäudesteuer tritt . Auch im Landesteil
Birkenfeld ist die Steuer nach der Grund - und Ee-
bäudesteuer umzulegen . Die Steuer ist bei landwirt¬
schaftlichen Betrieben von dem Inhaber des Betriebes
zu entrichten.

Bei gewerblichen und anderen nicht landwirtschaft¬
lichen Betrieben , in denen Fahrzeuge gehalten werden,
ist die Steuer nach Fahrzeugen oder nach Zugtieren
umzulegen . Das Gleiche gilt für gewerbliche Neben¬
betriebe der Landwirtschaft , wie Ziegeleien , Brennereien,
Molkereien , Torfgräbereien usw., sowie für Privatper¬
sonen, die Fahrzeuge oder Zugtiere halten.

In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld sowie
in denjenigen Amtsbezirken , in denen die Wegesteuer
von den Amtsverbänden erhoben wird , sind die Ge¬
meinden auf Verlangen der Gemeindeverbände zur un¬
entgeltlichen Mitwirkung bei der Verwaltung der Steuer
und zu ihrer Hebung verpflichtet.
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Die Reichskraftfahrzeugsteuer fließt im Landesteil
Oldenburg der Landeskasse und in den Landesteilen
Lübeck und Birkenfeld den Landesverbänden zu.

An der Hälfte der dem Landesteil Oldenburg zu-
fließenden Erträgnisse werden die Amtsverbände und
Gemeinden beteiligt , die die vom Ministerium des
Innern als Durchgangsstraße festgestellten Lhaussee-
strecken zu unterhalten haben , und zwar nach dem Ver¬
hältnis der Länge dieser Strecken zur Länge der Staats¬
chausseen.

8 14.
Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen

Amtsverband bildenden Städte und die Landesverbände
sind verpflichtet , Vergnügungssteuern gemäß den vom
Reichsrat erlassenen Bestimmungen über die Ver¬
gnügungssteuer zu erheben . Sie haben ihre Gemeinden
mit zwei Dritteln des örtlichen Aufkommens zu be¬
teiligen.

Die Gemeinden sind verpflichtet , bei der Verwaltung
und Hebung der Steuern unentgeltlich mitzuwirken.

8 15.
Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen

Amtsverband bildenden Städte und die Landesverbände
sind berechtigt , im Wege des Statuts nach Maßgabe
des Z 15 des Reichsfinanzausgkeichsgesetzes in der
Fassung des Z 2 Ziffer 3 des Reichsgesehes zur Ueber-
gangsregelung des Finanzausgleichs zwischen Reich, Län¬
dern und Gemeinden vom 9. April 1927 Steuern auf
den örtlichen Verbrauch von Bier zu erheben . Sie
haben ihre Gemeinden nach der Bevölkerungszahl mit
zwei Dritteln des Aufkommens zu beteiligen ; die Stadt¬
gemeinden werden mit dem Doppelten ihrer Einwohner¬
zahl angesetzt. Die Gemeinden sind verpflichtet , bei



der Verwaltung und Hebung der Steuern unentgelt¬
lich mitzuwirten.

Wenn Amtsverbände und Landesverbände von dem
Recht keinen Gebrauch machen, steht es ihren Gemein¬
den zu.

8 16.

Die Gemeinden sind berechtigt , vorbehältlich der
in den ZZ 5 und 7 dieses Gesetzes gegebenen Ein¬
schränkungen, Steuern , Beiträge , Gebühren jeder Art,
Naturaldienste und Kurtaxen durch Statut zu be¬
schkiesten.

Die Bestimmung des Gesetzes für das Herzogtum
Oldenburg vom 5. März 1897 , betreffend Erhebung
einer Kurtaxe in Wangerooge , und des Gesetzes für
das Fürstentum Lübeck vom 5. März 1900 , betreffend
Erhebung einer Kurtaxe in Niendorf , Klein -Timmen¬
dorfer Strand , Scharbeutz und Haffkrug und betreffend
Bildung eines Ostseebäderfonds , und vom 7. November
1904 , betreffend eine Kurtaxe in den zu den Ostsee¬
bädern gehörigen Kur - und Badeorten , bleiben un¬
berührt.

Die Amtsverbände und Landesverbände können die
Leistung von persönlichen und Naturaldiensten zur Aus¬
führung von Arbeiten für den Amtsverband oder Lan¬
desverband unter Wahrung der Grundsätze der Nach¬
bargleichheit abweichend von den Bestimmungen der
Artikel 51 und 52 der Gemeindeordnungen für die Lan¬
desteile Oldenburg und Lübeck oder des Artikels 72
der Gemeindeordnung für den Landesteil Birkenfeld so¬
wie abweichend von den Vorschriften der Wegeordnungen
für die Landesteile Oldenburg und Lübeck oder des
Wegegesetzes für den Landesteil Birkenfeld durch Statut
regeln,
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8 17.

Die Vorschriften der bestehenden Gesetzgebung über
die Umlegung von Steuern durch Eemeindeverbände
über Gemeinden bleiben unberührt mit der Maßgabe,
daß an Stelle der oldenburgischen staatlichen Einkommen¬
steuer ein Drittel der auf die betreffende Gemeinde nach
dem Rechnungsanteil gemäß den Bestimmungen des
Reichsfinanzausgleichsgesetzes entfallenden Reichseinkom¬
men- und Körperschaftssteuer (Landes - und Gemeinde¬
anteile ) tritt , und daß auch ohne das Vorliegen be¬
sonderer Gründe mit Genehmigung des Ministeriums
des Innern (der Regierung ) ein besonderer Verteilungs¬
maßstab beschlossen werden kann. Im Landesteil Olden¬
burg ist für die Umlagen der Amtsverbände das Drittel
des Landes - und Eemeindeanteiles an der Einkommen-
und Körperschaftssteuer einer Gemeinde mindestens mit
dem 1 /̂zfachen des Betrages ihrer einfachen staatlichen
Grund - und Gebäudesteuer anzusetzen. In der Be¬
rechnung nicht mit anzusetzen sind die Beträge der
Grund - und Eebäudesteuer solcher Grundstücke und Ge¬
bäude , deren Erträge nach dem Reichseinkommen- und
Körperschaftssteuergesetz gesetzlich der Besteuerung nicht
unterliegen.

Von dem der Gemeinde nach Z 1 Abs. 2 dieses
Gesetzes zustehenden Anteil an der Reichseinkommen-
und Körperschaftssteuer ist auf Antrag des Amtsvor¬
standes vom Ministerium der Finanzen — in den Lan¬
desteilen Lübeck und Birkenfeld auf Antrag des Landes¬
vorstandes von der Regierung — ein Teil zur Deckung
der vom Amtsrat — Landesausschüsse — beschlossenen
Umlage zu kürzen und an die Amtsverbandskasse —
Landesverbandskasse — abzuführen . Dieser Teil wird
nach dem Verhältnis bestimmt , in welchem im Vor¬
jahre die Höhe der von der Gemeinde an den Amts-
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verband — Landesverband — abzuführenden Umlage¬

beträge zu der Höhe der durch die Ueberweisungen
des Reiches und durch Steuern zu deckenden Ausgaben
der Gemeinde steht.

8 18.

Die durch Gesetz vom 17 . August 1920 zur vor¬

läufigen Ausführung des Landessteuergesetzes auf¬
gehobenen Vorschriften , nach denen Gemeindeausgaben
durch Steuern bestimmter Art zu decken waren , soweit

sie nicht die Deckung von Ausgaben durch Steuern

vom Grundbesitz oder nach dem Viehbestand vor¬

schreiben , bleiben ausgehoben.

8 19.
Die Gemeinden sind verpflichtet , die ihnen zur Ver¬

fügung stehenden Steuern nach Maßgabe ihres Steuer¬

bedarfs unter Vermeidung von unverhältnismäßigen Be¬

lastungen einzelner Steuern auszunutzen.
Beschlüsse , die dem Abs . 1 zuwiderlaufen , können

als gesetzwidrig beanstandet werden.

8 20.
1 . Zu den Ausgaben für das Diensteinkommen der

Volksschullehrer und der Lehrer an Volksschulerweite¬
rungsklassen und für an nicht vollbeschäftigte technische

Lehrpersonen zu zahlende Vergütungen werden allen

Gemeinden , in denen diese Ausgaben 85 vom Hundert
des der Gemeinde zufließenden Anteils an der Reichs¬

einkommen - und Körperschaftssteuer übersteigen , zur

Deckung des überschießenden Betrages aus der Landes¬

kasse Beihilfen gewährt . Ausgaben für Schulen oder

Klassen , die nicht von der oberen Schulbehörde ge¬

nehmigt oder nachträglich als notwendig anerkannt sind,

bleiben unberücksichtigt ; außerordentliche Bewilligungen
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seitens einer Gemeinde kommen nur insoweit in Be¬
tracht , als sie vom Ministerium der Kirchen und Schulen
genehmigt sind.

Die genannten Beihilfen an die Gemeinden dürfen
die im Haushalt der Landeskassen zur Verfügung ge¬
stellten Summen nicht überschreiten und sind verhält¬
nismäßig zu kürzen.

Macht eine Gemeinde durch Zusammenlegung von
Klassen und dergleichen Ersparnisse , so hat die Gemeinde
Anspruch auf Weiterzahlung der Hälfte des für die
Gemeinde ersparten Staatszuschusses aus der Landes¬
kasse.

2. In die Haushalte der Landeskassen sind zum
Lastenausgleich bezüglich der Kosten für die höheren
Schulen , höheren Bürger -, höheren Mädchen - und Mittel¬
schulen der Gemeinden und der Volksschuthausbauten so¬
wie der Berufs -, Handels - und höheren Handelsschulen,
der landwirtschaftlichen Schulen , der Wanderhaushal¬
tungsschulen der Gemeinden und Gemeindeoerbände , der
höheren Privatlehranstalten sowie der privaten Volks¬
schulen Beträge einzustellen, die nach den dafür aus¬
zustellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

8 20a.

1. Zum weiteren Lastenausgleich wird aus den Be¬
trägen , die den Gemeinden aus einem Gesamtlandes¬
anteil an der Reichseinkommen-, Körperschafts - und Um¬
satzsteuer über 2,4 Milliarden Reichsmark hinaus gemäß
8 Ifs . dieses Gesetzes zusließen würden , ein Ausgleichs¬
stock gebildet.

2. Aus dem Ausgleichsstock sind zu decken:
I. für persönliche Volksschullasten (8 20 Abs. 1)

a) die Ausgaben der Gemeinden , die 35 o/o ihres
Anteils an der Reichseinkommen- und Körper-



schaftssteuer übersteigen und durch Staatszuschus;
nicht gedeckt sind. Im Landesteil Birkenfeld
werden diese Zuwendungen um 50 «'« der staat¬
lichen Grundsteuer gekürzt;

b) diejenigen Beträge , die die Gemeinden an
Staatszuschus ; und nach a) 1930 weniger er¬
halten würden , als sie 1928 an Staatszuschutz
und aus dem Ausgleichsstock erhalten haben,
im Landesteil Oldenburg bis zu einem Gesamt¬
beträge von 300 000

II. für die höheren Schulen , höheren Bürger -, höheren
Mädchen - und Mittelschulen der Gemeinden , die Be¬
rufsschulen, die Handels - und höheren Handels¬
schulen, die landwirtschaftlichen Schulen , die Wan¬
derhaushaltungsschulen der Gemeinden und Ge¬
meindeverbände und die höheren Privatlehranstalten
dieselben Beträge , die sie im Rechnungsjahre 1928
aus dem Ausgleichsstock erhalten haben.

Das Staatsministerium hat durch Abbau oder
Neueinstellung von Lehrkräften hervorgerufene Ver¬
änderungen unter entsprechender Anwendung der
für 1928 maßgebenden Bestimmungen bei der Be¬
messung der Beteiligung zu berücksichtigen.

II !. Im Landesteil Lübeck sind aus dem Ausgleichsstock
die Härten auszugleichen , die durch eine Verschie¬
bung der Verteilungsgrundlage für die Eemeinoe-
anteile an der Einkommen - und Körperschaftssteuer
infolge Steigerung des Rechnungsanteils einzelner
Gemeinden gegenüber den VIII . Verteilungsschlüsseln
entstehen ; auf die Leistungen aus dem Aus¬
gleichsstock nach ß 20a Ziffer 21 sind die Mehr¬
beträge , die einzelnen Gemeinden infolge einer Ver¬
schiebung der Verteilungsgrundlage für die Ein¬
kommen- und Körperschaftssteuer zufliesten, anzu¬
rechnen.
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IV. Gemeinden , die das Zuschlagsrecht zur staatlichen
Grund - und Eebäudesteuer — Wegesteuern , Wege¬
umlagen und Naturalleistungen sind entsprechend
ihrem Umfang anzurechnen —, zur Gewerbesteuer
und Hauszinssteuer nicht voll ausgeschöpft haben,
werden die aus dem Ausgleichsstock zu zahlenden
Beträge um die nicht erhobenen Steuerbeträge
gekürzt.

8 20b.

Aus dem Ausgleichsstock können nach den vom
Staatsministerium aufzustellenden , dem Landtage mit¬
zuteilenden Grundsätzen an Geeminden , die nach diesen
Grundsätzen als notleidend anzusehen sind, verlorene Zu¬
schüsse gewährt werden unter der Voraussetzung , daß die
Gemeinden mit Genehmigung des Staatsministeriums

1. Zuschläge zur staatlichen Grund -, Gebäude - und
Gewerbesteuer und zur staatlichen Steuer vom
bebauten Grundbesitz oder zu einer oder mehreren
dieser Steuern über die in den 88 5, 7 und 10
dieses Gesetzes bestimmten Höchstgrenze hinaus,

2. nach 8 16 Abs. 1 dieses Gesetzes Statuten , die
etwa die Hälfte des Ertrages der in Ziffer 1
vorgesehene Zuschläge erbringen sollen,

beschließen.
Die Eemeindeaufsichtsbehörden sind bei der Aus¬

übung ihres Aufsichtsrechts unter anderem auch befugt,
die im vorstehenden Abs. unter Ziffer 1 und 2 vorge¬
sehene Beschlußfassung der Gemeinden durch eine mit
Genehmigung des Staatsministeriums zu erlassende An¬
ordnung zu ersetzen.

Das Staatsministerium ist berechtigt , die den not¬
leidenden Gemeinden für die Rechnungsjahre 1928 und
1929 gewährten zinslosen Darlehen in verlorene Zuschüsse
umzuwandeln.



465

8 20c.

Reicht der Ausgleichsstock nicht aus , so ist er unter
Vermeidung der Ansammlung von Restbeträgen aus
dem Eemeindeanteil an der Reichseintommen - und Kör¬
perschaftssteuer um die Beträge zu verstärken , die in
Erfüllung des § 20a und nach der endgültigen Ge¬
staltung dieses Gesetzes notwendig sind, für den Landes¬
teil Oldenburg jedoch nur bis zur Höchstsumme von
500 000

Ein aus dem Reichsjahr 1929 etwa verbleibender
Rest des Ausgleichsstocks ist im Landesteil Lübeck nach
dem Verhältnis der Heranziehung der Einkommen -, Kör¬
perschafts - und Umsatzsteuer zu dem Ausgleichsstock zu
zerlegen und an die Gemeinden und Gemeindeverbände
nach den für den Gemeindeanteil an diesen Steuern gel¬
tenden Verteilungsschlüsseln zu verteilen . Jedoch erhält
der Landesverband Lübeck aus dem Restbestand den Be¬
trag , um den sein Anteil an der Umsatzsteuer im Rech¬
nungsjahr 1929 für den Ausgleichsstock gekürzt worden
ist, zurückerstattet . Die Gemeinde Rensefeld erhält auf
Antrag aus dem Rest des Ausgleichsstocks ein zinsloses
Darlehen in Höhe des rechnungsmäßigen Fehlbetrages
der Gemeinde aus dem Rechnungsjahr 1928 in Höhe von
25 000MF ^ die Rückzahlungstermine bestimmt die Regie¬
rung , die zurückgezahlten Beträge sind wie Einkommen - und
Körperschaftssteuern an die Gemeinden zu verteilen . Vor¬
aussetzung für die Gewährung des Darlehns ist, daß die
Bestimmungen des ß 20d dieses Gesetzes zur Anwen¬
dung kommen.

Im Landesteil Birkenfeld bleibt die Verteilung eines
Restes des Ausgleichsstocks aus dem Rechnungsjahr 1929
an die Gemeinden und Eemeindeverbände späterer ge¬
setzlicher Bestimmung Vorbehalten.

2
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8 21.

In den Steuerstatuten kann bestimmt werden , daß

die 88 162 —216 der Reichsabgabenordnung oder ein¬

zelne Vorschriften aus ihnen sinngemäß Anwendung

finden sollen.
Wegen Steuerhinterziehung (8 359 Reichsabgaben¬

ordnung ) können Geldstrafen bis zum fünffachen Betrage

der hinterzogenen Steuer angedroht werden . Auf das

Strafrecht und das Strafverfahren müssen die Vor¬

schriften der 88 355 bis 442 für entsprechend anwend¬
bar erklärt werden.

Gemeindeabgaben (Steuern , Beiträge , Gebühren)

verjähren in 5 Jahren, - die Verjährung beginnt mit dem

Ablauf des Rechnungsjahres , in dem der Anspruch ent¬

standen ist. Im übrigen finden auf die Verjährung die

Vorschriften der 88 130— 126 der Reichsabgabenord¬

nung entsprechende Anwendung.

8 22.
Die Bestimmungen der 88 1, 3, 4, 4a , 13 Abs. 5

und 6, 20 , 20a , 20b und 20o treten mit dem 1. April

1931 außer Kraft . Einem ferneren Gesetz bleibt es Vor¬

behalten , diese Bestimmungen mit rückwirkender Kraft

zu ändern ; Zahlungen erfolgen bis dahin vorbehaltlich

dieser gesetzlichen Aenderung.
Steuerstatuten , die von Gemeinden oder Gemeinde¬

verbänden auf Grund der 88 7—16 im Rechnungsjahr

1929 oder in früheren Rechnungsjahren ohne zeitliche Be¬

schränkung erlassen worden sind, behalten ihre Gültig¬

keit über das Rechnungsjahr 1929 hinaus.

8 23.

Das Staatsministerium erläßt die zur Durchführung

dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen.
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Ar. U8.
Verordnung des Staatsministeriums für den Landesteil Oldenburg

zur Ausführung der Pachtschutzordnung.
Oldenburg, den 3. April 1830.

Auf Grund des Reichsgesetzes zur Aenderung der
Pachtschutzordnung vom 29 . März 1930 (RGBl . S.
107) wird folgendes verordnet:

I.

tz 31 Abs. 1 der Pachtschutzordnung für den Landes¬
teil Oldenburg vom 2. September 1925 in der Fassung
der Verordnung vom 19 . Juli 1929 erhält folgende
Fassung:

„Diese Verordnung tritt am 30 . September 1931
außer Kraft ."

II.

Diese Verordnung tritt am 31 . März 1930 in
Kraft.

Oldenburg , den 3. April 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . vr . Driver.

T h y e n.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XI ->VI . Band . (Ausgegeben den 17. April 1930.) 77. Stück.

Inhalt:
Nr . 119 . Bekantmachung des Staatsministeriums vom 5. April 1930

zur Ausführung des Gesetzes zum Schutze der Republik vom
25 . März 1930 (RGBl . I S . 91 ).

Nr . 120 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 9. April 1930.
betreffend Änderung der Weserflublots -Gebühren -Ordnung.

Nr . 121 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 9. April 1930,
betreffend Änderung der Seelots - Gebühren -Ordnung.

Nr . 122 . Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12 . April 1930

zur Abänderung der Gesetze für das Herzogtum Oldenburg
und die Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld vom 22 . Fe¬
bruar 1898 , betreffend Besteuerung des Wandergewerbes.

Nr . 123 . Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12 . April 1930
über die Verlängerung der Geltungsdauer der Gewerbe¬
steuergesetze für das Rechnungsjahr 1930 und über die

Änderung dieser Gesetze.
Nr . 124 . Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom 12 . April 1930

über die Erhebung eines Zuschlages zur staatlichen Ge¬
werbesteuer.

Nr . 125 . Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 14 . April 1930,
betreffend die Änderung des Gesetzes für den Freistaat

Oldenburg vom 21 . Mai 1921 , betreffend die zeitweilige
Aufhebung der einseitigen Rechte auf Ablösung von Natural-
berechtigungen und Naturaldiensten , in der Fassung des
Gesetzes vom 6. Juli 1929.
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Nr. U9.
Bekanntmachung des Siaatsministeriums zur Ausführung des Gesetzes

zum Schutze der Republik vom 25 . März 1930 (RGBl . I S . 91 ).

Oldenburg , den 5 . April 1930.

8 i . , .
Für die Anordnung der Auflösung eines Vereins

oder des Verbots einer periodischen Druckschrift (Z 9
Abs. 1 und Z 13 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes) sind zu¬
ständig

a) im Landesteil Oldenburg das Ministerium des
Innern,

b) im Landesteil Lübeck die Regierung in Eutin,
o) im Landesteil Birkenfeld die Regierung in Birken¬

feld.

8 2.

Oberste Landesbehörde im Sinne des Z 9 Abs. 2
und 3 des Gesetzes ist das Staatsministerium.

Polizeibehörden im Sinne des § 8 des Gesetzes
sind die Ortspolizeibehörden,

8 3.

Die Anordnung der Auflösung eines Vereins oder
des Verbots einer periodischen Druckschrift ist unbeschadet
der Zustellung der Anordnung im Amtsblatt und im
Reichsanzeiger zu veröffentlichen.

8 4.

Von jedem Verbot einer periodischen Druckschrift ist
die zuständige Postbehörde zu benachrichtigen.
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§ 5.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬
kündung in Kraft.

Oldenburg , den 5. April 1930.

Staatsminifterium.

v. Finckh . vr . Driver.

Nr . 120.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend Änderung der

Weserflußlots-Gebühren-Ordnnng.
Oldenburg, den 9. April 1930.

Auf Grund einer Ermächtigung des Herrn Re -chs-
verkehrsministers wird mit sofortiger Wirkung die Weser-
flußlots -Eebührenordnung vom 2. November 1926 (Ge¬
setzblatt S . 1046 ) wie folgt geändert:

Der Z 12 erhält folgende Fassung:

8 12.

Der Gesamtbetrag der in den ZZ 2, 3, 4 und 6 fest¬
gesetzten Sätze wird bei Schiffen

von 1—3000 Brutto -Neg .-Tons mit 0,63,
über 3000 „ „ „ „ 0,55

multipliziert.
Der sich danach ergebende Betrag ist in Reichsmark

oder in der Währung der Vereinigten Staaten von Nord¬
amerika zu zahlen , wobei 1 Reichsmark gleich 10/42 Dollar
zu rechnen ist. Das Gleiche gilt für die Gebühr des Z 8.

Oldenburg , den 9. April 1930.

Ministerium - es Verkehrs.
Or . Driver.
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Nr. 12l.
Bekanntmachung des Staatsministe»inms, betreffend Änderung der

Seelots-Gebühren-Ordnung.
Oldenburg , den 9. April 1930.

Auf Grund einer Ermächtigung des Herrn Reichs¬
verkehrsministers wird mit sofortiger Wirkung die See-
lots -Eebührenordnung vom 30 . April 1924 (Gesetzblatt
S . 187) in der Fassung der Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 14. Mai 1925 (Gesetzblatt S . 159)
wie folgt geändert:

Die ZZ 3 und 15 erhalten folgende Fassung:

Das Lotsgeld von der Wesermündung nach der Elbe
betrügt ohne Rücksicht auf den Tiefgang des Schiffes,
eingeschlossen Reisegeld des Lotsen:

für Schiffe von 1—2000 Brutto -Reg .-Tons 35,-

Falls ein Lotse für ein Schiff von oder nach eingm
anderen Orte verlangt wird , so ist über Lotsgeld und
Reisegeld des Lotsen eine besondere Vereinbarung zu
treffen.

Der Gesamtbetrag der im K 2 festgesetzten Sätze wird
bei Schiffen

von 1—1000 Brutto -Reg .-Tons mit 0,84,

8 3.

2001 —3000
r 3000

8 15.

„ 1001—2000 „ 0 , 68 ,

„ 0,63,
„ 0,58

2001 - 3000
über 3000

multipliziert.
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Der sich danach ergebende Betrag ist in Reichsmark

oder in der Währung der Vereinigten Staaten von Nord¬

amerika zu Zahlen , wobei 1 Reichsmark gleich 10/42 Dollar

zu rechnen ist. Das Gleiche gilt für die Gebühren der

88 9 und 13.

Oldenburg , den 9 . April 1930.

Ministerium des Verkehrs.

Dr . Driver.

Nr . 122.

Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Abänderung der Gesetze für

das Herzogtum Oldenburg und die Fürstentümer Lübeck und

Birkenfeld vom 22 . Februar 1898 , betreffend Besteuerung , des

Wandergewerbes.
Oldenburg , den 12 . April 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung

des Landtags als Gesetz, was folgt:

8 1.

Dem Artikel 7 Abs . 2 der Gesetze für das Herzogtum

Oldenburg und die Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld

vom 22 . Februar 1898 , betreffend Besteuerung des

Wandergewerbes , in der Fassung der Bekanntmachung

vom 12 . Dezember 1924 (Ges . Bl . Oldenburg 43 . Band

S . 658 , Lübeck 29 . Band S . 896 , Birkenfeld 24 . Band

S . 780 ) wird folgender Satz angefügt : „ Für Wan¬

dergewerbetreibende , die im Freistaat Oldenburg keinen

Wohnsitz haben , können diese Sätze bis auf den doppelten

Betrag erhöht werden ."

8 2.

Im Artikel 7 Abs . 5 der im 8 1 genannten Gesetze

wird die Zahl „ 500 " durch „ 1000 " ersetzt.
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8 3-
Dem Artikel 21 der im H 1 genannten Gesetze wird

als Abs, 2 nachgefügt:
„Als Feilbieten gilt auch die Ausstellung von

Mustern zwecks Ausgabe von Bestellungen (Muster¬
lager ), es sei denn , daß das Feilbieten nur gegenüber
Wiederverkäusern oder gewerbsmäßig Wsiterverarbei-
tenden stattfindet ."

8 4. ,
Artikel 22 der im Z 1 genannten Gesetze erhält fol¬

gende Fassung:
„Die nach Artikel 21 zu erhebende Eemeindeab-

gabe beträgt:
a) im Falle des Verkaufs aus freier Hand für jede

Woche der Dauer des Wanderlagerbetriebes
in Gemeinden mit weniger als 5000 Ein¬

wohnern . 80
in Gemeinden mit 5000 bis 10000 Ein¬

wohnern . . 120 -D/ch
in Gemeinden mit mehr als 10000 Ein¬

wohnern . 150
Die Abgabe erhöht sich für jede weitere im Betriebe
tätige Person (Mitunternehmer oder Angestellten
usw.) um den gleichen Betrag , für einen nur mecha¬
nische Dienstleistungen verrichtenden Gehilfen (Haus¬
diener , Kutscher, Laufburschen , -Mädchen und dgl .)
um je den halben Betrag . Die Erhöhung tritt auch
bei vorübergehenden Dienstleistungen ein.

Eine Teilung der Abgabensätze für einen kürzeren
als einen Wochenbetrieb findet nicht statt . Die Woche
wird vom Tage der Eröffnung des Betriebes bis
zum Anfang des entsprechenden Tages der nächsten
Kalenderwoche gerechnet. Eine Unterbrechung oder
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frühere Beendigung des Betriebes vor Ablauf der
Woche bleibt unberücksichtigt;

b) im Falle des Feilbietens im Wege der Versteigerung
für jeden Tag 100

8 5.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft.
Oldenburg , den 12 . April 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . Or . Millers.

Or . Eisenbart.

rir. 123.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg über die Verlängerung der Gel¬

tungsdauer der Gewerbesteuergesetze für das Rechnungsjahr 1930
und über die Änderung dieser Gesetze-

Oldenburg , den 12. April 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Das Gesetz über die Regelung der Gewerbesteuer für
die Rechnungsjahre 1925 und 1926 vom 3. Juli 1926
(OEM . 44 . Band S . 659 , Lübeck 30. Band S . 381,
Birkenfeld 25 . Band S . 749 ) in der Fassung der Ab¬
änderungsgesetze vom 18. Mai 1927 (OGBl . 45 . Band
S . 175 , Lübeck 30 . Band S . 695 , Birkenseid 26 . Band
S . 59) und vom 17. Juni 1929 (OGBl . 46 . Band
S . 159 , Lübeck 31. Band S . 425 , Birkenfeld 27 . Band,
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S . 91) erhält auch für das Rechnungsjahr 1930 Gültig¬
keit mit der Maßgabe , daß der Veranlagung der Ge¬
werbesteuer für 1930 der Ertrag zugrunde zu legen ist,
den der Gewerbebetrieb in dem für die Veranlagung zur
Einkommen - und Körperschaftssteuer für 1929 maßge¬
benden Steuerabschnitt erzielt hat.

8 2.

In dem Z 7 der Eewerbesteuergesetze für die Landes¬
teile Oldenburg , Lübeck und Birkenfeld vom 27. August
1920 werden die Worte „jedoch nach Abzug des auf die
im Landesteil befindliche Eeschäftsleitung,zu rechnenden
Anteils von einem Zehntel des Ertrages , soweit nicht das
Landessteuergesetz vom 30 . März 1920 HZ 10 und 11
entgegensteht " gestrichen.

8 3-
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1930

in Kraft.
, Oldenburg , den 12. April 1930.

Staätsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . Or . Millers.

Or . Eisenbart.

Nr. 124.

Gesetz für den Landestcil Oldenburg über die Erhebung eines Zu¬
schlages zur staatlichen Gewerbesteuer.

Oldenburg, den 12. April 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:
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ZI.

Die staatliche Gewerbesteuer für das Rechnungsjahr
1930 wird mit einem Zuschlag von 11 v. H. zu den ge¬
setzlichen Steuersätzen erhoben.

8 2.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1930 in Kraft.

Oldenburg , den 12. April 1930.

Staatsministerium.

(Siegel ) v. Finckh . Or . Millers.

vr . Eisenbart.

Nr 125.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg , betreffend die Änderung des Ge¬

setzes für den Freistaat Oldenburg vom 21. Mai 1921, betreffend
die zeitweilige Aufhebung der einseitigen Rechte auf Ablösung von
Naturalberechtigungen und Naturaldiensten , in der Fassung des
Gesetzes vom 6. Juli 1929.

Oldenburg , den 14. April 1930

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

In dem Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom
21 . Mai 1921 , betreffend die zeitweilige Aufhebung der
einseitigen Rechte auf Ablösung von Naturalberechti¬
gungen und Naturaldiensten , in der Fassung des Ge-
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setzes vom 6. Juli 1929 wird im Abs. 1 die Zahl „1930"
durch die Zahl „1935 " ersetzt.

Oldenburgs den 14 . April 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . Or. Driver.

T h y e n.
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zur Änderung der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 22. Februar 1907, betreffend die juristischen Prü¬
fungen und die Vorbereitung für den Justiz - und Ver¬
waltungsdienst.

Nr . 127. Dreizehnte Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
vom 28. April 1930, betreffend Festsetzung des Zinsfußes
für die gemäß Artikel 33 des Enteignungsgesetzes zu ver¬
zinsenden Entschädigungen.

Nr . 128. Achte Verordnung des Staatsministeriums vom 2. Mai
1930, betreffend die Einfuhr von Gerste aus den Vereinigten
Staaten von Amerika.

— Druckfehlerberichtigung.

Nr. 126.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Änderung der Bekannt¬

machung des Staatsministeriums vom 22, Februar 1907. be¬
treffend die juristischen Prüfungen und die Vorbereitung für den
Justiz - und Verwaltungsdienst.

Oldenburg , den 14. April 1930.

Im Z 1 Abs. 1 der Bekanntmachung des Staats-
ministeriums vom 22. Februar 1907, betreffend die ju-
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ristischen Prüfungen und die Vorbereitung für den Justiz-
und Verwaltungsdienst , in der Fassung der Bekannt¬
machung des Staatsministeriums vom 27. Oktober 1923
wird Zwischen dem Worte „Celle" und den Wörtern
„Frankfurt (Main )" das Wort „Düsseldorf " eingefügt.

Oldenburg , den 14. April 1930.

Ministerium der Justiz.
In Vertretung:
Or . Millers.

Ur. 127.
Dreizehnte Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend

Festsetzung des Zinsfußes für die gemäß Artikel 33 des Enteignungs¬
gesetzes zu verzinsenden Entschädigungen.

Oldenburg , den 28. April 1930.

Auf Grund des Gesetzes vom 5. August 1924 zur
Änderung des Enteignungsgesetzes für das Herzogtum
Oldenburg vom 21. April 1897 wird der Zinsfuß für die
gemäß Artikel 33 des bezcichneten Enteignungsgesetzes zu ver¬
zinsenden Entschädigungssummen mil Wirkung vom 1. April
1930 auf 6 /̂2  v . H. festgesetzt.

Oldenburg, den 28. April 1930.

Ministerium des Innern.
Or. Driver.
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Nr. 128.
Achte Verordnung des Staatsministeriums , betreffend die Einfuhr von

Gerste aus den Vereinigten Staaten von Amerika.
Oldenburg , den 2. Mai 1930.

Auf Grund des § 2 der Verordnung der Reichs¬
regierung vom 27. September 1928 und der Verordnung
der Reichsregierung vom 16. April 1930 sowie des § 3
der Verordnung des Staatsministeriums vom 30. September
1928, betreffend die Einfuhr von Gerste aus den Ver¬
einigten Staaten von Amerika, wird folgendes bestimmt:

Die Geltungsdauer der Verordnung des Staatsmini-
steriilms, betreffend die Einfuhr von Gerste aus den Ver¬
einigten Staaten von Amerika, vom 30. September 1928
wird bis zum 31. Dezember 1930 verlängert.

Oldenburg, den 2. Mai 1930.

Staatsministeeium.
In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver . Or. Millers.

Or. Fischer.

Druckfehlerberichtigung.
In der Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. April

1930, betreffend Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und
Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz ) — Ges.-Bl . Bd . 46, Stück 76,
Seite 449 ff. — ist im § 20o Abs. 2 Zeile 1 statt „Reichsjahr 1929"
zu setzen: „Rechnungsjahr 18SS " .
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Nr. 130. Bekanntmachung deS Staatsmimsteriums vom 14. Mai 1930,
betreffend die Prüfungsgebühren sür den Freistaat Ol¬
denburg.

Nr. 129.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg, betreffend die Änderung des

Landwirtschaftskammergesctzes vom 22. Januar 1922.
Oldenburg, den 13. Mai 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Ziffer !.

Hinter dem Artikel 39 des Landwirtschaftskammer¬
gesetzes wird als neuer Artikel 39a eingefügt:
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Artikel 393.

1) Die Landwirtschaftskammer ist befugt , zu beschlie¬
ßen, die Umlage nach den Bestimmungen des Artikels
39a Abs. 2 bis 6 umzulegen . Dieser Beschluß bedarf der
Genehmigung des Ministeriums des Innern.

2) Umlagepflichtig sind die Inhaber (Selbstbewirt-
schaster und Pächter ) von im Landesteil Oldenburg be¬
legenen landwirtschaftlichen Betrieben (Artikel 2 Abs. 1
und 2 des Gesetzes) und von im Landesteil Oldenburg
belegenen Grundstücken, die einem derartigen Betriebe
dienen, und die Verpächter derartiger Betriebe und
Grundstücke mit dem Einheitswert ihres auf Grund des
Reichsbewertungsgesetzes vom 10. August 1925 (RGBl.
I S . 214 ) festgestellten landwirtschaftlichen , forstwirtschaft¬
lichen und gärtnerischen Vermögens . Die Umlage wird
nach dem Matzstab der vor der öffentlichen Bekannt¬
machung der Landwirtschaftskammer gemäß Artikel 41
L14G . zuletzt festgestellten Einheitswerte aufgebracht . Lie¬
gen Teile eines landwirtschaftlichen Betriebes nicht im
Landesteil Oldenburg , so ist nur der Teil des Vermögens,
welcher auf die im Landesteil Oldenburg belegenen Teile
des Betriebes entfällt , zur Umlage heranzuziehen.

3) Für Umlagepflichtige , die gemäß Z 4 des Gesetzes
über Vermögens - und Erbschaftssteuer vom 10. August
1925 (RGBl . I S . 233 ) von der Vermögenssteuer befreit
sind," erfolgt die Berechnung des umlagepslichtigen Ver-
mögens nach den Grundsätzen , wie sie für die vermögens-

HViL^ chteuerpflichti'gen Umlagepflichtigen maßgebend sind (Artikel
Abs. 2). Die Betriebsinhaber und Verpächter dieser

Betriebe und Grundstücke haben der Landwirtschaftskam-
dag umlagepslichtige Vermögen anzumelden . Die

^ Veranlagung erfolgt durch den Vorstand der Landwirt-
-nv. schaftskammer, gegen dessen Festsetzung binnen einer Frist

§r/ )von Zwei Wochen Beschwerde an das Ministerium des
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Innern zulässig ist. Gegen die Entscheidung des Mini¬

steriums des Innern ist binnen einer Frist von zwei

Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgericht zu¬

lässig-
4) Für Umlagepflichtige , deren landwirtschaftliches,

forstwirtschaftliches und gärtnerisches Vermögen einen

Einheitswert von 5000 KU nicht übersteigt , gilt als

umlagepflichtiges Vermögen ein angenommener Einheits¬
wert von 2500 KU.

5) Von der Umlage befreit sind die Betriebsinhaber

und Verpächter , sofern die selbstbewirtschaftete und ver¬

pachtete Fläche zusammen weniger als Ihtz da land¬

wirtschaftlich genutzter Fläche umfaßt . Die Befreiung

tritt nicht ein, wenn die landwirtschaftlich genutzte Fläche

0,5 da öder mehr gartenbaumäßig genutzter Fläche um¬

faßt.
6) Die Umlage wird alljährlich von der Landwirt¬

schaftskammer festgesetzt. Eine höhere Umlage als

0,50 „LU für je 1000 KU Einheitswert bedarf der Zu¬

stimmung des Ministeriums des Innern.

Ziffer !I.

Die Landwirtschaftskammer wird ermächtigt , die Um¬

lage für das Geschäftsjahr vom 1. April 1930 bis 31.

März 1931 abweichend von den Bestimmungen der Zif¬

fer I dieses Gesetzes in der Weise zu veranlagen , daß die

erste Hälfte der Umlage nach den Bestimmungen des Ge¬

setzes für den Landesteil Oldenburg vom 21 . Juni 1929,

betreffend Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes
vom 22 . Juni 1922 (OEM . Bd . 46 S . 175) umzu¬

legen ist und gehoben wird . Die gesamte Umlage ist

jedoch nach den Bestimmungen der Ziffer I aufzubringen

und bei der Hebung dieser Umlage die nach Ziffer II Satz

1 gehobene Umlage in Anrechnung zu bringen.
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Ziffer HI.
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.
Oldenburg , den 13. Mai 1930.

Staatsministerimn.
In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) Or . Driver . Oe . Millers.

Th yen.

Nr. 130.
Bekanntmachung des Staats-Ministeriums, betreffend die Prüfungs¬

gebühren für den Freistaat Oldenburg.
Oldenburg, den 14. Mai 1930.

Die Prüfungsgebühren werden wie folgt , neu fest¬
gesetzt:
für die Zweite juristische Prüfung auf . . 100 KZf,
,, „ pädagogische Prüfung für das höhere

Lehramt auf . 100 ,, ,
„ ,, Prüfung für den höheren Vermes-

sungs - und Landeskülturdienst aus. . 100 „ ,
,, „ Prüfungen für den mittleren Staats¬

dienst (Prüfung der Verwaltungsan¬
wärter , der Justizanwärter , der Ver¬
messungsanwärter , der mittleren Tech¬
niker, Prüfung für den Rechnungs¬
und Kassendienst) auf . 30 ,, ,

„ „ Prüfung für die Beamten und Ange¬
stellten der Oldenburgischen Sparkas¬
sen, sowie der Staatlichen Kreditan¬
stalt und der Oeffentlichen Lebensver¬
sicherungsanstalt in Oldenburg auf . 30 „ ,



die Annahmeprüfung für Forstlehrlinge
auf . 15

„ Prüfung der Förster (2. Prüfung ) auf 25
,, Prüfung der Wegemeister auf . . . 30
,, Hauptprüfung der Volksschullehrerauf 30
„ Prüfung der Lehrerinnen auf . . . 30
,, Prüfung der Lehrer und Lehrerinnen

an Mittelschulen auf . 30
,, Prüfung der Sprachlehrerinnen auf 30
„ Prüfung der Lehrer und Lehrerinnen

an Hilfsschulen auf . 30
,, Reifeprüfung von Nichtschülern an

Vollanstalten:
a) für die volle Prüfung auf . . . 50
d) für die Ergänzungsprüfung in

einer Sprache auf . 30
c) in mehreren Sprachen für jede

weitere Sprache auf . 15
,, Prüfung zwecks Nachweises der Reife

für Prima auf . 40
,, Schlutzprüfung an den Nichtvollan¬

stalten des Freistaats auf . . . . 40
,, Prüfung Zwecks Nachweises der für

die Versetzung nach OII eines Real¬
gymnasiums erforderlichen Kenntnisse
in Latein auf . . . . . . . . 15

,, Prüfung zum Zwecke des Nachweises
der abgeschlossenen Bildung einer
vollausgestalteten Mittelschule auf . 30

,, Reifeprüfung von Nichtschülern an
höheren Handelsschulen auf . . . . 50

„ Prüfung der Krankenpfleger und
-Pflegerinnen auf . . 25

,, Prüfung der Säuglingspflegerinnen
auf 25
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für die Prüfung der Hebammen aus . . . 25 AK,
,, ,, Prüfung der Schwimmeister auf . . 15,,,
,, ,, Prüfung über die Aufnahme in ein

Kindergärtnerinnen - und Hortnerin¬
nenseminar auf . 15 ,, ,

,, ,, Prüfung in der Gesundheitspflege an
Bord von Seefischereifahrzeugen auf 10 ,, ,

„ „ Prüfung der Desinfektoren:
a ) für den Unterricht auf . . . . 15 ,, ,
b) für die Prüfung auf . 10 „ ,

,, ,, Prüfung der Fleischbeschauer aus . . 5 ,, ,
,, ,, Prüfung der Trichinenschauer aus . 3 -

Die vorstehenden Sätze gelten mit Wirkung vom
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an.
Als Stichtag gilt der letzte Tag der Prüfung.

Oldenburg , den 14. Mai 1930.

Staatsminifterium.
Or . Millers.
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Nr . 131 . Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom 17 . Mai 1930

zur Änderung des Gesetzes für das Herzogtum Oldenburg
zur Ausführung der Zivilprozeßordnung und des Gesetzes
über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
vom 15 . Mai 1899.

Nr . 132 . Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen
vom 20 . Mai 1930 , betreffend eine Ergänzung dcr Kirchen¬
gemeindeordnung für den oldenburgischcn Teil der Diözese
Münster vom 8. Juni 1924 (Gesetzbl . Bd . 43 S . 287 ff.) .

Nr. l3l.
Gesetz für den Landcsteil Oldenburg zur Änderung des Gesetzes für

das Herzogtum Oldenburg zur Ausführung der Zivilprozeßord¬
nung und des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung vom 15 . Mai 1899.

Oldenburg , den 17 . Mai 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:



Einziger Artikel.

Dem Z 12 des Gesetzes für das Herzogtum Olden¬
burg zur Ausführung der Zivilprozeßordnung und des
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangs¬
verwaltung vom 15. Mai 1899 wird als Abs. 3 fol¬
gende -Bestimmung hinzugefügt:

Im Falle des Z 1162 des Bürgerlichen Gesetz¬
buches muß Aufgebotsfrist (§ 1014, ß 1015 der
Zivilprozeßordnung) mindestens drei Monate betragen.

Oldenburg , den 17. Mai 1930.

Staatsministerium.
In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

HSiegel) Or . Driver . Or . Millers.

von Döllen.

Nr. 132.
Bekanntmachungdes Ministeriums der Kirchen und Schulen, betreffend

eine Ergänzung der Kirchengemeindeordnungsür den oldenbur-
gischen Teil der Diözese Münster vom 8. Juni 1924 (Gesetzbl.

, . Bd. 43 S . 287 ff.).
., Oldenburg, den 20. Mai 1930.

Nachstehend wird eine vom Bischöflich-Münsterschen
Offizialat zu Vechta unter dem 13. Mai 1930 aus
Grund des tz 5 des Gesetzes für den Landesteil Olden¬
burg vom 28. April 1924, betreffend die Berechtigung!
der katholischen Kirche zur Erhebung von Steuern , er¬
lassene Änderung der zur Ergänzung der Kirchenge
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meindeordnung für den oldenburgischen Teil der Diö¬

zese Münster vom 8. Juni 1924 erlassenen Steuerord¬

nung für die persönliche Kirchenlast vom 28 . März

1928 (Gesetzbl. Bd . 45 S . 607 ff .) zur allgemeinen

Kenntnis gebracht.

Oldenburg , den 20 . Mai 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
I . V .:

Oe . Driver.

Änderung
(vom 13 . Mai 1930)

der Steuerordnung für die persönliche Kirchenlast vom
28 . März 1928.

Die auf Grund des Z 5 des Gesetzes für den Lan¬

desteil Oldenburg vom 28 . April 1924 , betreffend die

Berechtigung der katholischen Kirche zur Erhebung von

Steuern , zur Ergänzung der Kirchengemeindeordnung
vom 8. Juni 1924 erlassene Steuerordnung für die

persönliche Kirchenlast vom 28 . März 1928 wird wie

folgt geändert:

I.

Der K 2 erhält den neuen Abs. 4:

„Hierbei ist die Einkommensteuer für das letzte Ka¬

lenderjahr vor Beginn des Rechnungsjahres (K 92 K.

G . O .) zugrunde zu legen. Für Gemeindeangehörige,
für die nach dem Einkommensteuergesetz ein vom Ka¬

lenderjahr abweichender Steuerabschnitt gilt , ist die Ein¬

kommensteuer für den Steuerabschnitt , der im letzten
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Kalenderjahr vor Beginn des Rechnungsjahres endet,
zugrunde zu legen ."

II.

Der Z 6 Ads. 1 erhält den neuen Satz 2:

„Maßgebend ist das zuletzt vor Beginn des Rech¬
nungsjahres veranlagte Vermögen ."

III.

Der Z 7 erhält die neue Fassung:
„Etwaige für einzelne Steuerpflichtige durch die Um¬

legung der Kirchensteuer nach der Maßstabsteuer oder
Einkommensteuer hervortretende besondere Härten oder
Mißstände sind dadurch zu beseitigen , daß unter Berück¬
sichtigung der vorliegenden Verhältnisse die Maßstab¬
steuer oder Einkommensteuer angemessen ermäßigt wird.

Eine Ermäßigung hat insbesondere auch dann zu
erfolgen , wenn eine außerordentliche Belastung durch
Unterhalt und Erziehung einschließlich Berufsausbildung
der Kinder , durch gesetzliche oder sittliche Verpflichtung
zum Unterhalt mittelloser Angehöriger , durch Krank¬
heit oder sonstige Gebrechen, durch Verschuldung und
Unglücksfälle vorliegt oder die Belastung durch die Kir¬
chensteuer besonders hart ist."

IV.

Der Z 9 Abs. 1 erhält die neue Fassung:
„Die Festsetzung der Maßstabsteuer und Einkom¬

mensteuer nach den HZ 3 bis 8 erfolgt durch den Kir¬
chenvorstand auf die ihm von einer Steuerkommission
zu machenden Vorschläge ."
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V.

Der tz 14 Abs. 1 erhält die neue Fassung:

„Auf die Veranlagung und Erhebung der durch Zu¬
schläge zu den Matzstabsteuern und der Einkommensteuer
auszubringenden Kirchensteuer finden im übrigen die Be¬
stimmungen der Kirchengemeindeordnung Anwendung mit
der Maßgabe , datz die nach 8 9 festgesetzte Maßstab-
steuer oder Einkommensteuer als die der Veranlagung
zugrunde liegende bürgerliche Steuer gilt und im Wege
des Einspruchs gegen die Höhe des Kirchensteueransatzes
im Ilmlageregister (8 72 K . E . O .) von dem Steuer¬
pflichtigen angesochten werden kann."

VI.

Die vorstehenden Änderungen haben vom 1. April
1930 ab Geltung.

Vechta, den 13. Mai 1930.

Bischöflkch-Münsterschcs Offizialat.

Meyer.

Die vorstehende Änderung vom 13. Mai 1930 der
Steuerordnung des Bischöflichen Offizialats vom .28.
März 1928 für die persönliche Kirchenlast sowie die An¬
wendung der Steuerordnung in der geänderten Fassung
werden gemäß § 8 5 und 12 Abs. 3 des Gesetzes für
den Landesteil Oldenburg vom 28 . April 1924 , be¬
treffend die Berechtigung der katholischen Kirche zur
Erhebung von Steuern , für das Rechnungsjahr 1930/31
genehmigt . Ferner wird genehmigt , datz das Bischof-
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liche Offizialat den danach geltenden Wortlaut der
Steuerordnung unter einem neuen Datum zusammen¬
stellt.

Oldenburg , den 20 . Mai 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
A V . :

Or. D ri ver.

*
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Ar. 133.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bekanntmachung vom ^1 0 ^ Ausführung der Be-
8. August 1925

kannimachung des Reichskanzlers vom 3. Februar 1910, betreffend
die Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeuge ».

Oldenburg , den 20. Mai 1930.

Auf Grund der AA 30 und 45 der Reichsverord«
nung über Kraftsahrzeugverkehr vom 16 . März 1928
wird die Bekanntmachung des Staatsministeriums vom

29 . März 1910 Ausführung der Bekanntmachung
8. August 1925
des Reichskanzlers vom 3. Februar 1910 , betreffend die
Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen (jetzt Reichs¬
verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 16 . März
1928 ) dahin geändert , daß der letzte Satz des 8 3 dieser
Bekanntmachung durch folgenden Satz ersetzt wird:

„Ihnen steht auch die Befugnis des 8 30 Abs. 1
Satz 3 zu."

Oldenburg , den 20 . Mai 1930.

Staatsministerium.
Do. Driver.

Nr. 134.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend Änderung der

Straßenverkehrsordnung für den Landesteil Oldenburg vom
26. Juli 1926.

Oldenburg , den 20. Mai 1930.

Auf Grund des Artikels 69 8 4 der Wegeordnung
vom 16. Februar 1895 und des Artikels 9 8 6 des Ge¬
setzes vom 5. Dezember 1868 , betreffend die Organi-
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sation des Staatsministeriums , wird die Bekanntmachung
des Staatsministeriums für den Landesteil Oldenburg

über den allgemeinen Verkehr auf öffentlichen Wegen

(Straßenverkehrsordnung ) vom 26 . Juli 1926 geändert,

wie folgt:
Der Z 26 erhält den Zusatz:

„Der Genehmigung bedürfen auch Zuverlässig¬
keitsfahrten und ähnliche Veranstaltungen . Er¬

streckt sich die Fahrt über die Bezirke mehrerer
unterer Verwaltungsbehörden , so ist das Mini¬

sterium des Innern für die Genehmigung zu¬

ständig ."

Oldenburg , den 20 . Mai 1930 . ,

Staatöministerium.
vr . Driver.

Nr. 135.
Gesetz sür den Landesteil Oldenburg über die Auswertung gewisser

dem Landesteil Oldenburg obliegender privatrechtlicher oder öffent-
lichrechtlichcr Verpflichtungen.

Oldenburg, den 28 . Mai 1830.

8 1-
Die dem Landesteil Oldenburg obliegenden privat-

rechtlichen oder öffentlichrechtlichen Verpflichtungen zu

nicht wiederkehrenden verzinslichen Leistungen , die vor

der Staatsumwälzung ganz oder teilweise als Ausgleich

für die Aufgabe oder den Verlust von landesherrlichen
oder standesherrlichen Rechten begründet sind und die die

Zahlung einer bestimmten in Mark oder einer anderen

nicht mehr geltenden inländischen Währung ausgedrückten

Geldsumme zum Gegenstände haben , werden , sofern sie



492

durch den Währungsverfall betroffen sind, entsprechend
den Bestimmungen des Reichsgesetzes zur Regelung äl¬
terer staatlicher Renten vom 16 . Dezember 1929 auf¬
gewertet.

8 2.
Die Anmeldung gemäß 8 13 des Reichsgesetzes vom

16. Dezember 1929 ist an das Ministerium der Finanzen
in Oldenburg binnen einer Frist von 6 Monaten nach
dem Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes zu richten.
Ist der Anspruch abgelehnt , so kann er bis zum Ablauf
von 15 Monaten seit dem Tage nach der Verkündung
dieses Gesetzes im Rechtswege nach Maßgabe der Vor¬
schriften des Reichsgesetzes vom 16. Dezember 1929 gel¬
tend gemacht werden.

83 -
Das Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom

21 . Februar 1930 über die Aufwertung des auf Grund
des § 5 des Vertrages vom 13. April 1854 an die
Grafen Bentinck zu zahlenden Geldbetrages wird auf¬
gehoben.

8 4.

Dies Gesetz tritt mit Wirkung vom 25 . Dezember
1929 in Kraft.

Oldenburg , den 28 . Mai 1930.

Staalsministerium.
In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver.  I )r . Millers.

vr . Eisenbart.
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Nr. 136.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Genehmigung der

„Willa -Tharade -Stistung " in Oldenburg.
Oldenburg , den 5 . Juni 1830 . .

Die am 2 . April 1930 von dem Vorstand des

Vaterländischen Frauenvereins vom Roten Kreuz, , Zweig¬
verein Oldenburg , in Oldenburg i . O . errichtete Stiftung
ist auf Grund des § 5 der Verordnung vom 1. Dezember

1899 zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches vom
Staatsministerium genehmigt worden und hat somit

Rechtsfähigkeit erlangt . Die Stiftung hat ihren Sitz

in Oldenburg i . O . und wird von dem jeweiligen Vor¬

stände des Oldenburgischen Roten Kreuzes in Oldenburg
verwaltet . '

Die Stiftung soll die Hilss - und Liebestätigkeit des ^
Roten Kreuzes fördern . Solange Fräulein Willa
Thorade einer Organisation des Roten Kreuzes ange¬
hört , soll sie berechtigt sein, Über die Zinseinkünste des
in Wertpapieren angelegten Stiftungsvermögens inner¬

halb des Stiftungszweckes nach ihrem freien Ermessen
zu verfügen.

Oldenburg , den 5 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

Ov. Driver. Du . Millers.
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Nr. 137
Verordnung, betreffend die Amvendbarkeitdes Gesetzes vom 25. Mürz

1879, betreffend Anlegung oder Veränderung von Straßen und
Plätzen in den Städten und größeren Orten, in der Fassung des
Gesetzes vom 16. Mai 1927 auf die Gemeinde Hasbergen.

Oldenburg, den 11. Juni 1930.

Auf Grund des Artikels 12 des Gesetzes vom 25.
März 1879, betr. Anlegung oder Veränderung von
Straßen und Plätzen in den Städten und größeren
Orten , in der Fassung des Gesetzes vom 16. Mai 1927
verordnet das Staatsministerium mit Zustimmung der
Gemeindevertretung der Gemeinde Hasbergen:

Das Gesetz vom 25. März 1879, betr. Anlegung
oder Veränderung von Straßen und Plätzen in den
Städten und größeren Orten , in der Fassung des Ge¬
setzes vom 16. Mai 1927 wird auf die ganze Gemeinde
Hasbergen für anwendbar erklärt.

Oldenburg , den 11. Juni 1930.

Staatsministerium.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
(Siegel ) I) r . Driver . Ov. Millers.

Thy en.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XDVI . Band . (Ausgegeben den 20. Juni 1930.) 82. Stück.

Inhalt:
Nr . 138 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 5. Juni 1930,

betreffend polizeiliche Anordnungen für den Verkehr auf dem
Ems - Jade -Kanal und dessen Zubehörungen.

Ar. 138.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend polizeiliche An¬

ordnungen für den Verkehr auf dem Ems -Jade -Kanal und dessen
Zubehörungen.

Oldenburg , den 5. Juni 1930.

Auf Grund des Artikels 9 A 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation >des
Staatsministeriums und einiger demselben untergeord¬
neter Behörden , werden für den Verkehr auf der im
Oldenburgischen Staatsgebiete belegenen Strecke des
Ems - Jade -Kanals bis zur Station 67,4 unterhalb der
Mariensieler Schleuse die nachstehenden polizeilichen An¬
ordnungen erlassen.
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Schiffahrtsbetrieb.

Abschnitt I : Zulassung zur Fahrt.

8 1.
Länge , Breite und Tiefgang der Schiffe.

Die Abmessungen der Schiffe (Länge und Breite
über alles gemessen ) dürfen höchstens betragen:

33 Meter Länge,
6,2 Meter Breite und
1,7 Meter Tiefgang.

Bei veränderter Höhenlage des Wasserspiegels oder

der Kanal - und Flußsohle kann die Schiffahrtspolizei-
behörde geringere Höchsttauchtiefen vorschreiben oder

größere Höchsttauchtiefen zulassen.

8 2 .
Höhe , Bordhöhe und Fahrgeschwindigkeit der Fahrzeuge.

1. Die festen Teile der Fahrzeuge und der Ladung dürfen
über Wasser nur so hoch sein, daß die Brücken beim

Durchfahren nicht berührt werden . Der Mindestab¬
stand zwischen Unterkante der festen Brücken und dem
normalen Wasserspiegel beträgt bei ruhigem Wasser

4,00 in , kann sich aber durch Windstau und Hochwasser
verringern.

2 . Umlegbare Teile wie Schornsteine und Masten dürfen

aufgerichtet nicht höher als 14 in über dem Wasser¬

spiegel hinausragen.

3 . Die freie Bordhöhe der beladenen Schiffe muß wenig¬

stens betragen:
a ) bei offenen Schiffen 0,20 im,
b) bei gedeckten Schiffen 0,15 in.

Feste Borde und Aufsatzborde über Gangbord
(Schandeck ) werden bei Bemessung der Bordhöhe mit-
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gerechnet, doch darf das Schiff nicht tiefer als bis
zum Gangbord (Schandeck) abgeladen werden.

4. Schleppzüge mit leeren Schiffen und einzelne Schlepper
dürfen bis zu 6 Kilometer in der Stünde , Schiffe
mit höchstens 1,55 m Tiefgang bis zu 5 Kilometer in
der Stunde , Lastschiffe bis zu 1,70 in Tiefgang auf
den Kanalhaltungen bis zu 4 Kilometer in der Stunde
fahren.

5. Schiffen mit eigener Triebkraft kann eine erhöhte
Fahrgeschwindigkeit von der Schiffahrtspolizeibehörde
unter besonders festzufetzenden Bedingungen gestattet
werden.

Für kleinere Motorboote mit geringerem Tiefgang
als 1 in wird eine Geschwindigkeit bis zu 10 Kilo¬
meter in der Stunde mit Genehmigung der Schif¬
fahrtspolizeibehörde zugelassen.

6. Schleppzüge haben , um Ueberholtwerden durch andere
tunlichst zu vermeiden , eine mittlere Mindestfahrge¬
schwindigkeit von 3,5 Kilometer in der Stunde einzu¬
halten . Die Schlepper dürfen daher nur so viel
Anhang haben , dasz sie bei regelmäßiger Maschinen¬
leistung diese Geschwindigkeit erreichen.

8 3-

Tiesgangsanzeiger und -marken.

1. An jedem Schiffe von mehr als 30 Tonnen Trag¬
fähigkeit muß auf beiden Seiten vorn und hinten ein
deutlich erkennbarer Tiefgangsanzeiger mit Dezimeter¬
teilung angebracht sein. Die Anzeiger müssen 15 cra
über die höchste zulässige Einsenkung hinaufreichen.

2. Schiffe , die mit farbigen Eichskalen gemäß den Vor¬
schriften der auf den westdeutschen Kanälen gültigen
Eichordnung versehen sind, bedürfen keines besonderen
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Tiefgangsanzeigers . Wenn aber der Nullpunkt der

Eichskala in der Höhe der Leerlinie liegt , muß der

senkrechte Abstand zwischen der Leerebene des Schiffes

und dem tiefsten Punkte des Schifssbodens , im Quer¬

schnitt der Eichskalen gemessen , mit der deutlich erkenn¬

baren Inschrift : „ Leergang _ Meter " bezeichnet
sein , die über der Linie der höchsten zulässigen Ein¬

senkung bei jeder Eichskala anzubringen sind.

3 . Tiefgangsanzeiger und Eichskalen müssen stets deutlich

erkennbar und ablesbar sein.

8 4.

Bezeichnung der Fahrzeuge.

An allen Schiffen mit eigener Triebkraft wie an

sonstigen Fahrzeugen von mehr als 10 Tonnen Trag¬

fähigkeit mutz Name und Heimatsort , bei mehreren Fahr¬

zeugen gleichen Namens desselben Besitzers außerdem
eine Nummer an geeigneter Stelle der beiden Längsseiten

und am Heck deutlich erkennbar angebracht sein . Am

Heck müssen außerdem die vorgeschriebenen Eichbezeich¬
nungen angebracht und dauernd kenntlich erhalten werden.

Bei Fahrzeugen , die nicht geeicht , sondern nur vermessen

sind , beschränken sich diese Ausgaben auf die nach dem

Meßbrief ermittelte größte Tragfähigkeit.

8 5.

Bemannung.

1 . Jedes Fahrzeug muß einen schiffahrtskundigen Führer

haben , der es nach den Regeln der Schiffahrt zu

führen und namentlich für rechtzeitige Dienstbereitschaft
der Bemannung zu sorgen hat . Im Falle der Ver¬

hinderung hat er einen Stellvertreter zu bestellen.
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2. Auf allen Fahrzeugen mit mehr als 20 Tonnen Trag¬
fähigkeit mutz autzer dem Schiffsführer mindestens eine
zweite sachkundige Person an Bord sein.

3. Auf jedem stilliegenden Fahrzeug von mehr als 15
Tonnen Tragfähigkeit mutz eine Person zur Bewachung
anwesend sein. Während der winterlichen Schiffahrts-
ruhe kann der Aufsichtsbeamte Erleichterungen zulassen.

4. Dampfer bis zu 25 Tonnen und Motorboote bis 100
Tonnen Tragfähigkeit , deren Motoren vom Ruder¬
stand aus zu bedienen sind, müssen in Fahrt autzer
dem Schiffsführer mindestens einen Maschinisten zur
Bedienung der Maschine an Bord haben . Auf Dampf¬
schiffen mit mehr als 100 angezeigten Pferdekräften
mutz außerdem noch ein Heizer sein. Frachtschiffe mit
eigener Triebkraft von mehr als 150 Tonnen Trag¬
fähigkeit müssen mindestens noch einen weiteren Ma¬
trosen an Bord haben.

5. Für kleinere Motorboote bis zu 10 Tonnen und
Motorpersonenboote bis zu 10 Tonnen und Motor¬
personenboote bis zu 5 Tonnen Tragfähigkeit genügt
der Schisfsführer zur Bedienung.

6. Jeder Führer eines Fahrzeuges mutz ein fortlaufendes
Verzeichnis nach vorgeschriebenem Muster führen , das
neben dem Namen und Wohnort des Führers , Namen,
Wohnort und Dienststellung , Geburtstag und Dienst¬
eintritt der Mannschaft aufweist . Jeder Mann der
Besatzung mutz ein Dienstbuch haben , das von der
zuständigen Behörde ausgesertigt ist. Das Dienstbuch

^ ist sofort bei der Annahme des Schiffsmannes ord¬
nungsmäßig auszufüllen . Personen , die nicht im Be¬
sitze eines Dienstbuches sind, dürfen nur in Notfällen
und längstens für die Dauer einer Reise angenommen
werden ; sie sind jedoch alsbald in das Verzeichnis
aufzunehmen,

*
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§ 6.

Ausrüstung und Betriebszustand.

1. Schiffe auf der Fahrt und ihre Anhänge müssen in
betriebsfähigem Zustand , namentlich gut steuerfähig
sein und in ihrer Ausrüstung den Unfallverhütungs¬
vorschriften der westdeutschen Binnenschiffahrts -Berufs-
genossenschaft sowie den Bestimmungen dieser Schif¬
fahrtspolizeiverordnung entsprechen.

2. Lastschiffe und Schiffe mit eigener Triebkraft von mehr
als 15 Tonnen Tragfähigkeit dürfen nur fahren , wenn
sie mit einem Schiffspatente (Zulassungsschein ) ver¬
sehen oder durch einen vereideten Sachverständigen
geprüft und für fahrtüchtig befunden sind. Schiffe mit
Holzböden sowie Schiffe , die älter als 30 Jahre sind,
müssen mindestens alle 3 Jahre , die übrigen mindestens
alle 5 Jahre geprüft werden.

Ladung.

1. Die Ladung darf in der Breite nicht über den Bord
hinausragen . Ausnahmen sind nur zulässig für Fahr¬
zeuge, die mit Holz , Torf , Faschinen, Stroh , Heu
oder anderer leichter Ware beladen sind; die Gesamt¬
breite darf aber auch dann nicht über die in Z 1 ge¬
nannten Breiten hinausgehen.

2. Das beladene Schiff mutz in der Querrichtung wage-
recht getrimmt sein. Die Pumpen müssen zugänglich,
die Eangborde — mit Ausnahme des unter 1 bezeich-
neten Falles — begehbar sein.

3. Die mit mehr als 20 Tonnen Spiritus , Benzin und
anderen leicht entzündlichen Stoffen beladenen Schiffe
haben als Warnungszeichen eine stets ausgespannt
gehaltene schwarze Flagge zu führen , die von weitem

»z



erkennbar an einem von allen Seiten sichtbaren Punkte
mindestens 3 in hoch über der Wasserlinie angebracht
ist.

Führer solcher Fahrzeuge müssen der Wasserpolizei¬
behörde den Lade - und Löschort rechtzeitig anzeigen.
Das Anlegen , Lagern , Löschen oder Laden ist an dem
hierfür ein für allemal vorgesehenen Lagerplatz oder
in dessen Ermangelung an dem polizeilicherseits ange¬
wiesenen Platz zu bewirken.

4. Auf Schiffen mit Spiritusladung darf außer in den
Kajütenräumen weder Feuer noch offenes Licht ge¬
halten , noch Tabak geraucht werden ; sonstige leicht
entzündliche Gegenstände dürfen auf ihnen nicht vor¬
handen sein.

Durch diese Vorschriften werden die in den Häsen
geltenden besonderen Verordnungen nicht berührt.

5. Pulver und sonstige Sprengstoffe dürfen nur mit
besonderer Genehmigung der Schiffahrtspolizeibehörde
versandt werden ; die Vorsichtsmaßregeln werden in
jedem einzelnen Falle besonders festgesetzt.

8 8.
Flöße.

Flöße müssen den in ß 1 angegebenen Abmessungen
entsprechen und dürfen nicht tiefer als 1 in eintauchen.
Die Schiffahrtspolizeibehörde erläßt im einzelnen Falle
Anordnungen für Ausrüstung , Bemannung und Verkehr.

Abschnitt II : Die Fahrt.

8 9.

Betriebszeit.

Als Betriebszeit wird für alle Tage mit Ausnahme
der Sonn - und Feiertage bis auf weiteres die Zeit von
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Vs Stunde vor bis r/? Stunde nach Sonnenaus - oder
-Untergang , höchstens aber von 6 Uhr morgens bis
6 Uhr abends festgesetzt . Außerhalb dieser Stunden,
sowie an Sonn - und Feiertagen werden die Schleusen
und beweglichen Brücken nur nach vorheriger Anmeldung
und gegen Bezahlung einer besonderen Gebühr bedient.
Die Anmeldung must spätestens 2 Tage vor der Fahrt
auf den zuständigen Wasserbauämtern erfolgen . Als Ge¬
bühr werden die vollen entstehenden Unkosten erhoben.

8 10 .
Treideln.

1. Es darf nur vom Leinpfade aus getreidelt werden.
Das Treideln auf den Böschungen und Bermen ist
verboten.

2 . Ist ein Leinpfad auf beiden Ufern vorhanden , so must
der Schiffer zum Treideln stets den Leinpfad rechts
sin der Fahrtrichtung ) benutzen . Ist ein Leinpfad nur
auf einem Ufer vorhanden und begegnen sich auf dieser
Strecke zwei auf ihr treidelnde Fahrzeuge , so hat das¬
jenige Fahrzeug , welches nach der dem Treidelwege
gegenüberliegenden Seite ausweichen must , die Zug¬
leine fallen zu lassen.

3 . Ein vom Leinpfad aus gezogenes Fahrzeug mutz beim
Begegnen mit einem nicht getreidelten Fahrzeug an
seinem Leinpfadufer bleiben , wenn nicht besondere Ver¬
hältnisse es ausnahmsweise anders bedingen.

4 . Treideln durch weibliche Personen unter 16 Jahren
ist verboten.

8 11.

Verhalten bei unsichtigem Wetter.

Bei unsichtigem Wetter haben Schleppzüge und auch
Einzelfahrer mit eigener Triebkraft mit verminderter Ge-



schwindigkeit zu fahren und in kurzen Zwischenräumen die
Schiffsglocke zu läuten oder sonstige Lautsignale zu geben.
Wird das Wetter so unsichtig , daß kein User mehr erkenn¬
bar ist, so haben sie an der nächsten geeigneten Stelle
beizulegen.

8 12.
Abstand der Fahrzeuge voneinander.

1 . Einzeln fahrende Schiffe dürfen sich nur in mindestens
50 nr Abstand folgen.

2 . Schleppzüge müssen von vorausfahrenden Fahrzeugen
soviel Meter Abstand halten , wie sie selbst lang sind,
mindestens aber 300 m.

3 . Fahrzeuge dürfen nicht nebeneinander gekoppelt
werden.

8 13.

Begegnen und Ueberholen von Fahrzeugen.
1. Beim Begegnen und Ueberholen von Fahrzeugen mutz

die Bemannung mit Ausnahme der Maschinenleute
vollständig an Deck sein.

2 . Die Bestimmungen der 88 14 und 15 für Schiffe mit
eigener Triebkraft gelten auch für kleinere Motorboote.
Statt mit der Dampfpfeife oder Sirenen können die
letzteren die vorgeschriebenen Zeichen mit dem Signal¬
horn geben.

8 14.

Begegnen von Schiffen mit eigener Triebkraft.
1 . Kommen sich zwei Schiffe mit eigener Triebkraft mit

oder ohne Anhang entgegen , so hat jedes dem anderen
nach Steuerbord (rechts ) auszuweichen und dies recht¬
zeitig durch einen Pfiff mit der Dampspseife oder
Sirene anzukündigen . Wird ein Ausweichen nach Back¬
bord (links ) notwendig , so ist dies durch zwei Pfiffe
rechtzeitig anzukündigen.
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2 . Ist es dem einen Schiffe unmöglich , auszuweichen , so

hat es rechtzeitig drei Pfiffe abzugeben und sobald

wie möglich anzuhalten , gegebenenfalls auch seine

Maschine rückwärts gehen zu lassen.
3 . Eine angezeigte Bewegung mutz unter allen Umständen

ausgeführt werden.
4 . Das von einem der ' begegnenden Schiffe gegebene

Zeichen ist zur Bestätigung dafür , datz es richtig ver¬

standen worden ist, von dem anderen mit dem gleichen

Zeichen zu beantworten . Erfolgt keine Antwort , so

ist das erste Zeichen zu wiederholen.
5 . Dampfpfeife und Sirene dürfen nicht unnötig gebraucht

werden.

8 15.

Ueberholen von Schiffen mit eigener Triebkraft.

1 . Das Ueberholen vorausfahrender Fahrzeuge ist nur

Einzelfahrern und Schleppzügen , die mehr als 4 km.

Geschwindigkeit in der Stunde fahren können , gestattet.
Die vorausfahrenden Fahrzeuge dürfen ohne Not kein

anderes am Vorbeifahren hindern , haben vielmehr

dessen Vorbeifahrt durch Langsamerfahren zu erleich¬
tern.

2 . Erreicht , ein Schiff mit eigener Triebkraft mit oder

ohne Anhang ein solches , das kn derselben Richtung

langsamer fährt , oder einen SchleppZug , so hat es

seine Absicht , vorbeizufahren , durch einen langen Pfiff

anzuzeigen und den Abstand nach Z 12 so lange zu

halten , bis das Fahrwasser freigegeben ist . Das vor¬

ausfahrende Schiff mit eigener Triebkraft hat mit der

Dampfpfeife oder Sirene zu antworten und sein
Rudermannöver anzuzeigen , und zwar mit einem Pfiff,

wenn es mit dem regelmäßigen Ueberholen nach links

einverstanden ist ; dabei hat es sofort scharf nach

Steuerbord zu halten . Mit zwei Pfiffen hat es zu
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antworten , wenn sich ein Ueberholen nach rechts nötig
macht; dabei hat es sofort scharf nach Backbord zu
halten . Bleibt auf ein Zeichen die vorgeschriebene
Antwort aus , so ist es zu wiederholen.

3. Ist es dem vorausfahrenden Schiffe unmöglich , das
Fahrwasser freizugeben , so hat es das nachfolgende
durch Zuruf oder sonstwie zu verständigen , im übrigen
aber die nächste Ausweichgelegenheit zu benutzen Und
dann die Zeichen nach Nr . 2 zu geben . Das folgende
Fahrzeug hat hie Zeichen vor der Vorbeifahrt zu
wiederholen.

8 16.

Mäßigen der Fahrgeschwindigkeit , Anhalten.

Die Geschwindigkeit ist zu ermäßigen in der erforder¬
lichen Entfernung vor und hinter
1. Baggermaschinen und Fahrzeugen jeder Art , die zur

Räumung des Fahrwassers , zu Uferbauten oder zu
Meßarbeiten im Fahrwasser liegen oder sich bewegen,

2. Baustellen für Useranlagen und Wasserbauten,
3. Fähren und beweglichen Brücken,
4. Stellen , an denen Fahrzeuge löschen oder laden,
5. Fahrzeugen , die fahren oder stilliegen.

Die Vorbeifahrt muß mit solcher Vorsicht erfolgen,
daß Störungen und Gefährdungen ausgeschlossen sind.

Abschnitt  III : Verhalten beim Durchfahren
der Schleusen , Brücken und Kabelliege¬

stellen.

8 17.

Annäherung an die Schleusen und beweglichen Brücken.
Allgemeines über Einfahrt.

Schleusen und bewegliche Brücken dürfen sich Fahr¬
zeuge nur mit geringer Geschwindigkeit nähern und haben
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auf Anordnung des Aufsichtsbeamten in verlangtem Ab¬
stande zu halten (vergl . Z 24).

Ueber die bei den beweglichen Brücken stehenden
Haltepfähle hinaus darf das Fahrzeug erst dann vor¬
rücken, wenn die Brücke vollständig geöffnet ist und der
Wärter ein entsprechendes Zeichen gibt . Beim Ein - und
Ausfahren in die Schleusen, sowie bei Durchfahren der
Brücken ist die Geschwindigkeit soweit zu verringern , daß
die Schiffsbesatzung in der Lage ist, das Schiff von den
Bauteilen der Schleusen und Brücken abzuhalten . Zu
diesem Zweck hat sich die Besatzung bei Durchfahren der
genannten Anlagen mit Fendern und Stangen zum Ab¬
halten an Deck aufzuhalten.

Das eigenmächtige Oeffnen und Schließen der
Brücken ist verboten . Die Schiffer sind jedoch ver¬
pflichtet, nach Aufforderung durch den Wärter im Be¬
darfsfälle bei der Bedienung der Schleusen und Brücken
behilflich zu sein.

Segelfahrzeuge müssen vor den Brücken die Segel
rechtzeitig fallen lassen oder soweit bergen , daß die Take¬
lage die Bauteile der Brücke auf keinen Fall berühren
kann.

§ 18.

Das Oeffnen der beweglichen Brücken.

Leine Straßenbrücke darf länger als 10 Minuten
für das Durchfahren der Schiffe geöffnet bleiben.

Beim Passieren haben unter sonst gleichen Verhält¬
nissen den Vorzug:
1. jedes im Dienste des Reiches oder Staates stehende

Fahrzeug , vor allen andern,
2. die beladenen Fahrzeuge vor den unbeladenen,
3. die schon in Fahrt befindlichen vor den noch still-

liegenden,
4. die zuerst ankommenden vor den später ankommenden.



Bei größeren Ansammlungen von F̂ahrzeugen vor
Brücken und Schleusen bestimmt der Diensthabende die
Reihenfolge beim Durchfahren . Zum Durchfahren auf¬
geforderte Schiffe verlieren , falls sie nicht fahrbereit sind,
ihren Vorrang zu 'Gunsten der nachfolgenden.

8 19.

Schleusenrang.

Für das Durchschleusen wird folgendes bestimmt:
1. Der Schiffer darf nur mit Erlaubnis des Schleusen¬

wärters und in dessen Gegenwart durchschleusen. Wäh¬
rend des Durchschleusens müssen, ausgenommen bei
kleineren Booten , stets mindestens 2 Personen an
Bord sein, die im Stande sind, die Fahrzeuge in
Tauen zu Hallen. Der Schiffer darf nicht eher in die
geöffnete Schleuse einfahren oder die Schleuse ver¬
lassen, bis ihm hierzu von dem Schleusenwärter Er¬
laubnis erteilt ist. Nach dem 'Durchschleusen hat er
den Vorhafen vor der Schleuse sofort zu verlassen.

Das Segelsetzen innerhalb der Schleusen ist streng
untersagt.

2. Bei Wassermangel im Kanal ist der Schleusenwärter
befugt , ankommende Schisse zu sammeln und gemein¬
sam durchzuschleusen.

8 20.
Verhalten beim Durchschleusen.

1. Beim Durchschleusen ist den Anordnungen des
Schleusenbeamten oder seines Vertreters Folge zu
leisten.

2. An die Tore der Schleusen darf nicht angestoßen
werden.

Während des Füllens und Entleerens der Schleuse
muß jedes Fahrzeug mindestens mit zwei hinreichend
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starken und guten Tauen oder Stahltrotzen an den
Schleusenwänden befestigt sein. Die Festmacheleinen
müssen sorgfältig geführt und angeholt werden.

3. Ruder und Stangen mit Eisenbeschlag dürfen nicht in
die Wände oder Tore der Schleusen eingesetzt werden.
Zum Fortbewegen der Schiffe dürfen nur die dafür
bestimmten Haltekreuze , Poller und Pfähle benutzt
werden . Anstotzen und Scheuern der Schisfswand am
Mauerwerke mutz vermieden , jedenfalls aber durch
Fender gemildert werden.

4. Anker dürfen beim Durchschleusen nicht autzerhalb des
Schisses hängen.

5. Die Maschinen der Dampfschiffe und Motorboote
müssen während des Liegens in der Schleuse gestoppt
sein. >

6. Eigenmächtiges Oeffnen der Schützen und Tore ist
verboten . Ein längeres Liegenbleiben in einer Schleuse
als zum Durchschleusen erforderlich , ist auch des Nachts
verboten.

8 21.

Durchfahren von Kabelliegestellen.

Das Unterwerfen und Schleisenlassen ist beim
Durchfahren aller Stellen verboten , an welchen Tele¬
graphen - oder andere Kabel , Gas - und Wasserrohre
oder ähnliche Vorrichtungen liegen, wenn auf deren Schutz
durch Warnungstafeln hingewiesen ist.

8 22.
Starkstromleitungen.

An den Ueberführungsstellen von Starkstrom¬
leitungen auf der freien Strecke müssen die Maste ge¬
legt werden . Die Leitungen werden durch Warnungs¬
tafeln kenntlich gemacht.
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Abschnitt IV : Unterwerfen , Anlegen und!
Wenden.

8 23.

Ankerwersen.
Das Unterwerfen , Anterschleppen , Einsetzen von

Schiebestangen in den Kanalboden ist unmittelbar ober¬
halb , innerhalb und unterhalb der Schleusen und Brücken
sowie über den Dütern , welche durch Tafeln gekenn¬
zeichnet sind, verboten.

8 24.
Anlegen.

1. Fahrzeuge , die zu halten beabsichtigen , haben unver¬
züglich das Fahrwasser freizugeben . Sie haben sofort
am Ladeufer anzulegen oder — wenn Löschen und
Laden nicht in Frage kommt — sich an dasjenige Ufer
zu legen, an dem sich der Treidelweg nicht befindet.

Nebeneinander dürfen Fahrzeuge nur liegen , wenn
Liegestellen für mehrere Schiffsbreiten vorgesehen sind.
In der Durchfahrt von Brücken sowie auf 30 m,
ober - und unterhalb derselben ist das Anlegen ver¬
boten.

2. Die Mannschaft am Ufer liegender Schisfsgefätze ist
verpflichtet , die Treidelleine vorbeifahrender Fahrzeuge
ohne Zeitverlust überzuholen.

8 25.

Befestigen der Fahrzeuge.

1. Wenn Fahrzeuge anhalten , so müssen sie vorn und
hinten mit Trossen und Streifen über der Wasserlinie
so festgemacht werden , daß sie beim Vorbeifahren
anderer nicht losreitzen , durch Wellenschlag gegen das
Ufer geworfen werden und bei etwaigem Sinken des
Wasserstandes aufsitzen.
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Zum Festlegen dürfen nur die Haltepfähle , Poller,
Dalben , Ringe und Steine am Ufer benutzt werden.
Sind keine vorhanden , so sind leichte Anker jenseits
der wasserseitigen Böschung auszubringen.

2. Es ist verboten , Befestigungspfähle in die Ufer¬
böschungen und Kanalbauwerke einzuschlagen.

8 26.
Stilliegen im Fahrwasser.

1. Bagger und Fahrzeuge jeder Art , die zur Räumung
der Wasserstraße , zu Strom - und Uferbauten oder zu
Meßarbeiten im Kanal liegen, sowie festgekommene
oder beschädigte Fahrzeuge haben bei Tag durch Aus¬
stecken einer roten Flagge oder eines roten Korbes die
Seite anzugeben , auf der vorbeizufahren ist.

2. Bei Nacht haben sie ein nach allen Seiten sichtbares
Licht zu führen.

3. Gesunkene Fahrzeuge , für die solche Warnungszeichen
nicht sofort zur Verfügung stehen, sind behelfs¬
mäßig so zu bezeichnen, daß ihre Lage deutlich sicht¬
bar ist.

v. Besondere Vorschriften für einzelne Schiffsarten.
Abschnitt l : Schiffe mit eigener Triebkraft.

8 27.
Verhalten bei Schleusen, beweglichen Brücken und Fähren.

Beim Annähern an Schleusen, beweglichen Brücken
und Fährstellen ist ein langer Pfiff (Zeichen mit dem
Signalhorn ) zu geben oder mit der Schiffsglocke zu
läuten.

8 28.
Schleppzugsordnung.

In einem Schleppzuge dürfen höchstens 5 Schiffe
mit dem Schlepper fahren.
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Abschnitt II : Boote , Sport - und Ver¬
gnüg u n g s f a h r z e u g e.

8 29.
Zulassung.

Gewerbsmäßig vermietete Ruderboote , Fahrzeuge
aller Art für Sport und Vergnügen werden auf den
Kanalstrecken und deren Häfen nur mit schriftlicher Ge¬
nehmigung der Schissahrtspolizeibehörde zugelassen.

Bei Fahrzeugen zur gewerbsmäßigen Personenbeför¬
derung muß an leicht sichtbarer Stelle über Deck die Zahl
von Personen vermerkt sein, die zugleich befördert werden
dürfen.

8 30.

Führung.
Handkähne und Boote müssen sachkundige Führung

haben und größeren Fahrzeugen ausweichen.

6. Erhaltung der Wasserstraße.
8 31.

Schutz der User- und Kanalanlagen.
1. Das Ueberschreiten beweglicher Brücken, solange sie

nicht vollständig geschlossen sind, das Betreten der
Kanalanlagen , namentlich der Böschungen und
Bermen , außerhalb des Bereichs der Treidelwege,
Häfen und Ladestellen , sowie das Beweiben durch
Großvieh und Beschädigen der Böschungen , Ver¬
waltungen , sonstiger Uferbauwerke und Anpflanzungen
usw. ist verboten.

2. Auf der Fahrt dürfen die Fahrzeuge auch die unter
Wasser liegenden Böschungen nicht beschädigen.

3. Beim Probeschlagen der Schiffsschrauben ist das
Hinterschiff so weit abzulegen , daß die Ufer unbe¬
schädigt bleiben.

2
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4. In dem Kanal einschließlich der Hafen ist Viehtränken,

Pferdeschwemmen , Waschen und Spülen verboten.

Das Baden sowie auch das Betreten der Eisdecke ist

nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde gestattet.

6. Stauwerke , Ein - und Auslaßvürrichtungen dürfen nicht

eigenmächtig bedient werden.
6. Die Hecktore in den Einfriedigungen ant Kanal sind

von den Anliegern stets geschlossen zu halten , widrigen¬

falls diese für jeden Schaden haften , den das Vieh

an den Kanalanlagen verursacht.

8 32.
Leinpfad.

1. Der Leinpfad dient nur der Schiffahrt ; den Schisfs-

zug darf niemand hindern oder erschweren, auch nicht
beim Verladen von Gütern.

2. Den Leinpfad auf fiskalischem Gelände und seine

Böschungen darf niemand unbefugt betreten , befahren
oder beweiden.

2. Die Beamten des Forst - und Reichswasserschuhes, der

Polizei , sowie des Zoll - Steuer -, Post - und Tele-

graphendienstes dürfen in Ausübung ihres Berufs die

Kanalanlagen betreten.

8 33.
Verunreinigung der Wasserstraße , Schisfahrtshindernisse.

1. Um Verunreinigungen der Wasserstraße und Behinde¬

rungen des Schiffsverkehrs zu vermeiden , ist das Ein¬

werfen von Schutt , Steinen , Ballast , Kehricht , Asche,

Trossen , Tierleichen pp . sowie das Einleiten von

Schlammwasser aus Gräben , von Rückständen aus

Fahrzeugen usw. streng verboten.
2. Bemerkt ein Schiffer Gegenstände , die den Schiffs¬

verkehr behindern können, so hat er dem nächsten

Strommeister bzw. Schleusenwärter unverzüglich An¬

zeige zu erstatten.
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8 34.

Entnahme von Wasser , Sand und Eis.

Die Entnahme von Wasser und Eis aus dem Kanal
und den Häfen , von Sand , Erde , Kies , Ton , Schilf
und dergleichen aus dem Kanal und den Böschungen
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

8 35.
Gesunkene, beschädigte und festgekommene Fahrzeuge.

1. Sinkende oder in bedrohlicher Weise leck gewordene
Fahrzeuge dürfen nicht weiterfahren , sondern müssen
sofort möglichst nahe und gestreckt ans Ufer gebracht
und dort vorschriftsmäßig festgelegt werden . Der
Schiffer hat die Liegestelle nach ß 26 zu bezeichnen;
und dem Schiffahrtspolizeibeamten sofort Anzeige zu
erstatten . Dieselbe Verpflichtung liegt ihm auch bei

sonstigem Festkommen seines Fahrzeugs ob.
2. Zögert der Schiffer damit , das Fahrzeug wieder flott

zu machen oder herauszuschaffen , so nimmt die Auf¬
sichtsbehörde die Arbeiten auf Kosten und Gefahr
des Verpflichteten vor.

3. Sind Schiffer und Schiffseigentümer nicht bekannt,
so werden Schiff und Ladung öffentlich verkauft ; der
Erlös wird nach Abzug der Kosten hinterlegt.

8 36.
Schiffahrtszeichen.

1. Es ist verboten , die Schiffahrtszeichen (Schwimmer,
Baken , Tafeln usw.) auf der Wasserstraße oder am
Ufer zum Anlegen oder Fortbewegen der Fahrzeuge
zu benutzen, zu beschädigen oder zu beseitigen.

2. Bemerkt ein Schiffer , daß Schiffahrtszeichen entfernt,
beschädigt oder verschoben sind, so hat er dem nächsten

Aufsichtsbeamten Anzeige zu erstatten.
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8 37.

Wasserbauten.
Jede Veränderung der bestehenden Kanalanlagen,

namentlich der Ufer , Ufereinfassungen , Entwässerungen
der Kanaldämme üsw. ist verboten . Abänderungs¬
anträge unterliegen der Genehmigung des zuständigen
Wasserbauamts.

0 . Benutzung der Häsen und Ladeplätze.
8 38 .

Verkehr mit dem Lande.
1. Jedes Fahrzeug muß als Verbindung mit dem Lande

einen mindestens 30 >cra breiten mannsicheren Lauf¬
steg haben.

2. Müssen mehrere Fahrzeuge vor den Anlagestellen
nebeneinander anlegen , so haben die Führer der dem
User näher liegenden Fahrzeuge das Ueberlegen und
die Benutzung von Gängen zu gestatten.

8 39.

Löschen und Laden.
1. Löschen und Laden der Fahrzeuge darf nicht unge¬

bührlich verzögert werden.
2. Beim Einladen und Ausladen sind die Güter so zu

lagern , daß der Verkehr nicht gehindert wird . Auf
den Uferböschungen und am Uferrande in 1,5 Meter
Breite von der Uferkante entfernt , sowie auf den
Ufertreppen , Schienen , Krangleiten und Ladestraßen
dürfen keine Güter oder Gegenstände niedergelegt
werden.

3. Das Ueberladen von einem Schiff ins andere ist nur
gestattet , soweit dadurch der freie Verkehr nicht gestört
wird,



4 . Güter , die beim Löschen und . Laden ins Wasser ge¬
fallen sind , müssen ohne Verzug wieder herausgeholt
werden, - im Falle der Unterlassung geschieht dies durch
die Aufsichtsbehörde auf Kosten und Gefahr des Ver¬
pflichteten.

5 . -Die Lagerplätze sind nach Gebrauch sorgfältig von
Abfällen und sonstigen Rückständen zu säubern . Unter¬
bleibt dies , so veranlaßt der Aufsichtsbeamte die
Säuberung sofort auf Kosten dessen , der die Verun¬
reinigung herbeigesührt oder den Platz zuletzt benutzt
hat.

8 40.

Feuer und Licht.
1. Die Schiffer haben zur Verhütung von Feuersgefahr

auf Feuer und Licht sorgfältig zu achten und den
hierüber von der Aufsichtsbehörde gegebenen Anord¬
nungen nachzukommen . Feuer darf nur in sicherer
Feuerstätte brennen . Offenes Feuer ist im Hafen¬
gebiete nur mit Genehmigung des Kanalaufsichtsbe¬
amten gestattet.

2 . Aus Lagerplätzen und Schiffen , die leicht entzündliche
Güter enthalten , darf nicht geraucht werden ; Licht
darf auch in den Kajüten nur in Laternen gebrannt
werden , die vollkommen sicher geschlossen find . Es
ist verboten , auf den Fahrzeugen Teer , Oel oder
andere leicht entzündliche Stoffe zu kochen, Harz oder
Pech zu schmelzen. Wenn nötig , weist der Kanal¬
aufsichtsbeamte hierzu geeignete Stellen an.

8 41.

Verhalten bei Gefahr.

Bricht innerhalb des Hafengebietes Feuer aus oder
ist bei sonstigen Gefahren , wie Hochwasser , Sturm,
Dammbrüchen außergewöhnliche Hilfe erforderlich , so
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sind die Führer und Mannschaften sämtlicher Fahrzeuge
im Häfen verpflichtet , bei der Unterdrückung der Ge¬
fahr und bei Rettungsarbeiten mitzuwirken , und zwar
auch mit Schiff und Geschirr . Insbesondere sind die
bedrohten Schiffe zu schützen und der Gefahr zu ent¬
ziehen , sowie Menschen und Güter zur Rettung auf die
Fahrzeuge aufzunehmen.

8 42.

Sondervorschriften.

Neben den Bestimmungen dieser Polizeiverordnung
gelten für jeden Hafen die für ihn erlassenen besonderen
Vorschriften , Abweichungen sind jedoch nur zulässig , soweit
die Sondervorschriften über die Bestimmung dieser Ver¬
ordnung hinausgehen.

L. Schlutzdeftimmungen.

8 43.

Ausweispapiere.

Der Schiffer mutz stets folgende Papiere an Bord
haben und aus Anfordern den Schiffahrtspolizeibeamten
oder deren Vertretern vorlegen:

1. den Eichschein oder Metzbrief,

2 . den Fahrschein oder sonstigen Fahrtausweis,

3 . eine Ausfertigung des Schiffsbriefes , sofern das Schiff
der Eintragungspflicht in das Schiffsregister nach dem
9 . Abschnitt des Reichsgesetzes , betreffend die privat¬
rechtlichen Verhältnisse der Binnerschiffahrt , vom 19.
Juni 1895 (R . E . Bl . S . 301 ) unterliegt.

Der Schiffer mutz sich zur Vorlegung der Papiere
auf Erfordern auch an Land begeben.
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8 44.

Schiffahrtspolizeibeamte.

Die Schiffahrtspolizei wird von den Betriebsbeamten
der Wasserstratzenverwaltung , namentlich den Vorständen
der zuständigen Wasserbauämter samt ihren Beamten
ausgeübt.

8 45 .

Befugnisse der Schiffahrtspolizeibeamten.

1. Die in Uniform befindlichen oder mit einem Dienst¬
abzeichen bzw. sonstigen Ausweis über ihre amtliche
Eigenschaft versehenen Schiffahrtspolizeibeamten sind
befugt , zur Aufrechterhaltung eines geordneten Schifs-
fahrtsbetriebes in besonderen Fällen auch über die
Bestimmungen dieser Verordnung hinaus Anordnungen
zu treffen , Venen jedermann nachzukommen hat.

2. Die Aufsichtsbeamten sind berechtigt , sich jederzeit an
Bord zu begeben , um sich von der Beobachtung der
bestehenden Vorschriften zu überzeugen . Sie können
Fahrzeugen die Weitersahrt untersagen , wenn ihre
Beschaffenheit (Abmessung , Tiefgang usw.) oder Zu¬
stand , Ausrüstung , Ladung oder Bemannung den Vor¬
schriften dieser Verordnung nicht entspricht. Sie können
die Fahrzeuge an die nächste geeignete Stelle legen
lassen und dort sesthalten , bis der Auflage der Behörde
genügt ist.

3. Endgültig ausgeschlossen vom Verkehr aus der Wasser¬
straße wird ein Fahrzeug erst dann , wenn die Schiff¬
fahrtspolizeibehörde die Anordnung des Aufsichtsbe¬
amten bestätigt.

4. Die Schiffahrtspolizeibeamten können dem Schiffer,
der die Kanaianlagen beschädigt, die Weiterfahrt unter¬
sagen, bis er den Schadenersatz ausreichend durch
Pfandgeld oder Bürgschaft sichergestellt hat.
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8 46.
Ordnungsvorschriften.

Die Schiffahrtspolizeibehörde kann bei gegebenem
Anlatz besondere Ordnungsvorschriften treffen . Zuwider¬
handlungen gegen solche Ordnungsvorschriften werden
nach 8 47 bestraft.

§ 47.
Strafen.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser
Verordnung werden , wenn nicht nach den Gesetzen höhere
Strafen verwirkt sind, mit Geldstrafe bis zu 150
— Einhundertfünfzig Reichsmark — bestraft , an deren
Stelle für den Fall des Unvermögens Haft tritt.

8 48.
Zeitpunkt des Inkrafttretens.

Diese Polizeiverordnung tritt mit ihrer Veröffent¬
lichung in Kraft . !

Gleichzeitig wird die Polizeiverordnung vom
13. April 1887 , betreffend den Verkehr auf dem Ems-
Jade -Kanal , mit den Aenderungen vom 31 . Januar
1888 , 2. November 1900 , 26 . November 1909 , 14. April
1916 , 26 . Mai 1918 und 20 . Februar 1924 aufgehoben.

Oldenburg , den 5. Juni 1930.

Staatsministerium.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
Or . Driver . Or . Millers.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

H -VI. Band. (Ansgegeben den 26. Juni 1930.) 83. Stück.

I n ha l t:
Nr . 139 . Gesetz sür den Landesteil Oldenburg vom 11. Juni 1930 zur

Änderung des Schulgesetzes für das Herzogtum Oldenburg
vom 4. Februar 1910.

Nr . 140. Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12. Juni 1930, be¬
treffend Änderung des Gesetzes für das Großherzogtum Olden¬
burg vom 14. April 1882. betreffend die Zwangsvollstreckung
wegen Geldsordernngen in Verwaltungssachen.

Nr . 141. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12. Juni 1930
zur Änderung der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 1. November 1899, betreffend das Verfahren bei den
von den Verwaltungsbehörden durchzusührenden Zwangs¬
vollstreckungen wegen Geldforderungen.

Nr . 142 . Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12. Juni 1930 wegen
Aufnahme von Anleihen.

Nr . 143. Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 17. Juni 1930 zur
Abänderung des Besoldungsgesetzes vom 25. Mai 1928.

Nr . 144. Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 17. Juni 1930 zur
Abänderung des Gesetzes, betreffend Anstellung und Be¬
soldung der Mitglieder des Staatsministeriums , vom
4. Juli 1919 in der Fassung der Abänderungsgesetze vom
10. August 1920 und 26. Mat 1924.

Nr . 145. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 17. Juni 1930
zur Bekanntgabe des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg,
betreffend Anstellung und Besoldung der Mitglieder des
Staatsministeriums , vom 4. Juli 1919 in der durch spätere
Gesetze geänderten Fassung.
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Nr. 139.
Gesetz für den Laildesteil Oldenburg zur Änderung des Schulgesetzes

für das Herzogtum Oldenburg vom 4 . Februar 1910.
Oldenburg , den 11 . Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtages als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Das Schulgesetz für das Herzogtum Oldenburg vom
4 . Februar 1910 wird geändert , wie folgt:

Artikel 1.

Dem Z 28 wird folgender Abs . 4 nachgefügt:

4 . Eine Aenderung der Schulbezirke kann vom Ober-
schullollegium angeordnet werden , wenn dadurch eine
bessere Verteilung der Kinder auf die einzelnen Schulen
erreicht wird und die Schulwege nicht wesentlich er¬
schwert werden.

Artikel 2.

8 30 Abs . 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
Gegen die Versagung der Genehmigung in den

Fällen der 88 28 und 30 und gegen die Anordnung
nach 8 28 Abs . 4 ist die Klage beim Oberverwaltungs-
gericht zulässig.

Artikel 3.

Der 8 23 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs . 1 wird das Wort „ errichtet " durch das Wort
„eingerichtet " ersetzt.

b ) Abs . 2 erhält folgende Fassung:
2 . Das Ministerium kann die Einrichtung einer

solchen Schule auch anordnen und die Schulbezirke
neu festsetzen, wenn dadurch eine bessere Verteilung
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der Schüler auf die Schulen der betreffenden Ge¬
meinden oder sonstige Verbesserungen des Schul¬
wesens erreicht werden können, ohne daß eine der
beteiligten Gemeinden dadurch erheblich stärker be¬
lastet wird oder die Schulwege wesentlich erschwert
werden.

Artikel 4.

Der Z 40 wird wie folgt geändert:
a) Im Abs. 2 wird das Wort „einzelnen" gestrichen.
K) Zwischen den Absätzen 2 und 3 wird folgender Abs. 3

eingefügt:

3. Das Oberschulkollegium kann aus besonderen
Gründen nach Anhörung des Schulvorstandes die Zu¬
weisung von Kindern in die Schule eines Nachbar¬
bezirks auch anordnen.

c) Die bisherigen Abs. 3 bis 5 erhalten die Bezeich¬
nungen „4 bis 6" .

Artikel 5.

Der Z 41 wird wie folgt geändert:
a) Die bisherige Vorschrift erhält die Bezeichnung als

Abs. „1" , und das Wort „einzelnen" wird gestrichen.
b) Folgende Absätze werden nachgefügt:

2. Das Oberschulkollegium kann aus besonderen
Gründen nach Anhörung der beteiligten Schulvor¬
stände die Zuweisung von Kindern in eine Schule der
Nachbargemeinde auch anordnen.

3. Die Anordnungen in den Fällen des 8 40
Abs. 3 und des § 41 Abs. 2 können durch Klage beim
Oberverwaltungsgericht angefochten werden . Der 8 26
Satz 2 des Verwaltungsgerichtsgesetzes findet An¬
wendung.
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Artikel 6.

Hinter Z 41 wird folgender Z 41a eingesügt:
8 41a.

Anordnungen nach ß 28 Abs . 4 , Z 33 Abs . 2,
Z 40 Abs . 3 und Z 41 Abs . 2 finden nur unter iden
Voraussetzungen statt , daß die Schülerzahl einer Klasse
in der Regel 50 nicht überschreiten , lein gefährlicher
und in der Regel über 3 lrm hinausgehender Schulweg
entstehen und die Gesundheit der Kinder nicht durch
Ueberfüllung der verfügbaren Klassenräume gefährdet
werden darf.

Oldenburg , den 11 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) Or . Driver . vr . Millers.
E raep e l.

Nr. 140.
Gesetz sür den Freistaat Oldenburg , betreffend Änderung des Gesetzes

für das Großherzogtum Oldenburg vom 14 . April 1882 , betreffend die
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in Verwaltungssachen.

Oldenburg , den 12. Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Einzigster Artikel.

Artikel 10 Z 3 erhält folgende Fassung:

„Beim Verwaltungszwangsverfahren tritt dis nach
Z 811 Ziffer 4 der Zivilprozeßordnung vom 13 . Mai
1924 für die gerichtliche Pfändung geltende Ausnahme
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nur ein inbetreff des dort genannten zum Wirtschafts¬

betrieb erforderlichen Geräts und Viehs ."

Oldenburg , den 12 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver.  l )r . Millers.

Or . Eisenbart.

141.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Änderung der Bekannt¬

machung des Staatsministeriums Nom 1. November 1899 , be¬

treffend das Verfahren bei den von den Verwaltungsbehörden

durchzuführenden Zwangsvollstreckungen wegen Geldsorderungen.

Oldenburg , den 12 . Juni 1930.

Zur Ausführung der Gesetze vom 14 . April 1882

und vom 12 . Juni 1930 , betreffend die Zwangsvoll¬

streckung wegen Eeldfarderungen in Verwaltungssachen,

wird hierdurch folgendes angeordnet:
Die Ziffer 5 des H 31 der Bekanntmachung des

Staatsministeriums vom 1. November 1899 , betreffend

das Verfahren bei den von den Verwaltungsbehörden

durchzuführenden Zwangsvollstreckungen wegen Geldfor¬

derungen erhält folgende Fassung:
5 . bei Personen , welche Landwirtschaft betreiben , das

zum Wirtschaftsbetriebe erforderliche Gerät und

Vieh.

Diese Bekanntmachung tritt sofort in Kraft.

Oldenburg , den 12 . Juni 1930.

Staatömmisterium.
vr . Millers.
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Nr. 142.
Gesetz für den Freistaat Oldenburg wegen Aufnahme von Anleihen.

Oldenburg , den 12. Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

8 1.
Die Staatsregierung wird ermächtigt , die Mittel

zur Bestreitung der nach den Haushaltsplänen der Lan¬
deskassen der drei Landesteile für 1930 zu leistenden
Ausgaben , soweit die sonstigen Einnahmen nicht aus¬
reichen , durch Ausgabe von verzinslichen oder unver¬
zinslichen Schatzanweisungen zu beschaffen , die in späte¬
stens vier Jahren wieder einzulösen sind.

Werden die Schatzanweisungen lediglich zu dem
Zwecke verwendet , um als Unterlage eines kurzfristigen
Darlehens zu dienen , so können sie in demjenigen Be¬
trage ausgestellt werden , der erforderlich ist, um dis
nach Abs . 1 zu deckenden Summen zu beschaffen.

Soweit sich die erforderlichen Mittel nicht auf dem
in Abs . 1 und 2 bezeichneten Wege beschaffen lassen,
kann die Staatsregierung unter angemessenen , der Lage
des Geldmarktes entsprechenden Bedingungen kurzfristige
Anleihen aufnehmen.

8 2.
Die Staatsregierung wird ermächtigt,

1 . zur Umwandlung kurzfristig ausgenommener Anleihen
in langfristige Anleihen
a) für die Zentralkasse des Freistaats

Oldenburg die Summe von . . 125 000 KZf,
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b) für den Landesteil Oldenburg die
Summe von.

c) für den Landesteil Lübeck die
Summe von . .

ä ) für den Landesteil Birkenseld die
Summe von.

und

2. zur Deckung von Ausgaben
a) des außerordentlichen Haushalts

des Landesteils Oldenburg die
Summe von.

b) des Siedlungsamts des Landes¬
teils Oldenburg die Summe von

c) des außerordentlichen Haushalts
des Landesteils Lübeck die Sum¬
me von.

6) des außerordentlichen Haushalts
des Landesteils Birkenfeld die
Summe von.

12 473 600 K-K,

1409 000 LK,

2 555 000 ,)M,

906 000 K.T,

2 734 000 SM,

150 000 SM,

155 000 K-K

zu beschaffen und zu diesem Zwecke durch Ausgabe von

Schuldverschreibungen oder durch langfristige Darlehen

gegen Schuldschein Anleihen zu Lasten des Freistaats

Oldenburg aufzunehmen.

8 3.

Die Anleihen (Z 2) sind für den Gläubiger unkünd¬

bar . Der Staatsregierung bleibt das Recht Vorbehalten,

sie sowohl in ihrem Gesamtbeträge wie in ihren einzelnen
Teilen und in Teilbeträgen davon zur Einlösung gegen

Varbezahlung des Nennwertes der Schuldverschreibungen
mit einer Frist von mindestens drei Monaten zu kün¬

digen. Auf dieses Recht kann sie für den Zeitraum von

längstens 30 Jahren verzichten. Auch kann sie die Ver¬

pflichtung übernehmen , die Anleihe in mindestens 10
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Jahren durch Auslosung zu tilgen oder den Gläubigern
das Recht einzuräumen , die Rückzahlung nach einem Zeit¬
raum von mindestens 10 Jahren zu verlangen.

Die Staatsregierung kann für die im Z 2 genannten
Beträge auch langfristige Darlehen gegen Schuldschein
zu Zins - und Tilgungsbedingungen aufnehmen , die der
Lage des Geldmarktes entsprechen.

Die Staatsregierung wird ermächtigt , falls sich
durch die Zusammenfassung der Anleihe mit den An¬
leihen anderer deutscher Länder oder von deutschen Ge¬
meinden und Eemeindeverbänden bessere Bedingungen
erzielen lassen, die Anleihe in Gemeinschaft mit diesen
Körperschaften aufzunehmen und gleichzeitig die Mithaft
für deren Anleihen Zu übernehmen.

s 4.

Falls und soweit sich die Anleihen (Z 2) in der
vorgesehenen Art nicht unter angemessenen Bedingungen
aufnehmen lassen, können die Mittel nach Z 1 beschafft
werden.

8 5.

Derjenige Landesteil , zu dessen Gunsten die Mittel
beschafft werden , übernimmt den beiden anderen Lan¬
desteilen gegenüber die Gewähr , daß sie in keiner Weise
jemals aus Anlaß dieser Anleihe in Anspruch genommen
werden.

8 6,
Das Ministerium der Finanzen erläßt die näheren

Bestimmungen über die Einrichtung der Schuldverschrei¬
bungen und Schatzanweisungen , über die Festsetzung des
Zinsfußes und das sonst zur Vollziehung des Gesetzes
Erforderliche.
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8 7.
Aus Grund des Anleihegesetzes für den Freistaat

Oldenburg vom 12 . Juli 1929 dürfen fernerhin keine

Anleihen mehr ausgenommen werden.

8 8.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verlündung

in Kraft.

Oldenburg , den 12 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver . Or . Millers.

vr . Eisenbart.

Nr . 143.

Gesetz snr den Freistaat Ottenburg zur Abänderung des Besoldungs¬

gesetzes vom 25 . Mai 1928.

Oldenburg , den 17. Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung

des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,

was folgt:

In der dem Besoldungsgesetz für den Freistaat Ol¬

denburg vom 25 . Mai 1928 als Anlage 1 beigefügten

Besoldungsordnung für die planmäßigen Lqndesbeamten
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wird im Abschnitt ^ im Beamtenverzeichnis der Be¬
soldungsgruppe 5 zwischen „ Eichmeister " und „ Anstalts¬
oberin der Heil - und Pflegeanstalt " eingeschoben „Lan¬
desfürsorgerin " .

Oldenburg , den 17 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver . vr . Millers.

Th yen.

Nr . 144.

Gesetz für den Freistaat Oldenburg zur Abänderung des Gesetzes , be¬
treffend Anstellung und Besoldung der Mitglieder des Staats¬
ministeriums , vom 4. Juli 1919 in der Fassung der Abäuderungs-
gesetzc vom 10 . August 1920 und 26 . Mai 1924.

Oldenburg , den 17 . Juni . 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtages als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Das Gesetz für den Freistaat Oldenburg , betreffend
Anstellung und Besoldung der Mitglieder des Staats¬
ministeriums , vom 4 . Juli 1919 in der Fassung der
Abänderungsgesetze vom 10 . August 1920 und 26 . Mai
1924 wird , wie folgt , geändert:

Artikel 1.

Im Z 1 wird das Wort „ drei " durch das Wort
„zwei " ersetzt.
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Artikel 2.

Der Z 2 des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg,
betreffend Anstellung und Besoldung der Mitglieder
des Staatsministeriums vom 4. Juli 1919 , Abs. 1 erhält
folgende Fassung:

„Die Mitglieder des Staatsministeriums erhalten
ein Jahresgehalt von 18 000 .KU . Daneben beziehen
sie den Wohnungsgeldzuschuß und die Kinderzuschläge
nach den für die Zivilstaatsdiener geltenden Bestim¬
mungen ."

Im Z 2 Abs. 2 werden die Worte „Aufwandsent¬
schädigung von jährlich 600 Goldmark , dazu den Teu¬
erungszuschlag nach den für die Zivilstaatsdiener gel¬
tenden Bestimmungen " durch die Worte „Aufwandsent¬
schädigung, deren Höhe durch den Haushalt bestimmt
wird " , ersetzt.

Artikel 3.

Im 8 3 Abs. 1 wird dem Worte „Bestimmungen"
folgendes nachgefügt : „Wird ein im Dienst befind¬
licher Zivilstaatsdiener zum Minister gewählt , so wird
er mit dem Tage seiner Wahl kraft Gesetzes mit Warte¬
geld zur Disposition gestellt . Das Wartegeld beträgt
80 v. H . des Diensteinkommens , das der Staatsminister
nach dem Besoldungsgesetz vom 25 . Mai 1928 in der
Besoldungsgruppe , der er vor Eintritt in das Staats¬
ministerium angehört hat , als Höchsteinkommen erreicht
hat oder hätte erreichen können, mindestens aber
6000 AZt jährlich . Wird ein zur Disposition gestellter
Zivilstaatsdiener zum Minister gewählt , so beträgt sein
Wartegeld 80 v. H . des ruhegehaltsfähigen Dienst¬
einkommens , das der Berechnung seines bisherigen
Wartegeldes zugrunde gelegt war , mindestens aber
6000 KZf jährlich . Das Wartegeld ruht während der
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Zeit , für die der Staatsminister Amtsbezüge erhält.
Wird ein Staatsminister in den Ruhestand versetzt, so
erhält er ein Ruhegehalt in Höhe des ihm zustehenden
Wartegeldes ."

Im Z 3 wird die Bestimmung des Abs. 2 gestrichen
und durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Einem aus dem Staatsministerium ausgeschie¬
denen Staatsminister ist im Staatsdienst ein anderes
den Verhältnissen entsprechendes Amt zu übertragen , so¬
bald es zur Verfügung steht. Artikel 51 Z 2 Sah 1
des Zivilstaatsdienergesetzes in der Fassung des Ge¬
setzes vom 14 . Februar 1919 bleibt unberührt.

Wenn ein aus dem Staatsministerium ausgeschiedener
Staatsminister aus einer Verwendung in einem an¬
deren Amt des Staatsdienstes oder in einem sonstigen
öffentlichen Dienst ein Diensteinkommen bezieht , so gilt
bei Anwendung der Vorschriften über das Ruhen des
Wartegeldes oder des Ruhegehalts als Diensteinkommen
aus dem Ministeramt der Betrag , von dem nach Abs. 1
das Wartegeld oder das Ruhegehult berechnet ist."

Dem Z 4 des Gesetzes vom 4. Juli 1919 wird als
Schlutzabsah hinzugefügt:

„Aus besonderen Gründet : kann der Landtag für den
ausscheidenden Minister ein Ruhegehalt festsetzen."

Artikel 4.

Für Staatsminister , die schon vor dem Inkraft¬
treten dieses Gesetzes aus dem Amte geschieden sind,
und für ihre Hinterbliebenen gelten die bisherigen Ver¬
sorgungsbestimmungen weiter.

Für die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amte
befindlichen Staatsminister und ihre Hinterbliebenen
gelten sie nur dann , wenn diese Staatsminister spätestens
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die Versorgung nach der bisherigen Bestimmung statt

nach diesem Gesetze bei dem Staatsministerium aus¬

drücklich beantragen.

Artikel 5.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkün¬

dung in Kraft.
Das Staatsministerium ist ermächtigt , das Gesetz,

betreffend Anstellung und Besoldung der Mitglieder des
Staatsministeriums , in der sich aus dem gegenwärtigen

Gesetze ergebenden Fassung von neuem bekanntzumachen.

Oldenburg , den 17 . Juni 1930.

Staatsmimsteriiiin.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) Or . Driver . Or . Millers.

Graepel.

Nr . 145.

Bekanntmachung des Staatsministerinms zur Bekanntgabe des Gesetzes

für den Freistaat Oldenburg , betreffend Anstellung Und Besoldung

der Mitglieder des Staatsministeriums , vom 4. Juli 1919 in der

durch spätere Gesetze geänderten Fassung.

Oldenburg , den 17 . Juni 1930.

Auf Grund der Ermächtigung im Artikel 5 Abs . 2

des Gesetzes vom 17 . Juni 1930 zur Abänderung des

Gesetzes vom 4 . Juli 1919 , betreffend Anstellung und Be¬

soldung der Mitglieder des Staatsministeriums , wird



nachstehend dies Gesetz in der durch die Gesetze vom
10. August 1920, 26. Mai 1924 und 17. Juni 1930
geänderten Fassung betanntgegeben.

Oldenburg , den 17. Juni 1930.

Staatsminifterinm.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
Dr . Driver . Or . Millers.

Gesetz für den Freistaat Oldenburg , betreffend An¬
stellung und Besoldung der Mitglieder des Staatsmini¬
steriums, vom 4. Juli 1919 in der Fassung der Ab¬
änderungsgesetze vom 10. August 1920, 26. Mai 1924
und 17. Juni 1930.

8 1.
Das Staatsministerium besteht aus dem Minister¬

präsidenten und zwei Staatsministern.

s2.
Die Mitglieder des Staatsministeriums erhalten ein

Jahresgehalt von 18 000 K.K. Daneben beziehen sie den
Wohnungsgeldzuschuß und die Kinderzuschläge nach den
für die Zivilstaatsdiener geltenden Bestimmungen.

Der Ministerpräsident erhält außerdem eine Auf¬
wandsentschädigung, deren Höhe durch den Haushalt
bestimmt wird.

Das Diensteinkommen wird in Teilbeträgen im vor¬
aus vom ersten Tage des Monats an gezahlt, in dem
die Wahl zum Staatsminister erfolgt ist.
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8 3-
Das Wartegeld , das Ruhegehalt und die sonstigen

Versorgungsbezüge von Zivilstaatsdienern , die zu Mit¬
gliedern des Staatsministeriums gewählt sind, sowie die
Hinterbliebenenbezüge ihrer Witwen und Kinder regeln
sich nach den darüber für die Zivilstaatsdiener geltenden
Bestimmungen . Wird ein im Dienst befindlicher Zivil¬
staatsdiener zum Minister gewählt , so wird er mit dem
Tage seiner Wahl traft Gesetzes mit Wartegeld zur
Disposition gestellt. Das Wartegeld beträgt 80 o. H.
des Diensteintommens , das der Staatsminister nach dem
Besoldungsgesetz vom 25 . Mai 1928 in der Besoldungs¬
gruppe , der er vor Eintritt in das Staatsministerium
angehört hat , als Höchsteinkommen erreicht hat oder
hätte erreichen tonnen , mindestens aber 6000 .LK
jährlich . Wird ein zur Disposition gestellter Zivil¬
staatsdiener zum Minister gewählt , so beträgt sein
Wartegeld 80 v. H . des ruhegehaltsfähigen Dienst¬
einkommens, das der Berechnung seines bisherigen
Wartegeldes zugrunde gelegt war , mindestens aber
6000 jährlich . Das Wartegeld ruht während der
Zeit , für die der Staatsminister Amtsbezüge erhält.
Wird ein Staatsminister in den Ruhestand versetzt, so
erhält er ein Ruhegehalt in Höhe des ihm zustehenden
Wartegeldes.

Einem aus dem Staatsministerium ausgeschiedenen
Staatsminister ist im Staatsdienst ein anderes den Ver¬
hältnissen entsprechendes Amt zu übertragen , sobald es
zur Verfügung steht. Artikel 51 tz 2 Satz 1 des Zivil¬
staatsdienergesetzes in der Fassung des Gesetzes vom
14. Februar 1919 bleibt unberührt.

Wenn ein aus dem Staatsministerium ausgeschie¬
dener Staatsminister aus einer Verwendung in einem
anderen Amt des Staatsdienstes oder in einem son¬
stigen öffentlichen Dienst ein Diensteinkommen bezieht,
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so gilt bei Anwendung der Vorschriften über das Ruhen
des Wartegeldes oder des Ruhegehalts als Dienst¬
einkommen aus dem Ministeramt der Betrag , von dem
nach Abs. 1 das Wartegeld oder das Ruhegehalt be¬
rechnet ist.

8 4.
Die übrigen Mitglieder des Staatsministeriums

haben auf Wartegeld , Ruhegehalt und Hinterbliebenen¬
versorgung keinen Anspruch. Jedoch haben sie Anspruch
auf Weiterzahlung der Hälfte ihres Ministergehalts

1. wenn sie unfreiwillig oder durch Tod aus ihrem
Amte ausscheiden, für die Dauer von zwei Jahren
nach dem Tage des Ausscheidens,

2. wenn sie freiwillig ausscheiden, für eine der Dauer
ihrer Amtstätigkeit gleiche Zeit , jedoch höchstens
für zwei Jahre.
Im Todesfall steht der zu 1 und 2 bezeichnete An¬

spruch der Witwe und den Kindern unter 18 Jahren zu.
Im klebrigen ist der Anspruch unvererblich.

Der Anspruch fällt weg, solange ein ausgeschiedenes
Mitglied des Staatsministeriums aus anderweitiger
Tätigkeit ein Einkommen bezieht, welches der Hälfte des
Ministergehalts mindestens gleichkommt.

Aus besonderen Gründen kann der Landtag für den
ausscheidenden Minister ein Ruhegehalt festsetzen.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XDVI . Band . (Ausgegeben den 27. Juni IS30.) 84 . Stück.

Inhalt:

Nr . 146. Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom 12. Juni 1930,
betreffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grund¬
besitz im Rechnungsjahre 1930 (Hauszinssteuergesetz).

Nr. 146.

Gesetz für den Landestcil Oldenburg , betreffend die Erhebung einer
Steuer vom bebauten Grundbesitz im Rechnungsjahre 1930 (Haus¬
zinssteuergesetz).

Oldenburg , den 12. Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Die Erhebung der Steuer vom bebauten Grund¬
besitz erfolgt für das Rechnungsjahr 1930 auf Grund
des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , betreffend
die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz,
in der Fassung der Bekanntmachung des Staatsmini-
steriums vom 25. Mai 1927 (E . BI. Bd . 45 S . 213)
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mit den sich aus Ziffer I, II und IV des Abänderungs¬
gesetzes vom 30 . Mai 1928 (G . Bl . Bd . 45 S . 763)
und aus Ziffer I des Abänderungsgesetzes vom 6. Juli
1829 (G . Bl . Bd . 46 S . 207 ) ergebenden Abänderungen
nach der Maßgabe folgender Bestimmungen:

I. a) In der Ziffer II des Abänderungsgesetzes vom
30. Mai 1928 erhält der zweite Satz folgende Fas¬
sung:

„Als ermittelte Friedensmieten gelten die im
Veranlagungszeitraum 1929 der Berechnung der
Steuer zugrunde gelegten Friedensmieten ."

Im vierten Satz werden die Worte „die für
1927 ermittelten Friedensmieten " durch die Worte
„die im Veranlagungszeitraum 1929 der Berech¬
nung der Steuer zugrunde gelegten Friedens¬
mieten" ersetzt.

b) In Ziffer IV des Abänderungsgesetzes vom 30.
Mai 1928 werden die Worte „für den Veranla¬
gungszeitraum 1927 " durch die Worte „für den
letzten Veranlagungszeitraum " ersetzt.

II . Im Z 10 Abs. 1 des Gesetzes wird je zu a , b, c
und d das Wort „ Steuermiete " durch „Friedens¬
miete" ersetzt.

III . Dem ß 29 Abs. 1 des Gesetzes wird als Satz 2
hinzugefügt:

„Dabei sollen insbesondere auch die Fälle des
Leerstehens von Mieträumen (Wohn - und gewerb¬
lichen Räumen ) Berücksichtigung finden , wenn die
gesamten Verhältnisse des Eigentümers eine Er¬
mäßigung oder einen Erlaß rechtfertigen ."

Dem 8 29 Abs. 2 des Gesetzes wird hinzugesügt:
„8 11 des Gesetzes findet sinngemäße Anwen-

« düng ."
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IV. Der Steuersatz für den Veranlagungszeitraum
1930 beträgt 16 vom Hundert.

Oldenburg , den 12 . Juni 1930.

Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver . Vv. Millers.

Or . Eisenbart.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

H V̂I. Band. (Ausgegeben den3. Juli 1930.) 85. Slück.

Inhalt:

Nr. 147. Finanzgesctz für das Rechnungsjahr 1930 vom 19. Juni 1930.

Ar. 147.
Finanzgesetz für das Rechnungsjahr 1930.

Oldenburg, den 19. Juni 1930.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung des
Landtags als Finanzgesetz für das Rechnungsjahr 1930,
was folgt:

Artikel 1.
Nachdem die Haushalte für das Rechnungsjahr 1930

für den Freistaat Oldenburg,
L . für den Landesteil Oldenburg,
0 . für den Landesteil Lübeck,
O. für den Landcsteil Birkenfeld,

wie die Anlagen ergeben, festgestellt sind, soll danach ver¬
fahren werden.

Artikel 2.
Wegen Einhaltung der einzelnen Ausgabetitel und Ver¬

wendung von Ersparungen sind die Bestimmungen, welche
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bei Feststellung der Haushalte getroffen worden sind , maß¬

gebend.

Artikel 3.

Jnbetreff der Grund - und Gcbäudestcucr wird für

das Rechnungsjahr 1930 folgendes bestimmt:

1 . Im Landesteil Oldenburg erfolgt die Erhebung der

Grund - und Gebäudcsteuer unter Abänderung des

Artikels 2 Ziffer 2 des Gesetzes vom 5 . Juli 1924,

betr . Abänderung des Grundsteuergesetzes für den

Landesteil Oldenburg vom 16 . Juni 1922 (OGBl.

Bd . 43 S . 374 ) bis zum 31 . März 1931 nach den

bisherigen Bestimmungen . Die Grundsteuer ist mit

168 v. H . und die Gebäudesteuer mit 131,25 v . H.

der vollen Jahressteuer in Reichsmark zu erheben.

2 . In den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld ist die

Grund - und Gebäudesteuer je mit dem einfachen

Betrage der vollen Jahressteuer in Reichsmark zu

erheben.

Artikel 4.

Die Steuer vom bebauten Grundbesitz beträgt in den

Landesteilen Lübeck und Birkenfeld für den Veranlagungs¬

zeitraum 1930:

1 . im Landesteil Lübeck monatlich 1,3 v . H . des Gebäude-

steuermietwertes (Artikel 5 des Gesetzes für das Fürstentum

Lübeck vom 1. Mai 1906 , betreffend die Einführung einer

Gebäudesteuer — Ges .Bl . Bd . 24 S . 233 — ).

2 . im Landesteil Birkenfeld 20 v. H . des Gebäudestcuer-

mietwertes (Gesetz vom 7 . Januar 1873 , betreffend die Ein¬

führung einer Gebäudesteuer für das Fürstentum Birkenfeld

— Gef .Bl . Bd . 7 S . 141 — , in der Fassung des Abänderungs¬

gesetzes vom 30 . Januar 1885 — Ges .Bl . Bd . 11 S . 45 — ).
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Artikel 5.
Die nach dem Reichsgesetz vom 15 . April 1930 , be¬

treffend Änderung des Biersteuergesetzes , auf den Freistaat
Oldenburg entfallenden Anteile an dem Aufkommen aus der
Biersteuer werden für die Landeskasscn vereinnahmt.

Artikel 6.

1 . Der Wohnungsgeldzuschuß für die planmäßigen und
nicht planmäßigen Landesbeamten und die Volksschul-
lehrer sowie für die Landesangestellten und die Ver¬
sorgungsberechtigten beträgt vom 1. April 1930 an
bis weiter 120 v. H . des Grundbetrages.

2 . Soweit vom Reich
Lt) für Orte mit besonders schwierigen wirtschaft¬

lichen Verhältnissen örtliche Sonderzuschiäge und
Besatzungszulagen,

d ) Kinderbeihilfen in gesetzlich nicht geregelten Fällen
festgesetzt sind oder werden , werden sie in gleicher
Höhe und nach den gleichen Bestimmungen auch
den Landesbeamten , Landcsangestellten und Volks¬
schullehrern von dem Staat oder von der Gemeinde,
die zur Zahlung des Diensteinkommens verpflichtet
ist , gewährt . Gleiches gilt hinsichtlich der unter s,
genannten Bezüge für die Lehrer der höheren
Schulen , höheren Mädchenschulen und Berufs¬
schulen der Gemeinden , sowie für die Lehrer der
landwirtschaftlichen Schulen.

3 . Die Bestimmungen in Ziffer 2 finden auf die
Wartegelds - und Ruhegehaltsempfänger sowie auf
die sonstigen Versorgungsberechtigten entsprechende
Anwendung.

Artikel 7.

Mit Rücksicht auf die Fassung des Artikels 4 des
Gesetzes vom 23 . April 1873 über die Konsolidation ver¬
schiedener Anleihen des Herzogtums Oldenburg und im

i*
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Hinblick auf die Durchführung des Gesetzes über die Ab¬

lösung öffentlicher Anleihen wird bestimmt, daß im Rech¬

nungsjahre 1930 die Aufnahme von 90000 zur Tilgung
der konsolidierten Schulden in den Haushalt des Landesteils

Oldenburg zu unterbleiben hat.

Oldenburg, den 19. Juni 1930.

Staatsmiuisterium.
In Vertretung

des Ministerpräsidenten:

(Siegel.) Dr . Driver . vr . Millers.

v. Döllen.
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Haushalt
der Zentralkasse des Freistaats Oldenburg für das

Rechnungsjahr 1930.

Kap. Til.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

Einnahmen»
1 — Zinsen für Kapitalien. 14 900
2 — Mieteinnahmen. 400
3 — Lotterieeinnahmen. . 138 000
4 1/3 Gebühren. 25 200
5 1/3 Beiträge der drei Landcsteile. 1 284 200
6 — Erstattung von Versorgungsgebührnissenaus

anderen Kassen. 14 700
7 — Vermischte Einnahmen . . . . . . . 1 000

Summe 1 478 400

Ausgaben.
1 1/6 Der Landtag des Freistaats und die Landes-

ausschüsse für Lübeck und Birkenfeld. . 154 000
2 1 Beiträge. 204 900
3 1/3 Gesandtschaft in Berlin. 63 700
4 1/3 Oberverwaltungsgericht. 50 900
5 1/3 Oberversicherungsamt. 37 300
6 1/3 Versorgungsgericht. 56 500
7 1/4 Landesarchiv. 15 300
8 1/4 Statistisches Landesamt. 72 500
9 1/3 Gesetzliche Wartegelder, Ruhegehälter und

Hinterbliebenenbezüge . 393 100
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Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

10 1/5 Verschiedene Versorgungsbezüge , Unterstützun-
gen usw. 289 400

11 1/11 Verschiedenes. 140 800

Summe 1 478 400

Abschluß.
Summe der Einnahmen. 1 478 400

Summe der Ausgaben. 1 478 400

j
i
j

I

I

1_
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IL Haushalt
des Landesteils Oldenburg für das Rechnungsjahr 1930.

Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1S30
Reichsmark

Ordentlicher Haushalt.
I . Einnahme ».

I Allgemeines.
1 1/2 Staatsministerium. 224 900
2 — Bon den Oldenlmrgischen Anzeigen und

dem Gesetzblatt. 27 400
3 — Vermischte Einnahmen. 14 900

Summe I 267 200

II Innere Verwaltung.
1 1/3 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 903 000
2 1/5 Ämter. 283 600
3 1/5 Landwirtschaft. 62 000
4 1/3 Ertrag von den Gewässern . . . . 64 500
5 1 Wegesachen. 8 000
6 1 Museen. 2 000
7 — Gebühren für Eichungen. 60 000
8 1/2 Vermischte Einnahmen. 32 000

Summe II 1 415 100
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

B etra  g
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

III Handel und Gewerbe.
1 — Vermischte Einnahmen. —

Summe III —

IV Verkehr.
1 — Gebühren des Wasserschouts und der

Seemannsämter. 5 400
2 — Einnahmen der Seefahrtschule in Elsfleth 4 800
3 — Anteil an den Schiffsvermessungs-

gebühren. 300
4 — Einnahmen der Hafenanstalten . . . 277 000
k — Vermischte Einnahmen. 200

Summe IV 287 700

V
Soziale Fürsorge.

1 — Gebühren des Gewerbeamts . . . . 83 300

3 — Einnahmen aus der Hebammenlehranstalt 96 700
4 — Einnahmen aus der Heil- und Pflege-

austalt Wehnen. 523 300
5 — Einnahmen aus dem Peter -Friedrich-

Ludwig-Hospital. 465 600
6 — Erstattete Kosten der Hauptfürsorgestelle 2 500
7 — Gebühren des Landes -Hhgiene-Jnstituts 40 200
8 — Vermischte Einnahmen. 500

Summe V 1 212 100
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

VI Justiz.
1 1/3 Gebühren. 1 810 000
2 — Strafgelder. 110 000
3 1/3 Gefangenanstalten. 146 200
4 — Erstattete Kosten der Standesämter 2 800
5 — Vermischte Einnahmen. 500

Summe VI 2 069 500

VII Kirchen und Schulen.
1 — Gebühren der Oberschulkollegien . . 700
2 Staatliche höhere Lehranstalten

1/5 a.) Evangelisches Oberschulkollegium . 329 100
1/3 b) Katholisches Oberschulkollegium 196 600

3 1 Taubstummenanstalt Wildeshausen . . 15 500
3s — Teilnahme von jungen Lehrern am Päda-

gogischen Lehrgänge in Oldenburg . —
3b — Teilnahme von jungen Lehrern am Päda-

gogischen Lehrgang in Vechta . . —
4 1 Landesorchester. 18 000
6 — Vermischte Einnahmen. 2 000

Summe VII 561900

VIII Finanzen.
1 1/12 Einnahmen aus dem Staatsgut . . . 2 623 300
2 1 Kapitalbeteiligung des Staates . . . 79 000
3 — Ertrag aus den Eisenbahnen . . . —
4 — Rente für den Übergang eines Teils

der oldenburgischen Wasserstraßen
auf das Reich. —
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!

Ab¬
schnitt

i

Kap.

!

Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1830
Reichsmark

5 1/2 Gebühren. 189 000
6 1/7 Landessteuern . . . S 228 100
7 1/6 Anteile an den Reichssteuern . . . 9 125 000

l 8 — Erstattung von Versorgungsbezügen aus
anderen Kassen. 38 600

9 — Mahn - und Vollstreckungsgebühren in
Verwaltungssachen sowieStundungs-

! und Verzugszinsen. 130 000
10 — Vermischte Einnahmen. 7 000

Summe VIII 17 420 000

II . Ausgabe « .

I Allgemeines.
1 1/3 Staatsministerium. 857 500

' 2 — Kosten der Oldenburgischen Anzeigen
und des Gesetzblattes. 28 500

3 — Umzugskosten und Kosten doppelten
Haushalts. 20 000

4 — Einstweilige Verwaltungen und Ver-
tretungen. 3 500

4g — Zinsbeihilfen für Nothilfekredite . . 64 200
5 1/4 Vermischte Ausgaben. 32 500

Summe I 1 006 200

II Innere Verwaltung.
1 — Landeshoheit. 500
2 1/3 Polizeidirektion. 25 200

4
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
fiir das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

3 1/3 Gendarmerie. 612 100

4 1/4 Ordnungspolizei . . . 1 298 900

5 1/4 Ämter. 702 600

6 1/15 Landwirtschaft . . 147 700

7 1/4 Siedlungsamt. 128 100

8 — Körunqskommission. —

9 1/4 Veterinärwesen. 144 200

10 1/4 Sonstige Ausgaben für Landwirtschaft 3 600

11 1/3 Weg- und Wasserbauämter . . . . 233 900

12 1/7 Wasserbau und Meliorationswasserbau ' 248 300

13 1/3 Wegebauwesen. 1 401 900

14 1/3 Landesmuseum in Oldenburg . . . 51 500

15 1/3 Naturhistorisches Museum . . . . 9 200

16 1/2 Denkmal- und Kunstpflege . . . . 23 300

17 1/3 Eichwesen . . 55 000

18 1/7 Vermischte Ausgaben. 2 900

Summe II 5 088 900

III Handel und Gewerbe.
1 1/2 Berufsvertretungen und Berufsförderung 14 500

2 — Vermischte Ausgaben . . . . . . 100

Summe III 14 600

IV Verkehr.
1 1/3 Wasserschout, Seemannsämter u. Seeamt 15 000
2 1/3 Seefahrtschule in Elsfleth . . . . 63 000

3 1/3 Hafenanstalten. 276 400

4 1/8 Vermischte Ausgaben. 16 600

Summe IV 371000

§
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

V
1 1/3

Soziale Fürsorge.
Gewerbeamt. 70 400

2 — - -- —

3 1/11 Medizinalwesen. 194 500
4 1/3 Hebammenlehranstalt. 121 000
5 1/3 Heil- und Pflegeanstalt Wehnen . . 578 600
6 1/2 Peter -Friedrich-Ludwig-Hospital . . . 497 100
6g, 1/3 Landes-Hygiene-Jnstitut. 57 500
7 1/3 Allgemeine Fürsorge. 172 800
8 1/3 Hauptfürsorqcstelle. 11 400
9 1/3 Wohnungsbau. 90 000

10 1 Wertschaffende Arbeitslosenfürsorge. . 20 000
11 1/3 Berufsschulwesen. 170 000
12 1/8 Vermischte Ausgaben. 193 000

VI
1 1/3

Summe V

Justiz.
Oberlandesgericht.

2 176 300

141 000
2 1/3 Landgericht. 377 000
3 1/2 Staatsanwaltschaft. 77 000
4 1/3 Amtsgerichte. 1 724 700
5 1/3 Straf - und Zwangsarbeitsanstalt Vechta 483 200
6 1/3 Gefängnisanstalt in Oldenburg . . . 89 500
7 1/3 Gerichtsgefängniffe. 49 200
8 — Standesämter. 4 000
9 — Vermischte Ausgaben. 2 000

Summe VI 2 947 600
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Ab¬
schnitt

B etrag
für das

Kap. Tit. Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

VII Kirchen und Schulen.
1 1/3 Kirchenwesen. 75 300

2 1/3 Oberschulkollegien.
171500

3 1/3 Staatliche höhere Lehranstalten . . . 1 105 200

4 — Zuschüsse zu höheren Lehranstalten der
Gemeinden. 301 400

5 1/2 Zuschüsse zu sonstigen höheren und
mittleren Lehranstalten . . . . 83 800

6 1/3 Sonstige Zuschüsse. 44 900

7 1/8 Volksschulwesen. 1 925 600

7s 1/3 Pädagogischer Lehrgang in Oldenburg
zur Ausbildung evangelischer Vvlks-
schullehrer. 41 200

7b 1/3 Pädagogischer Lehrgang in Vechta zur
Ausbildung katholischer Volksschul¬
lehrer . 37 100

8 1/3 Öffentliche Bibliothek in Oldenburg . 36 300

9 — Zuschuß an die Stadt Oldenburg zur
Verwaltung des Landestheaters . 100 000

10 1/2 Landesorchester.
203 200

11 — Vermischte Ausgaben. 2 000

Summe VII 4 427 500

Bemerkung.

Zu Ausg . Kap . VII 1 Tit . 1 und 2

ist der evangelischen Kirche eine jährliche
Bauschsumme von 48 600 der ka¬

tholischen Kirche eine Bauschsumme von



Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

VIII

1 1/6

jährlich 22 700 unter folgenden
Bestimmungen zugestanden:
a,) der evangelischen Kirche sowie dem

Landtage bleibt eine Kündigung von
9 Jahren , vom 1. Januar 1888 an
gerechnet , Vorbehalten ; erfolgt eine
solche Kündigung nicht , so wird der
Kündigungstermin von 9 zu 9 Jahren
verlängert;

k ) für den Fall , daß das Abkommen
mit der evangelischen Kirche auf die
eine oder andere Weise endigen
sollte , so fällt damit auch zugleich
die bewilligte Bauschsumme für die
katholische Kirche weg und tritt für
beide Kirchen dasselbe Verhältnis
wieder ein , wie cs vor dieser Ver¬
einbarung bestanden hat.

Finanzen.

Staatliches Hebungswesen. 198 900
2 1/3 Verwaltung der Landesschuld . . . 2 007 000
3 — Beitrag zur Zentralkasfe des Freistaats 1 014 500
4 1/9 Verwaltung des Staatsguts . . . . 385 100

6 1/8 Hochbauwesen . . . 282 500
7 1/5 Forstwesen. 616 100
8 1/3 Kataster -, Vermessuugs - u. Abschätzungs¬

wesen . 403 200



Ab¬
schnitt Kap, Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

9 Gesetzliche Wartegelder , Ruhegehälter
und Hiuterbliebenenfürsorge für Be-
amte und Volksschullehrer . . . 2 827 000

10 1/3 j Verschiedene Versorgungsbezüge , Unter-
stützungen usw. 47 000

11 1/5^ Vermischte Ausgaben. 23 100

Summe VIII 7 804 400

Wiederholung.

Ordentlicher Haushalt.
I . Einnahmen.

I Allgemeines. 267 200

II Innere Verwaltung. 1 415 100

III Handel und Gewerbe.
—

IV Verkehr. 287 700

V Soziale Fürsorge. 1 212100

VI Justiz. 2 069 500

VII Kirchen und Schulen. 561900

VIII Finanzen. 17 420 000

Summe 23 233 500

H . Ausgaben.
I Allgemeines. 1 006 200

II Innere Verwaltung. 5 088 900
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

III Handel und Gewerbe. 14 600

IV Verkehr. 371 000

V Soziale Fürsorge. 2 176 300

VI Justiz. 2 947 600

VII Kirchen und Schulen. 4 427 500

VIII Finanzen. 7 804 400

Summe 23 836 500

IX Außerordentlicher Haushalt.
I . Einnahme « .

1 — Anleihen. 1 006 000
2 — Erstattungen des Reichs auf die Kosten

des Kanalbaues Kampe - Sedelsberg —

3 — Brandkassenentschädigung für das Mar-
stallgebäude. —

I — Reichsdarlehen aus Mitteln der wert-
j schaffenden Arbeitslosenfürsorge für staat-

liche Notstandsarbeiten. —

5 — Kassenüberschuß , hier nach dem Abschluß
des Jahres 1928 . . 50 400

6 — Erstattung an Besoldungen und Ver --
gütungen zu Lasten des Kanalbaues
Kampe - Landesgrenze. 12 000

7 — Grundförderung für staatliche Notstands-
arbeiten. 15 000

8 — Ertrag der Fischteiche der Talsperre
Thülsfelde. —

9 — Vermischte Einnahmen. —

Summe IX 1 083 400
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

II . Ausgaben.
1 1/2 Förderung öffentlicher Notstandsarbeiten 48 000
2 — Darlehen für Nolstandsarbeiten . . . 300 000
3 — Mehrbedarf für den Umbau des Eck-

Hauses Poststraße -Schloßplatz . . 3 000
4 — Neubau des Gymnasiums in Vechta . 100 000
5 — Restauswendungen zur Hebung der

oberen Hunte. 40 000
5a — Erwerb von Aktien der Westfälischen

Ferngas A. A. Dortmund . . . 5 000
5b — Beteiligung an der Luftverkehrsgesellschaft

Wilhelmshaven Rüstriugen m. b. H. 10 000
6 — Darlehen zur Förderung der Neubau-

täliqkeit. 500 000
7 '— Fehlbetrag , hier nach dem Abschluß des

Jahres 1928 . . . . . . . —

8 —
Uferbefestigung des Vorlandes Neu-

St . Joostergroden. 7 000
9 — Neubau der Brücke über den Bollinger

Kanal bei Holzkümpfer in Elisabeth-
fthn . . 7 000

10 — Besondere Aufwendungen an den Wegen
des Hunte -Ems -Kanals von Jedde-
loh bis Edewechterdamm . . . 5 000

11 — Vermischte Ausgaben. 15 000

Summe IX 1 040 000

2



Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

Abschluß.
Summe der ordentlichen und

ordentlichen Einnahmen .
außer-

24 316 900

Summe der ordentlichen und
ordentlichen Ausgaben . .

a»her-
24 876 500



563

Haushalt
des Landesteils Lübeck für das Rechnungsjahr 1930.

Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

Ordentlicher Haushalt.
I . Einnahmen.

I Allgemeines.1 — Vermischte Einnahmen. . . . . . 100
Summe I 100

II Innere Verwaltung.1 1/6 Gebühren. 52 3002 — Erstattete Kosten der Spruchkammer des
Oberversicherungsamts . . . . 1 7003 - Strafgelder. 2004 — Anteil an der Rennwettsteuer . . . 4 0005 — Einnahmen aus dem Fischereihafen in
Niendorf . . . 2 0006 — Vermischte Einnahmen. . . . . . 800

Summe 11 61 000
III Handel und Gewerbe.

1 — Vermischte Einnahmen. —
Summe III —

IV Soziale Fürsorge.
1 —

Fürsorgeerziehung Minderjähriger . . 1 5002 — Sonstige Einnahmen. —
Summe IV 1 500

2*
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betra  g
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

Justiz.

1 —- Gebühren der Amtsgerichte . . . . 220 000

2 — Strafgelder.
14 000

3 — Anteil an den Notariatsgebühren . . 11 000

4 — Eigene Einnahmen der Gefangenanstalten 200

5 — Zur Erstattung kommende Strasvollstrek-
kungskostcn . . 100

6 — Erstattete Kosten der Standesämter 200

7 — Vermischte Einnahmen. 500

Summe V 246 000

VI Kirchen und Schulen.

1 — Reform -Realgymnasium in Eutin . . 104 400

2 — Realprögymnasium mit Realabteilung
in Ahrensbök.

38 500

3 — Vermischte Einnahmen.
300

Summe VI 143 200

VII Finanzen.

1 1/8 Einnahmen aus dem Staatsgut . . . 616 400

2 1/3 Kapitalbeteiligung des Staates . 19 800

3 1 Gebühren . . 20 000

4 1/10 Landcssteuern.
640 300

5 1/6 Anteile an den Reichssteuern . . . 843 000

6 — Vermischte Einnahmen.
9 000

Summe VII 2 148 500
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Ab¬
schnitt Kap. Til.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

H . Ausgaben.
I Allgemeines.

1 — Einstweilige Verwaltungen und Ver-
tretunqe » . 500

! 2 — Umzugskostc» und Kosten doppelten
Haushalts. 4 000

! 3 — Leistungen des Staates in Anlass der
Unfallversicherung. 5 500

4 — Verwischte Ausgaben. 100

Summe I 10 100

II Innere Verwaltung.
1 1/4 Regierung. 161 600
2 l/3 Staatliche Polizei. 98 800
3 1/8 Landwirtschaft. 19 700
4 1/3 Veterinärwesen . . . . . . . . 10 500
5 1/3 Wegebauwescn. 46 600
6 — Eichwcscn . . 2 900
7 1/11 Sonstige Ausgaben. 29 400

Summe II 369 500

III Handel und Gewerbe.
1 1/2 Berussvertretungen und Berufsförde-

rungen . . . . 5 000
2 — Vermischte Ausgaben. 500

Summe III 5 500
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Ab¬
schnitt^Kap. Tit,

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

IV Soziale Fürsorge.

1 1/8 Medizinalwesen. 22 400

2 1/2 Allgemeine Fürsorge. 2 000

3 1/2 Wohnungswesen. 51 000

4 1 Wertschaffende Arbeitslosenfürsorge . . —

5 1/3 Berufsschulen 23 000

6 1/2 Herbergswesen.
1 000

7 — Jugendpflege.
4 000

8 ^ - Fürsorgeerziehung Minderjähriger . . 16 000

9 — Kosten der Schlichtungsausschüsse . . 200

10 — Förderung der allgemeinen Volksbildung 1 500

11 — Vermischte Ausgaben.
400

Summe IV 121 500

V Justiz.
1 — Beitrag zu den Kosten des Landgerichts

der freien und Hansestadt Lübeck
und des Landesteils Lübeck . . . 64 200

2 1/3 Amtsgerichte. 287 000

3 1/3 Gefängnisse. 9 600

4 — Strafvollstreckungskosteit . . . . . 1 000

5 — Standesämter. 500

6 — Vermischte Ausgaben . . . . . . 200

Summe V 362 500
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Betrag
Ab¬

schnitt Kab Tit.
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

VI Kirchen und Schulen.

1 1/2 Kirchenwesen. 46 760
2 1/3 Regierung als obere Schulbehörde . . 11 950
3 1/3 Reform -Realgymnasium in Eutin . . 248 900
4 1/3 Realproghmnasium mit Realabteilung

in Ahrensbök. 64 400
5 — Zuschuß für das Oberlyzeum i. E . in

Eutin. 13 100
6 1/5 Volksschulwesen. 267 100

7 1/1 Sonstige Zuschüsse. 17 850

8 — Landesbibliothek in Eutin. 2 300
9 — Vermischte Ausgaben. 240

Summe VI 672 600

VII Finanzen.

1 1/4 Staatliches Hebungswesen. 36 200
2 1/2 Verwaltung der Landcsschuld . . . 120 400

3 — Beitrag zur Zentralkasse des Freistaats 154 100

4 1/3 Aufwand für das Staatsgut . . . . 30 200

5 1/6 Bauliche Unterhaltung der Staatsgebäude 33 300

6 1/4 Forstwesen. 262 500

7 1/3 Kataster - und Vermessungswesen . . 34 400

8 — Gesetzliche Wartegelder , Ruhegehälter
und Hinterbliebenenbezüge für Beamte
und Volksschullehrer. 417 000

9 1/3 Verschiedene Versorgungsbezüge , Unter-
stützungen usw. 9 000

10 1/4 Vermischt? Ausgaben. 4 400

Summe VII 1 101 500
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

Wiederholung.

Ordentlicher Haushalt.

I . Einnahmen.

I Allgemeines. 100

II Innere Verwaltung. 61 000

III Handel und Gewerbe. —

IV Soziale Fürsorge. 1 500

V Justiz. 246 000

VI Kirchen und Schulen . . . . . . 143 200

VII Finanzen. 2 148 500

Summe 2 600 300

n . Ausgaben.

I Allgemeines. 10 100

II Innere Verwaltung. 369 500

III Handel und Gewerbe. 5 500

IV Soziale Fürsorge. 121 500

V Justiz. 362 500

VI Kirchen und Schulen. 672 600

VII Finanzen. 1 101 500

Summe 2 643 200



569

Ab¬
schnitt Kap. Tit.

B et rag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

VIII Außerordentlicher Haushalt.
Einnahmen.

1 — Anleihen. 200 000

2 — Kassenüberschnß , hier »ach dem Abschluß
des Jahres 1928 . —

3 — Vermischte Einnahmen . . . . . . 2 000

Summe VIII 202 000

II . Ausgaben.
1 1/2 Wohnungsbau. 150 000

2 — Darlehen für Notstandsarbeitcn . . 50 000

3 —
Vermischte Ausgaben. 2 000

4 —
Fehlbetrag , hier nach dem Abschluß des

Jahres 1928 . 112 800

Summe VIII 314 800

Abschluß.
Summe der ordentlichen und außer-

ordentlichen Einnahmen . . . . 2 802 300

Summe der ordentlichen und außer-

>
ordentlichen Ausgaben. 2 958 000
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IV Haushalt
des Landesteils Virkenfeld für das Rechnungsjahr 1930.

Ab¬
schnitt Kap. Tit.

B etrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

Ordentlicher Haushalt.

I . Einnahmen.

I Allgemeines.
1 — Amts- und Gesetzblatt. 100

2 — Vermischte Einnahmen. . -—

Summe I 100

II Innere Verwaltung.
1 1/8 Gebühren. 59 000

2 — Strafgelder. 500

3 — Anteil an der Rennwettsteuer . . . 4 500

4 — Vermischte Einnahmen. 21 200

Summe II 86 200

III Handel und Gewerbe.
1 — Vermischte Einnahmen.

—

Summe III —

IV Soziale Fürsorge.
1 — Einnahmen des Landssarztcs . . . 100
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für da»

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

2 Erstatteter Teil der Kosten für ärztliche
Untersuchung der Schulkinder . . 5 000

3 — Vermischte Einnahme » . . . . . . 1 000

Summe IV 6 100

V Justiz.
1 — Gebühren der Amtsgerichte . . . . 180 000
2 — Strafgelder. 13 000
3 — Eigene Einnahmen der Gefangenan-

stalten . . 1 500
4 — Erstattete Kosten der Standesämter . 200
5 — Vermischte Einnahmen. 100

Summe V 194 800

VI Kirchen und Schulen.
1 — Gymnasium in Birkenfeld. 56 700
2 — Vermischte Einnahmen . . . . . . 300

Summe VI 57 000

VII Finanzen.
1 .1/6 Einnahmen aus dem Staatsgut . . . 734 700
2 1/2 Gebühren. 26 900
3 1/9 Landessteuern . . . . . . . . 410 500
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

4 1/6 Anteile an Reichssteuern. 920 000

5 — Foistbesoldungsbeiträge. 16 900

6 — Vermischte Einnahmen. 28 000

Summe VII 2 137 000

H . Ausgaben.

I Allgemeines.
1 '' — Amts - und Gesetzblatt. 1 700

2 — Einstweilige Verwaltungen und Vertre-

tungen. 2 000

3 — Umzugskoste» und Kosten doppelten
Haushalts. 2 000

4 1/2 Vermischte Ausgaben. 2 900

Summe I 8 600

II Innere Verwaltung.
1 1/6 Regierung. 180 400

2 1/3 Staatliche Bürgermeistereien . . . . 119 900

3 1/3 Staatliche Polizei. 54 600

4 1/6 Landwirtschaft . . . . . . . . 52 700

5 1/6 Vcterinärwcsen. 24 600



Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

6 1/6 Bauwesen . . 45 900

7 — Eichwcsen. 6 000

8 1/6 Vermischte Ausgaben. 2 200

Summe II 486 300

III Handel und Gewerbe.

1 1/3 Berufsvcrtretungen und Berufssörderung 8 000

2 — Vermischte Ausgaben. 100

Summe III 8 100

IV Soziale Fürsorge.
1 1/7 Medizinalwesen. 42 100

2 — Beaufsichtigung des Gewerbes . . . 500

3 — Förderung der Jugendpflege . . . . 3 000

4 — Fürsorgeerziehung Minderjähriger . . 16 500

5 1/3 Berufsschulwesen. 27 100

6 1/4 Allgemeine Fürsorge . . 1 500

7 1 Wohnungswesen. 25 000

8 1/2 Wertschaffende Arbeitslosenfürsorge . . 10 000

9

!
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

10 — Kosten des Schlichtungsansschusses 1 200
11 — Vermischte Ausgaben. 300

Summe IV 127 200

V Justiz.
1 — Beitrag zu den Kosten des Landgerichts

in Koblenz. 25 000
2 1/4 Amtsgerichte. 258 600
3 1/3 Gefangenanstalten . . . . . . . 17 700
4 — Standesämter . . . . 400
5 — Vermischte Ausgaben. 300

Summe V 302 000

VI Kirchen und Schulen.
1 1/8 Kirchenwesen . . 104 500
2 1/3 Regierung als obere Schulbehörde . . 11 900
3 1/3 Gymnasium in Birkenfeld . . . . 123 900
4 1/3 Zuschüsse zu höheren Lehranstalten der

Gemeinden. 55 200
5 1/5 Volksschulwesen . . . 279 200
6 1/2 Sonstige Zuschüsse. 6 600
7 — Landesbibliothek . . 500
8 — Vermischte Ausgaben. 200

Summe VI 582 000
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Ab¬
schnitt

Kab. Tit.

B etra  g
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

VII Finanzen.

1 1/5 Staatliches Hebungswesen . . . . 44 900

2 1/2 Verwaltung der Landesschuld . . . 80 400

3 — Beitrag zur Zentralkasse des Freistaats 115 600

4 1/3 Verwaltung des Staatsguts . . . . 20 800

5 1/5 Bauliche Unterhaltung der Staatsgebäude 25 000

6 1/4 Forstwesen . - - 372 400

7 1/3 Katasterwesen. 96 400

8 — Gesetzliche Wartegelder , Ruhegehälter und
Hinterbliebenenbezüge für Beamte und
Volksschullehrer. 442 500

9 1/3 Verschiedene Versorgungsbezüge , Unter-
stützungen usw. 5 600

10 1/3 Vermischte Ausgaben. 2 000

Summe VII 1 205 600

Wiederholung.

Ordentlicher Haushalt.

I . Einnahmen.

I Allgemeines. 100

.11 Innere Verwaltung . . 85 200

m Handel und Gewerbe.
—

IV Soziale Fürsorge. 6 100

V Justiz.
194 800
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930

Reichsmark

VI Kirchen und Schulen. ' 57 000
VII Finanzen. 2 137 000

Summe 2 480 200

H . Ausgaben.
I Allgemeines. 8 600

II Innere Verwaltung. 486 300
III Handel und Gewerbe. 8 100
IV Soziale Fürsorge. 127 200

V Justiz . . . 302 000
VI Kirchen und Schulen. 582 000

VII Finanzen . . . . . 1 205 600

Summe 2 719 800

VIII Außerordentlicher Haushalt.

I . Einnahmen.
1 — Anleihen. 155 000

3 — Vermischte Einnahmen. 200

4 — Restlicher Kassenüberschuß des Jahres
1928 . 124 200
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Ab¬
schnitt Kap. Tit.

Betrag
für das

Rechnungs¬
jahr 1930
Reichsmark

5

6

—

Aus dem Betriebsfonds.

—

Summe VIII 279 400

1
II . Ausgaben.

2 1/2 Wohnungsbau. 35 000

3 — — — —

4 Vermischte Ausgaben. 200

5 — Fehlbetrag nach dem Abschluß des
Jahres 1928 .

6 — Darlehn für Notstandsarbeiten . . . 120 000

Summe VIII 155 200

Abschluß.
Summe der ordentlichen und außer-

ordentlichen Einnahmen . . . . 2 759 600

Summe der ordentlichen und außer-
i > ordentlichen Ausgaben. 2 875 000

i
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Inhalt:
Nr . 148. Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen vom 27. Juni

1930 zur Ausführung des Hauszinssteuergesetzes für den
Landesteil Oldenburg vom 12. Juni 1930.

Nr / 14V. Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 27. Juni
1930, betreffend Änderung der Zicgcnbockkörungsordnung für
den Amtsverband Brake vom 15. April 1912.

Nr. 150. Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 27. Juni
1930, betreffend Änderung der Ziegenbockkörungsordnung für
die AmtsverbciudeJever und Rüstringen vom 2. Mai 1908.

Nr . 151. Bekanmmachung des Ministeriums des Innern vom 27. Juni
1930, betreffend Änderung der Ziegenbockkörnngsordnung für
den Amtsverband Vechta.
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Nr. 148.
Bekanntmachungdes Ministeriums der Finanzen zur Ausführung des

Hauszinssteuergesetzes für den Landesteil Oldenburg vom 12.
Juni 1930.

Oldenburg, de» 27. Juni 1930.

Zur Ausführung des Hauszinssteuergesetzes für den
Landesteil Oldenburg vom 12 . Juni 1930 wird fol¬
gendes bestimmt:

Die Geltungsdauer der Bekanntmachung des Mini¬
steriums der Finanzen vom 24 . Juni 1927 (OGBI.
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Bd . 45 S . 285 ) Zur Ausführung des Gesetzes für den
Landesteil Oldenburg vom 25 . Mai 1927 , betreffend
die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz,
wird mit der Maßgabe auf den Veranlagungszeitraum
1930 ausgedehnt , daß Z 3 gestrichen und im Z 6 die
Zahl „ 1927 " durch „ 1930 " ersetzt wird.

Oldenburg , den 27 . Juni 1930.

Ministerium der Finanzen.
Or . Millers.

Nr. 149.
Bekanntmachung des Ministeriums deS Innern , betreffend Änderung

der Ziegenbvckkörungsordnung für den Amtsvelbar .d Brake Venn
15 . April 1012.

Oldenburg , den 27 . Juni 1930.

Nach Anhörung des Amtsrais des Amtsverbandes
Brake wird die Ziegenbockkörungsordnung für den Amts¬
verband Brake vom 15 . April 1912 wie folgt ge¬
ändert:

Dem Artikel 11 ß 1 wird folgender Abs . 2 nach-
gesügt:

„Die Körungskommission ist befugt , die Gültig¬
keit des Zulassungsscheins dahin zu beschränken , daß
der angekörte Bock nicht in Teilen des Verbandsbe-
zirks aufgestellt werden darf , wo seiner Verwendung
für die Zucht besondere züchterische Bedenken entgegen¬
stehen . Bei Nichtbefolgung dieser Bestimmungen kann
die Körungskommission die Einziehung des Zulassungs¬
scheins anordnen ."

Oldenburg , den 27 . Juni 1930.

Ministerium des Innern.

Or . Driver.
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11r. 150.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der Zägenbockkorungsordnung für die Amtsverbände Jever und
Rüstringen vom 2 . Mai 1808.

Oldenburg , den 27 . Juni 1830.

Nach Anhörung des Amlsrats des Amtsverbandes
Jever und des Gesamtstadtrats der Stadtgemeinde Rüst¬
ringen wird die Ziegenbockkörungsordnung , für die Amts¬
verbände Jever und Rüstringen vom 2 . Mai 1908 wie
folgt geändert:

Dem Artikel 11 Z 1 wird als Abs . 2 nachgefügt:
„Die Körungskommission ist befugt , die Gültig¬

keit des Zulassungsscheins dahin zu beschränken , daß
der angekörte Bock nicht in Teilen des Verbandsbe¬
zirks aufgestellt werden darf , wo seiner Verwendung
zur Zucht besondere züchterische Bedenken entgegen¬
stehen . Bei Nichtbefolgung dieser Bestimmungen kann
die Körungskommission die Einziehung des Zulassungs¬
scheins anordnen ."

Oldenburg , den 27 . Juni 1930.
Ministerium des Innern.

Dr . Driver.

Nr. 151.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der Ziegenbockkörungsordnung für den Amtsverband Vechta.
Oldenburg , den 27 . Juni 1930.

Nach Anhörung des Amtsrats des Amtsverbandes
Vechta wird die Ziegenbockkörungsordnung für den Amts¬
verband Vechta vom 7 . Dezember 1907 wie folgt ge¬
ändert:

Dem Artikel 10 Z 1 wird folgender Abs . 3 nachge¬
fügt:

„Die Körungskommission ist befugt , die Gültig¬
keit des Zulassungsscheins dahin zu beschränken , daß
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der angekörte Bock nicht in Teilen des Verbandsbs-
zirks aufgestellt werden darf , wo seiner Verwendung
zur Zucht besondere züchterische Bedenken entgegen¬
stehen . Bei Nichtbefolgung dieser Bestimmungen kann
die Körungskommission die Einziehung des Zulassungs¬
scheins anordnen ."

Oldenburg , den 27 . Juni 1930.

Ministerium des Innern.
Or . Driver.

152.
Bekanntmachung deS Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der Ziegenbockkörungsordnung für den Amtsverband Friesoythe.
Oldenburg , den 28 . Juni 1930.

Nach Anhörung des Amtsrats des Amtsverbandes
Friesoythe wird die Ziegenbockkörungsordnung ,für den
Amtsverband Friesoythe vom 25 . August 1913 wie
folgt geändert:

Dem Artikel 10 Z 1 wird als Abs . 2 nachgefügt:
„Die Körungskommission ist befugt , die Gültig¬

keit des Zulassungsscheins dahin zu beschränken , daß
der angekörte Bock nicht in Teilen des Verbandsbe-
zirks aufgestellt werden darf , wo seiner Verwendung
zur Zucht besondere züchterische Bedenken entgegen¬
stehen . Bei Nichtbefolgung dieser Bestimmungen kann
die Körungskommission die Einziehung des Zulassungs¬
scheins anordnen ."

Oldenburg , den 28 . Juni 1930.

Ministerium des Innern.
Or . Driver.
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In halt:
Nr . 153. Bekanntmachungdes Ministeriums der Kirchen und Schulen

vom 1. Juli 1930 zur Änderung feiner Bekanntmachung
vom 1. Oktober 1921, betreffend Ordnung der praktischen
Ausbildung für das höhere Lehramt und Ordnung der päda¬
gogischen Prüfung für das höhere Lehramt im Freistaat
Oldenburg.

Nr . 154. Verordnung des Staatsministeriums vom 3. Juli 1930 zur
Durcbführung des Gaflstättengesetzes.

Nr. 153.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur

Änderung seiner Bekanntmachungvom 1. Oktober 1924, betreffend
Ordnung der praktischen Ausbildung für das höhere Lehramt und
Ordnung der pädagogischen Prüfung für das höhere Lehramt im
Freistaat Oldenburg.

Oldenburg, den 1. Juli 1930.

Der A 6 der Ordnung der pädagogischen Prüfung
für das höhere Lehramt erhält in Abs. 3 am Schlüsse
folgende Fassung:

„Aus jeden Fall ist die pädagogische Prüfung zu
wiederholen, doch kann auf Beschluß des Prüfungsaus¬
schusses für die erste Prüfung die schriftliche Hausarbeit
bei der Wiederholungsprüfung angerechnet werden."

Oldenburg , den 1. Juli 1930.
Ministerium der Kirchen und Schulen.

I - V.:
vr . Driver.
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Nr. 154
Verordnung des Staatsministeriums zur Durchführung des Gast¬

stättengesetzes.
Oldenburg , den 3. Juli 1930.

Auf Grund des 8 18 des Gaststättengesetzes vom
28. April 1930 (Reichsgesetzbl. I S . 146) wird für den
Freistaat Oldenburg folgendes bestimmt:

8 1.
Für die Erteilung (88 1 und 6 des Gesetzes) und

Zurücknahme der Erlaubnis (8 12), für die Erteilung von
Auflagen (8 11) und für die Untersagung (8 13) sind
die unteren Verwaltungsbehörden (im Landesteil Olden¬
burg : die Aemter und Stadtmagistrate der Städte
I. Klasse, im Landesteil Lübeck: die Regierung , bzw. für
die Stadt Eutin der Stadtmagistrat , im Landesteil Bir¬
kenfeld: die Bürgermeister ) Zuständig.

8 2.
Unter „zuständiger Behörde " ist in allen Fällen

ebenfalls die untere Verwaltungsbehörde zu verstehen.

8 3.
In den Fällen des 8 1 dieser Verordnung findet

gegen die Entscheidung der unteren Verwaltungsbehörde
das Verwaltungsstreitverfahren statt ; die Verfahrens¬
vorschriften des 8 18 Satz 2 Ziffer 1 und 2 des Gesetzes
finden Anwendung.

Oldenburg , den 3. Juli 1930.
Staatsministerium.

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) Ov. Driver . vr . Millers.
T h y e n.
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Nr. 155 . Verordnung deS Staatsministeriums vom 28. Juni 1930
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Nr. 155.
Verordnung des Staatsministeriums über den Schutz von Tieren und

Pflanzen.
Oldenburg, den 28. Juni 1930.

Auf Grund des Z 50 des Gesetzes vom 15. August
1882, betreffend den Forstdiebstahl und die Forst - und
Feldpolizei, in der Fassung des Gesetzes vom 13. August
1925 — (OGBI . S . 219) —, des Gesetzes vom 13. März
1920, betreffend den Schutz der Vögel — (OGBl . S.
668) —, des Z 45 Abs. 2 des Jagdgesetzes vom 3. Juli
1926 — (OGBl . S . 177) — und des Artikels 9 ß 6
des Gesetzes vom 5. Dezember 1868, betreffend die
Organisation des Staatsministeriums , ordnet das Staats-
ministerium für den Landesteil Oldenburg folgendes an:



58s

Geschützte Tiere und Pflanzen.

8 1-
(1) Die Tiere und Pflanzen der in den Anlagen ^

und L aufgeführten Arten sind geschützt. Der Schutz
erstreckt sich, soweit nichts anderes bestimmt ist, auf das
ganze Jahr.

(2) Diese Verordnung gilt auch für den Meeres¬
strand und das Küstenmeer.

Schutz von Tieren.

8 2.

fl)  Es ist verboten, Tieren geschützter Arten nach¬
zustellen, sie mutwillig zu beunruhigen , zu ihrem Fang
geeignete Vorrichtungen anzubringen, sie zu sangen oder
zu töten . Auch ist verboten, Puppen , Larven , Eier und
Nester oder sonstige Brutstätten dieser Tiere fortzu¬
nehmen oder zu beschädigen.

(2) Den Eigentümern und den Nutzungsberechtigten
und ihren Beauftragten steht es frei, Nester, die Vögel
geschützter Arten in oder an Wohnhäusern oder anderen
Gebäuden oder im Innern von Hofräumen gebaut
haben, zu zerstören. Nester der Kleinvögel dürfen ferner
in der Zeit vom 2. Oktober bis zum 1. März entfernt
werden.

(3) Das Einsammeln der Eier von Möven mit Aus¬
nahme der Seeschwalben ist in der Zeit vom 1. April
bis 15. Juni — beide Tage einschließlich— erlaubt.
Das Ministerium des Innern ist befugt , die Sammelzeit
weiter zu beschränken.

8 3-
fl ) Es ist verboten, Vögeln zur Nachtzeit nachzu¬

stellen. Als Nachtzeit gilt die Zeit von einer Stunde



nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnen¬
aufgang.

(2) Dieses Verbot findet keine Anwendung auf
jagdbare Vögel, soweit nach dem Jagdgesetz die Aus¬
übung der Jagd während der Nachtzeit erlaubt ist
(8 48 des Jagdgesetzes).

(3) Die Verwendung von Fanggeräten oder Selbst¬
schüssen, die auf Pfählen , Bäumen oder anderen auf-
ragenden Gegenständen oder aus Bodenerhebungen an¬
gebracht sind, ist verboten. Das Verbot gilt nicht für
das Fangen auf künstlichen Fischteichen. Habichtskörbe
die so eingerichtet sind, daß sie den Vogel unversehrt
fangen oder sofort töten , dürfen in den Monaten Ok¬
tober bis einschließlich April verwendet werden. Sie
müssen jeden Abend nachgesehen werden und dürfen nur
tagsüber aus Fang gestellt sein.

(4) Künstliche Lichtquellen dürfen zum Zwecke des
Fangens und Erlegens von Vögeln nicht verwendet
werden. Es ist verboten, zur Nachtzeit an Leuchttürmen
Vögel zu fangen oder tote oder kranke Vögel aufzu¬
sammeln.

(5) Belohnungen für den Abschuß oder Fang von
Raubvögeln dürfen weder ausgesetzt, noch ausgezahlt,
noch in Empfang genommen werden. Anweisungen der
Jagd - und Fischereiberechtigten an ihre Beauftragten
werden hierdurch nicht berührt.

(6) Das Anbieten von Vogelleim oder von Vogel¬
sanggeräten , die den Vogel weder unversehrt fangen
noch sofort töten , ist verboten.

8 4.
(1) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten

und ihre Angestellten sind befugt , in den Gärten , in
denen durch das Ueberhandnehmen der Schwarzdrossel
erheblicher Schaden an den Gartenfrüchten verursacht
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wird, die Schwarzdrosseln mit Feuerwaffen , soweit dies
zur Abwendung des Schadens notwendig ist, vorbehalt¬
lich der Bestimmung des Z 367 Ziffer 8 des Reichs-
Strafgesetzbuches zu töten.

(2) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten
und ihre Angestellten sind ferner befugt , Maulwürfe , die
in ihren Gärten , Schonungen, Baumschulen und Riesel-
Wiesen Schaden anrichten, zu fangen und zu töten . Die
Eemeindevorstände sind befugt , den Eigentümern und
den Nutzungsberechtigten und ihren Angestellten das
Fangen und Töten von Maulwürfen auch auf anderen
Grundstücken, insbesondere bestellten Feldern , Wiesen und
Weiden, zu gestatten. Die Erlaubnis bedarf der schrift¬
lichen Form , sie kann jederzeit widerrufen werden.

8 5.
Der zur Ausübung der Jagd Berechtigte darf nicht

erlegen

Art:

a) Männliches Damwild
b) Birkhähne

c) Birkhennen
6) Höckerschwäne

olor Ich,
Singschwäne
(LFguas c^gnas Ich
und Zwergschwäne

LFZarw benäcüä Darr .)
e) Wilde Enten
t) Wilde Tauben
Z) Edelmarder

In der Zeit:
vom 1. Januar bis 31. August,
vom 1. Januar bis 31. März,
außerdem
vom 1. Juni bis 30. September
(§ 45 Abs. 1 Jagdgesetzes),
vom 1. Januar bis 31. Dezbr.,

vom 1. Januar bis 31. Dezbr.,
vom 1. Januar bis 30. Juni,
vom 1. März bis 31. August,
vom 1. Januar bis 31. Dezbr..



589

8 6.
(1 ) Das Zerstören von Nestern oder Brutstätten von

Vögeln jeder Art , das Zerstören und Ausnehmen ihrer
Eier und Jungen und das Fangen und Erlegen von
Vögeln jeder Art ist während des ganzen Jahres in
folgenden vom Ministerium des Innern bezeichnten
Vogelschutzgebieten verboten:

a ) auf der Mellumplate,
b ) auf den Oberahnischen Feldern,
c) in dem als Vogelschutzgebiet gekennzeich-

neben Gelände im Südwesten der Insel ,
Wangerooge . k

(2 ) Das Betreten der Vogelschutzgebiete (Z 6 Abs . 1) , s
ist nur mit schriftlicher Erlaubnis des zuständigen Amtes ^ 5^ --
gestattet . Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten
und ihre Angestellten , ferner die Beamten in Aus-
Übung des Dienstes und diejenigen Personen , denen nach ^
Z 10 ein Ausweis ausgestellt ist, bedürfen einschließlich
ihrer Begleitung keiner besonderen amtlichen Erlaubnis
zum Betreten der genannten Inseln und des Vogel¬
schutzgebietes auf Wangerooge.

Schutz von Pflanzen.

8 7.
(1 ) Es ist verboten , Pflanzen der in der Anlage L

unter Abschnitt l genannten Arten zu entfernen oder zu
beschädigen , insbesondere sie auszugraben oder auszu¬
reißen oder Teile davon abzupflücken , abzuschneiden oder
abzureißen.

(2 ) Es ist verboten , Wurzelstöcke oder Zwiebeln der
in der Anlage L unter Abschnitt II genannten Pflanzen¬
arten auszugraben , auszureißen oder auszustechen.

(3 ) Die Vorschriften in Abs . 1 und 2 gelten nicht
für den Eigentümer und den Nutzungsberechtigten.
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8, 8.
(1) Das Verbot (8 7 Abs. 1 und 2) erstreckt sich in

folgenden vom Ministerium des Innern bezeichnten
Pflanzenschutzgebieten auf Pflanzen jeder Art:
a) Teile des Dünengeländes im Westen und Norden der

Insel Wangerooge und das Wasserloch nebst Um¬
gebung in der Nähe der Rettungsstation,

b) Teile der Parzellen 21 und 22 Flur VIl der Ge¬
meinde Schortens (Forstort Graßmeierland , Revier
Upjever),

c) Moortümpel Barkenkuhlen nebst Umgebung, 0,70 ba
in Flur XXXVII, Gemeinde Ohmstede, im Ipweger
Moor.

(2) Das Betreten der Pflanzenschuhgebiete (Z 8
Abs. 1) ist nur mit schriftlicher Erlaubnis des zuständigen

vs?' V? Amtes gestattet. Die im Z 6 Abs. 2 Satz 2 genannten
Personen bedürfen keiner besonderen amtlichen Erlaubnis.

Gemeinsame Bestimmungen.

K 9.
(1) Es ist verboten, geschützte Tiere lebend oder

tot , ihre Puppen , Larven , Eier, Eierschalen und Nester,
ebenso geschützte Pflanzen oder Pflanzenteile feilzuhalten,
anzukaufen, zu verkaufen, zu Handelszwecken zu befördern
oder Rechtsgeschäfte anderer Art über ihren Erwerb an¬
zubieten, zu vermitteln oder abzuschließen. Diese Vor¬
schrift ist nicht anwendbar auf Tiere und Pflanzen , die
eingeführt oder vom Besitzer selbst gezüchtet oder sonst
ohne Verletzung bestehender Schutzvorschriften recht¬
mäßig in Privateigentum gelangt sind.

(2) Für den Verkehr mit jagdbaren Tieren und
ihre Einfuhr gelten die Vorschriften der HZ 51 bis 54
des Jagdgesetzes mit der Maßgabe , daß die Schutzzeiten
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dieser Verordnung (ß 5) den gesetzlichen Schonzeiten
gleichstehen.

(3) Das Feilbieten , der Verlaus und der Anlauf
von Möveneiern (tz 2 Abs. 3) ist während der zuge¬
lassenen Sammelzeit und innerhalb einer Frist von 14
Tagen nach Ablauf derselben gestattet.

8 10.
(1) Präparatoren , Ausstopfer , Naturalienhändler

und Inhaber zoologischer Handlungen müssen über die
Herkunft der in ihrem Besitze befindlichen lebenden und
toten Tiere geschützter Arten , ihrer Puppen , Larven , Eier,
Eierschalen und Nester ein Verzeichnis führen . In dieses
ist unter Angabe des Einlieferes jeder Zu - und Abgang
mit Zeitangabe einzutragen. Das Verzeichnis ist den
zuständigen Polizeibeamten auf Verlangen vorzulegen.

(2) Wer Pflanzen geschützter Arten oder ihre Teile
zu Handelszwecken anbietet oder befördert , mutz sich über
ihre Herkunft ausweisen. Als Ausweis gilt für den
Züchter oder den Einführenden eine von der Ortspolizei¬
behörde auszustellende Bescheinigung, aus der hervor¬
geht, daß es sich um selbstgezüchtetesoder eingeführtes
Pflanzengut handelt . Für Wiederoerkäufer genügt als
Ausweis die vom Verkäufer ausgestellte Rechnung.

Zu.
(1) Das Ministerium des Innern ist befugt, schrift¬

liche Ausweise zu erteilen, welche die darin bezeichneten
Personen berechtigen, fremde Grundstücke zu solchen Unter¬
suchungen und Ermittelungen zu betreten, die den Schutz
von Tierarten und von Pflanzen betreffen.

(2) Die Ausstellung des Ausweises erfolgt auf ein
Kalenderjahr . In besonderen Fällen kann der Ausweis
auf eine längere Zeit , jedoch nicht über mehr als 3 Ka¬
lenderjahre , erteilt werden.
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(3) Die Gmndstückseigentümer und Nutzungsberech¬
tigten sind verpflichtet, den mit Ausweis versehenen Per¬
sonen den Zutritt zu gestatten und ihnen zur Erfüllung
ihrer Aufgaben die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
' (4) Der Ausweis ist jederzeit widerruflich.

(5) Nach Ablauf seiner Gültigkeit, insbesondere auch
nach erfolgtem Widerruf ist der Ausweis der Behörde,
die ihn ausgestellt hat , abzuliesern.

8 12.
Aus besonderen Gründen , insbesondere zur Ab¬

wendung wesentlicher wirtschaftlicher Schäden, für Zucht-
und Brutzwecke, zu wissenschaftlichen und Unterrichts¬
oder Lehrzwecken oder zur Stubenvogelhaltung kann das
Ministerium des Innern Ausnahmen von den Vor¬
schriften dieser Verordnung zulassen.

8 13.
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten, soweit

nicht ein anderes bestimmt ist, auch gegenüber dem
Eigentümer , dem Iagdberechtigten und dem Fischerei¬
berechtigten.

Strafen.

8 14.
(1) Uebertretungen dieser Verordnung werden ge¬

mäß Z 50 des Forst - und Feldpolizeigesetzes in der
Fassung des Gesetzes vom 13. August 1925, soweit
nicht nach anderen Strafbestimmungen eine andere Strafe
eintritt , mit Geldstrafe bis zu 150 oder mit Haft
bestraft.

(2) Neben der Strafe kann auch auf Einziehung der
verbotswidrig in Besitz genommenen, feilgebotenen oder
verkauften Pflanzen und Tiere , deren Eier, Nester,
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rohen Häute und Bälge und ferner auf Einziehung der
bei der Zuwiderhandlung benutzten Gerätschaften und
Tiere erkannt werden , ohne Rücksicht darauf , ob diese
Gegenstände dem Verurteilten gehören oder nicht . Ist
die Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Per¬
son nicht ausführbar , so kann diese Maßnahme selbständig
erkannt werden.

Ueberleitungsbestimmungen.

8 15.

Die Bekanntmachungen des Staatsministeriums über
den Schutz von Tieren und Pflanzen vom '23 . Februar
1926 — OEBI . S . 483 — , 17 . Juni 1927 — OGBl.
S . 282 — , 19 . Juni 1928 — OGBl . S . 859 — Zreten
außer Kraft.

Oldenburg , den 28 . Juni 1930.

Staatsministerium.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
(Siegel ) vr . Driver . vr . Millers.

Th y e n.
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Geschützte Tierarten:

I. Insekten:
Hirschkäfer, Imcann8 cervus 1̂ .

II. Kriechtiere und Lurche:
1. Feuersalamander, 8alainan6ra maLulosa I-aar.
2. Kannnolch, dlolZe eri8tara lk,anr.
3. Sumpfschildkröte, Lrâ-S or îcularis 1̂ .

III. Vögel:
Alle in Europa einheimischen wildlebenden Vogel¬

arten, ausgenommen:
1. alle nach dem Jagdgesetz vom 3. Juli 1926 — OGBl.

S . 777 — jagdbaren Vögel,
2. folgende Vogelarten:

a) Hühnerhabicht, /vccipiter gentllis It,
b) Sperber, ^ ceipiter ni8N8 li,.
c) Rabenkrähe, Lorvno eorone 1̂ .
6) Nebelkrähe, Lorvns cornix I..
e) Saatkrähe, Lomnw lrnZi1eAN8 1i.
l) Elster, Lieg, piea li,.
Z) Dohle , Lolaens lnoneclnla D.
d) Eichelhäher, Oarrnln8 Zlan<1arin8 li,.
i) Fischreiher, T̂rclea cinerea 1̂ .
Ic) Bletzhuhn, Llllica atra I..
1) Haubensteitzfutz(Haubentaucher),

?oc1iceps cri8tatn8 D.
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ro) Die Säger , lAer îäae . '
n) Haussperling, kassee äornesücog D.
o) Feldsperling, kasser roootLoo« D.
p) Rotrückiger Würger, Daoios coliario V.

Das Fangen der vorn Vogelschutz ausgenommenen
Vögel mittels Schlingen ist nach den Bestimmungen des
Reichsvogelschutzgesetzes verboten.

IV. Säugetiere:
Maulwurf, Dalpa earopaea D.

Anlage 8.

Geschützte Pflanzenarten:
I.

Pslanzenarten, die vollständig  geschützt sind:
1. Hirschzunge, Zcolopenctriurn valZaee Loiitli
2 . Rippenfarn, ölecliooro splcanr 8roitb.
3. Alle einheimischen Arten Bärlapp , I^ copoäiuro.
4. Alle einheimischen Arten Knabenkräuter (Orchideen),

OrcbiclaLeae.
o. Gagelstrauch, gale D.
6. Stranddistel, Vr̂ ngimir maritimem I,
7. Sumpfporst, Dscloro paGsti-e V.
8. Alle einheimischen Arten Enzian, Oenriaoa.
9. Bergwohlverleih, Konica inooraoa D.

10. Rosmarinheide, ^ oäroroecla polilolia D.
11. Alle einheimischen Arten Wintergrün, prrola.
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12. Linnäe, lOinnea borealis I..
13. Schwedische Cornelle, Lornn8^8neLicuI.. ^
14. Studentenröschen, Larnussia^alnstris ch,. >
15. Schneide, Llackinrn rnal-l8LN8H. Brown.
16.  Blaue Lobelie , iOobelia OortlNLNQÄ P.
17. Vermeinkraut, Hw8inin ebraLteutnin Ilavne.
18. Aestige Graslilie, ^ ntbeiÜLN8 raino8N8 L.
19. Moorbeere, VaLcininin nliAino8nin1̂ .
20. Waldhainsimse, LaLnIa 8i1varica danckin.
21. Schachblume, Lririllnrig. iVleleagrw L,
22. Schuppenwurp, I L̂tbraea 8gnarrnaria L.

II.

Pflanzenarten, deren unterirdische Organe  ge¬
schützt sind:
1. Maiglöckchen, donvLlluris. inufalw I-.
2. Alle einheimischen Arten Himmelschlüssel(Primel),

Lrirnnla.
3. Weiße Seerose, bl̂ inpbaea alba iL.
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Gesetzblatt
für den

Freiftaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

H >VI . Band . (Ausgegeben den 26. Juli 1930.) 89 . Stück.

Inhalt:
Nr . 156 . Bekanntmachung des Ministeriums des Innern vom 22. Juli

1930 , betreffend Änderung der für die Amtsverbandsbezirke
Butjadingen , Brake und Elsfleth und Teile der Amts-
verbandsbezirke Varel und Delmenhorst erlassenen Schafbock¬
körordnung vom 22. August 1921.

Nr . 157. Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz vom 22. Juli
1930 , betreffend Festsetzung des Zinssatzes für gerichtlich
hinterlegte Gelder.

Nr. 156.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der für die Amtsverbandsbezirke Butjadingen , Brake und Elsfleth
und Teile der Amtsverbandsbezirke Varel und Delmenhorst er¬
lassenen Schafbockkvrordnung vom 22. August 1921.

Oldenburg , den 22. Juli 1930.

Die am 22 . August 1921 erlassene Schafbockkör¬
ordnung für die zu einem Verband zur Förderung der
Schafzucht zusammengefchlossenen Amtsverbände Butja¬
dingen, Brake und Elsfleth , vom Amtsverband Varel
die Gemeinden Schweiburg , Jade , Stadt und Land¬
gemeinde Varel , vom Amtsverband Delmenhorst die Ge¬
meinde Altenesch, wird wie folgt geändert:
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Dem Artikel 11 ß I . Abs. 1 wird nachgefügt:
„Für die Wiederankörung bei der Haupt - und Nach¬

körung ist eine Gebühr in der Höhe des einfachen Be¬
trages des niedrigsten Satzes des Deckgeldes zu be¬
zahlen ."

Oldenburg , den 22 . Juli 1930 . ' 1 r ' ' ^

^Ministerium des Innern.
Dr . Driver.

' .. . llr . 1.",7. .
Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz , betreffend Festsetzung des

Zinssatzes für . gerichtlich hinterlegte Gelder.
Oldenburg , den 22. Juli 1830.

Der Zinssatz für gerichtlich hinterlegte , bei der
Staatlichen Kreditanstalt Oldenburg oder einer öffent¬
lichen Sparkasse für Rechnung des Staates emgezahlte
Gelder wird vom 1. August 1930 an bis auf weiteres^
auf 2i/z vom Hundert für das Jahr festgesetzt. Zins¬
beträge unter 10 NK werden jedoch nicht vergütet.

Oldenburg , den 22 . Juli 1930.

Ministerium der Justiz.
I . V .:

On. D r iver.
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Gesetzblatt
sür den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XI3VI . Band . (Ansgegeben den 18. Aug. 1930.) 90 . Stück.

Inhalt:

Nr. 158. Ministerial-Bekanntmachung vom 6. August 1930 zur Aus¬
führung des Reichsgesetzes über Schußwaffen und Munition.

Rr . 159. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 6. August
1930, betreffend Abänderung der Ministerialbekanntmachungen
vom 18. Januar 1905 und 19. November 1927, betreffend
Regelung des Dienstverhältnisses der Schauerleute zu Hooksiel.

Nr. 158.
Ministerial-Bekanntmachung zur Ausführung des Reichsgesetzes über

Schußwaffen und Munition.
Oldenburg, den 6. August 1930.

Die Ziffer 2 Buchstabe b der Ministerialbekannt¬
machung zur Ausführung des Reichsgesetzes über Schutz-
Waffen und Munition vom 19. September 1928 (Ges.-
Blatt für den Landesteil Oldenburg S . 906 , für den
Landesteil Lübeck S . 314 , für den Landesteil Birken¬
feld S . 553 ) erhält folgenden Wortlaut:
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„im Landesteil Lübeck der Stadtmagistrat Eutin
für die Stadt Eutin , im übrigen die Regierung in Eutin,
im Landesteil Birkenfeld die Bürgermeistereien ."

Oldenburg , den 6 . August 1930.

Ministerium des Innern.
Dr . Driver.

Nr. 159.
Bekanntmachung des Slaatsnunisteriuins , betreffend Abänderung der

Ministerialbekanntmachungen vom 18 . Januar 1905 und 19 . No¬
vember 1927 , betreffend Regelung des Dienstverhältnisses der
Schauerleute zu Hooksiel.

Oldenburg , den 6 . August 1930.

Auf Grund des Artikels 9 8 6 des Gesetzes vom 5 . De¬
zember 1868 , betr . die Organisation des Staatsmini¬
steriums , wird die Ministerialbekanntmachung vom 18.
Januar 1905 in der Fassung der Ministerialbekannt¬
machung vom 19 . November 1927 wie folgt geändert:

Z 6 Abs . 2 erhält folgende Fassung:
„Von jedem mit Hilfe von Schauerleuten ein - und

auslaufenden Schiffe ist dem Hafenmeister eine Gebühr
einschl . Bootsgeld zu entrichten , die bei einem Netto-
Raumgehalt bis zu 75 cbm 6 NM , sonst 7,50 NM be¬
trägt . Das darin enthaltene Bootsgeld von 4 NM
steht dem Eigentümer des Bootes zu ."

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬
kündung in Kraft.

Oldenburg , den 6 . August 1930.

Ministerium - es Verkehrs.
Oo . Driver.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

Xl ^ l . Band. (Ausgegeben den3. Sept. 1930.) 91. Stück.

Inhalt:
Nr . 160. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. August 1930

zum 5. Abschnitt der Verordnung des Reichspräsidenten zur
Behebung finanzieller , wirtschaftlicher und sozialer Notstände
vom 26. Juli 1930 (R .G.Bl . I S . 311).

Nr . 161. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. August 1930
zu der Verordnung des Reichspräsidenten auf Grund des
Artikels 48 der Reichsverfassung gegen Waffenmißbrauch vom
25. Juli 1930 (R .G.Bl . I S . 352).

— Druckfehlerberichtigung.

Nr. 160.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zum 5. Abschnitt der Verord¬

nung des Reichspräsidenten zur Behebung finanzieller , wirtschaftlicher
und sozialer Notstände vom 26. Juli 1930 (R .G-Bl . I S . 311).

Oldenburg , den 23. August 1930.

Zur Ausführung der Verordnung des Reichspräsi¬
denten zur Behebung finanzieller , wirtschaftlicher und
sozialer Notstände vom 26 . Juli 1930 — R .G.Bl . !
S . 311 — wird, soweit es sich um den 5. Abschnitt „Ver¬
hütung unwirtschaftlicher Preisbindungen " handelt , vom
Staatsministerium folgendes bestimmt:
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Zur Ausübung der Befugnisse gemäß ZZ 4 und 5
werden im Landesteil Oldenburg das Ministerium des
Innern , in den Landesteilen Lübeck und Birkenfeld die
Regierungen als zuständig bezeichnet.

Oldenburg , den 23. August 1930.
Staatsminifterium.

vr . Millers.

Nr . 161.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zu der Verordnung des

Reichspräsidenten auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung
gegen Waffenmißbrauch vom 25. Juli 1930 (R .G.Bl . I S . 352).

Oldenburg , den 23. August 1930.

Zur Ausführung der Verordnung des Reichspräsi¬
denten auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung
gegen Waffenmißbrauch vom 25. Juli 1930 (R .G.Bl . I
S . 352) wird folgendes bestimmt:

1. Die in Z 2 Ziffer 3 der Verordnung vorge¬
sehene behördliche Ermächtigung zum Führen von
Hieb- oder Stoßwaffen wird im Landesteil Oldenburg
durch das Amt bzw. den Magistrat einer Stadt
I. Klasse, im Landesteil Lübeck durch den Stadtmagi¬
strat Eutin für die Stadt Eutin , im übrigen durch die
Regierung in Eutin , im Landesteil Birkenfeld durch
die Bürgermeistereien erteilt.

2. Ueber die erteilte Ermächtigung ist dem Antrag¬
steller eine auf seine Person lautende Bescheinigung nach
dem folgenden Muster auszustellen.



Ermächtigung

zum Führen einer Hieb- oder Stoßwaffe.
(Verordnung gegen Waffenmißbrauch vom 25. 7. 1930,

R .G.Bl . I S . 352) .

Nr.

Gültig für.

Nur gültig mit entwerteter
labgestempelter) Gebühren¬
marke.
Zum Führen einer Hieb¬
oder Stoßwaffe berechtigt
diese Ermächtigung den In¬
haber nicht, wenn er gemein¬
sam mit anderen Zu politischen
Zwecken an öffentlichen Orten
erscheint (vgl. 8 3 der Ver¬
ordnung gegen Waffenmiß¬
brauch).

wohnhaft in . .
geboren am . in .
Reichsangehöriger

Nichtreichsangehöriger (Nichtzutreffendes ist zu durch¬
streichen)

wird hierdurch die Ermächtigung
zum Führen . . .

(genaue Bezeichnung der Waffe)
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für .

erteilt.
(Geltungsbereich)

(Ort)

den

(Dienststelle)
(Stempel)

Oldenburg , den 23 . August 1930.

Ministerium des Innern.
I - V.

vr . Millers.

Druckfehlerbertchtigung.

Im Gesetz für den Landesteil Oldenburg vom 9.
August 1922 , betreffend die Bildung von Eeest -Was-
sergenossenschaften (Ges . Bl . Band XI . I, Seite 1207 ff .) ,
ist auf Seite 1209 , Ziffer 16 , statt „ die Jade — Wapeler
Sielacht zu Varel " zu setzen:

„die Jade — Wapeler Wafseracht  zu Varel " .
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Inhalt:
Nr . 162. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. September

1930, betreffend polizeiliche Anordnungen für den Verkehr
auf dem Ems -Jade K̂anal und dessen Zubehörungen . ,

Nr. 162.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend polizeiliche An¬

ordnungen für den Verkehr auf dem Ems-Jade -Kanal und dessen
Zubehörungen.

Oldenburg , den I . September 1930.

Dir Bekanntmachung des Staatsministeriums , betr.
polizeiliche Anordnungen für den Verkehr auf dem Ems-
Jade -Kanal und dessen Zubehörungen , vom 5. Juni
1930 wird wie folgt geändert:

a) § 1 erhält im Eingang folgende Fassung:

„Länge , Breite und Tiefgang der Schiffe.
Der Tiefgang der Schiffe mutz sich nach dem je¬

weiligen Wasserstand richten. Das Höchstmatz der zu-
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gelassenen Abmessungen (Länge und Brcite über alles
gemessen) beträgt :"

(wie bisher ).
b) Z 2 Ziffer 1 erhält folgende Fassung:

„Wenn auch der preußische Teil des Kanals
befahren werden soll, so dürfen wegen der dort be¬
findlichen festen Brücken die festen Teile der Fahr¬
zeuge und der Ladung über Wasser nur so hoch sein,
daß die Brückenunterbauten beim Durchfahren nicht
berührt werden. Der Mindestabstand zwischen Unter¬
kante der festen Brücken und dem normalen Wasser¬
spiegel beträgt bei normalem Wasser 4,00 Meter,
kann sich aber durch Windstau und Hochwasser ver¬
ringern ."

c) In § 17 Abs. 2 ist hinter dem ersten Satze ein Ab¬
satz zu denken. Z 17 Abs. 3 beginnt also mit den
Worten:

„Beim Ein- und Ausfahren usw."
d) In Z 20 Ziffer 2 Satz 2 wird das Wort „geführt"

durch das Wort „gesiert" ersetzt.
e) Im § 23 wird zwischen den Wörtern „Anker¬

schleppen", „Einsetzen" das Wort „und" eingefügt.
f) Znr Z 25 Ziffer 1 wird das Wort „Streifen " durch

das Wort „Steifen " ersetzt.

g) Z 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„Der Leinpfad dient nur der Schiffahrt ; aus¬

genommen sind jedoch folgende dem öffentlichen
Verkehr — mit Ausnahme des Kraslwagenver-
kehrs — sreigegebene Strecken:
a) der nördliche Treidelweg von der Landstraße

Sanderbusch-Ostiem bis zu dem Feldweg nach
Sandermühle,
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b) der nördliche Treidelweg von der Anschluß¬
rampe zur Fortifikationsstraße bis an den An¬
schlußweg zur Landstraße Mariensiel -Rüst-
ringen westlich der Eisenbahn,

c) der nördliche Treidelweg von der Landstraße
Mariensiel -Rüstringen bis zur Schleuse Ma¬
riensiel.

Den Schifsszug darf niemand hindern, auch
nicht beim Verladen von Gütern ."

h) 2m 8 39 Ziffer 2 Satz 2 wird das Wort „Kran¬
gleiten" durch das Wort „Krangleisen" ersetzt.

Oldenburg , den 1. September 1930.

Staatsministerium.
Or-. Millers.
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verzinsenden Entschädigungen.
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Vechta, Cloppenburg und Friesoythe.
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Ar. 163.
Vierzehnte Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend

Festsetzung des Zinsfußes für die gemäß Artikel 33 des Ent¬
eignungsgesetzes zu verzinsenden Entschädigungen.

Oldenburg , den 18 . September 1930.

Auf Grund des Gesetzes vom 5 . August 1924 zur
Aenderung des Enteignungsgesetzes für das Herzogtum
Oldenburg vom 21 . April 1897 wird der Zinsfuß für
die gemäß Artikel 33 des bezeichneten Enteignungsgesetzes
zu verzinsenden Entschädigungssummen mit Wirkung vom
1. Juni 1930 an auf 6 v . H . festgesetzt.

Oldenburg , den 18 . September 1930.

Ministerium des Innern.
Dr . Driver.

Ar. 164.

Verordnung des Staatsministeriums über die Beförderung gefährlicher
Gegenstände mit Kauffahrteischiffen (Seefrachtordnung ).

Oldenburg , den 18 . September 1930.

Nachdem die Regierungen der Küstenländer des
Reichs , nämlich der Freistaaten Preußen , Hamburg , Meck¬
lenburg - Schwerin , Oldenburg , Bremen und Lübeck, über¬
eingekommen sind , die Beförderung gefährlicher Gegen¬
stände mit Kauffahrteischiffen innerhalb ihrer Zu¬
ständigkeit gleichmäßig zu regeln , wird auf Grund des
Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vom 5 . Dezember 1868,
betreffend die Organisation des Staatsministeriums usw .,
das Folgende verordnet:



Zulassung zur Beförderung.
1. Von der Beförderung mit Kauffahrteischiffen als

gefährliches Frachtgut sind- ausgeschlossen, soweit nicht im
Abs. 2 Ausnahmen zugelassen sind:
I. Explosionsgefährliche Gegenstände, das sind alle Ge¬

genstände, die explosionsfähige Stoffe enthalten , näm¬
lich
a) Sprengstoffe , insbesondere Spreng - und Schietz-

mittel;
Stoffe , die nicht zum Schießen oder Sprengen
geeignet sind, durch Flammenzündung nicht zur
Explosion gebracht werden können und gegen
Stotz oder Reibung nicht empfindlicher sind als
Dinitrobenzol , gelten nicht als Sprengstoffe;

b) Munition;
c) Zündwaren , Feuerwerkskörper und dergl.;
ä ) verdichtete oder verflüssigte Gase;
e) Stoffe , die in Berührung mit Wasser entzünd¬

liche oder die Verbrennung unterstützende Gase
entwickeln;

II. selbstentzündliche Stoffe.
2. Bedingungsweise sind zur Beförderung zugelassen

bei Erfüllung der nach Z 2 vorgeschriebenen Bedingungen
und- der nach den §§ 3 und ü erlassenen Vorschriften:

a) explosionsgefährliche Gegenstände und selbstentzünd¬
liche Stoffe (Abs. 1),

b) die in den im Z 2 erwähnten Vorschriften be¬
sonders aufgeführten brennbaren Flüssigkeiten und
festen leicht entzündbaren Stoffe (III), giftigen
Stoffe (IV), ätzenden Stoffe (V) und sonstigen
gefährlichen Güter (VI).
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8 2.
Beförderungsbestiminungen.

Die bedingungsweise zur Beförderung , zugelassenen
gefährlichen Gegenstände (A 1) dürfen mit Kauffahrtei¬
schiffen nur unter Beachtung der Vorschriften der An¬
lagen 1 und 2 befördert werden. Diese Vorschriften wer¬
den von dem durch Vereinbarung der Küstenländer ein¬
gesetzten „Ausschuß für die Seefrachtordnung " fortge¬
bildet. Die Festsetzungen des Ausschusses bedürfen der
Zustimmung des Ministeriums des Verkehrs. Der Aus¬
schuß veröffentlicht die von ihm festgesetzten Vorschriften
im Neichsanzeiger.

8 3.
Geltungsbereich.

Die Verordnung findet im vollen Umfange Anwen¬
dung bei der Beladung deutscher und ausländischer Kauf¬
fahrteischiffe mit gefährlichen Gegenständen im Bereiche
des Landesteils Oldenburg.

Schiffe, die mit einer Ladung gefährlicher Gegen¬
stände das genannte Gebiet nur zum Aufenthalt oder
zum Entlöschen anlaufen , unterliegen nur den HZ 5
und 6 der Verordnung und den Vorschriften, die im
I. Teil der Anlage 1 in den 88 6, 7 Satz 1, 8, 9 Abs. 1
und 3, 10, 11 und 12 aufgeführt sind, jedoch können
Gegenstände, die nach den 88 1 und 2 der Verordnung
zur Beförderung mit Kauffahrteischiffen nicht zugekassen
sind, von der Entlöschung ausgeschlossen werden.

Den zuständigen Polizeibehörden bleibt Vorbehalten,
für das Löschen und Laden gefährlicher Gegenstände sowie
für das Verhalten der betreffenden Schiffe in Häfen,
auf Revieren und Flüssen weitere Vorschriften zu er¬
lassen.
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8 4.

Aufsicht.
Die Aufsicht über die Durchführung der Verordnung

wird vom Ministerium des Verkehrs ausgeübt.

8 5.
Abweichungen.

Unter besonderen Umständen kann die Aufsichtsbe¬
hörde (Z 4) in einzelnen Fällen Ausnahmen von den
Vorschriften des Z 2 und der Anlagen zulassen; hierüber
ist dem Ausschuß (§ 2) unverzüglich Mitteilung zu
machen.

8 6.
Strafen.

^ Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden
init Geldstrafe bis zu 150 KZtl oder mit entsprechender
Haft bestraft, sofern nicht nach den Strafgesetzen, insbe¬
sondere nach dem Reichsgesetz gegen den verbrecherischen
und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom
9. Juni 1884 schwerere Strafen eintreten.

8 7.

Inkrafttreten.
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1930 in

Kraft . Mit dem gleichen Zeitpunkt verliert die Be-
kanntmachung des Staatsministeriums vom 18. März
1912, betreffend die Beförderung gefährlicher Gegen¬
stände mit Kauffahrteischiffen, und deren Aenderungen
und Ergänzungen ihre Gültigkeit.

Die Veröffentlichung her Eesamtvorschrift sein sch l.
Anlagen 1 und 2) in der neuen Fassung erfolgt ein-
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malig im Reichsanzeiger. Im übrigen werden die An¬
lagen 1 und 2 sowie Aenderungen zu diesen nur im
Neichsanzeiger und örtlich bekannt gemacht.

Oldenburg , den 18. September 1930.

Staatsministerium . ^

In Vertretung des
Ministerpräsidenten:

(Siegel ) vr . Driver.  I )r . Millers.

Thyen.

Ar. 165.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur

Änderung der Bekanntmachung des Staatsministeriums vom
18. Juni 1914, betreffend Ordnung der Hauptprüfung für Volks¬
schullehrer. ^

Oldenburg , den 19. September 1930.

Die Ordnung der Hauptprüfung für Volksschullehrer
vom 18. Juni 1914 in der durch die Ministerialbekannt¬
machungen vom 6. Februar 1920, 18. Juli 1923 und
2. März 1927 abgeänderten Fassung wird, wie folgt,
geändert:
1. An die Stelle des Ausdruckes „die (der) Prüfungs¬

kommission" tritt überall der Ausdruck „der Prü¬
fungsausschuß (des Prüfungsausschusses )" .

2. An die Stelle der Bezeichnung „Kreisschulinspek¬
tor (Kreisschulinspektors, Kreisschulinspektoren)" tritt
überall die Bezeichnung „Schulrat (Schulrats , Schul¬
räte , Schulräten )" .

3. An die Stelle der Worte „die Visitation (Visita¬
tionen)" tritt überall das Wort „Besichtigung (Be¬
sichtigungen)" .
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4. Im Z 3 wird hinter dem Worte „Seminarreifeprü-
ftmg" , im ß 4 hinter dem Worte „Reifeprüfung " ein¬
geschoben: „oder der ersten Prüfung für das Lehr¬
amt an Volksschulen" .

5. Im 8 4 wird das Wort „Erzherzogtums " ersetzt
durch das Wort „Freistaates " .

6. Im § 5 Abs. 2 wird das Wort „Seminarbesuch" er¬
setzt durch das Wort „Bildungsgang " und unter Er¬
setzung des Punkts durch ein Komma am Schluß hin¬
zugefügt : „und die Hausarbeit oder der Bericht
(8 io)".

7. Im 8 6 wird hinter dem ersten Hakbsatz an die Stelle
des Semikolons ein Punkt gesetzt. An die Stelle des
zweiten Halbsatzes treten folgende Sätze : „Die Fächer
für diese Stunden werden dem Lehrer spätestens
24 Stunden vor dem Beginn der Prüfung angegeben.
Für eine dieser Stunden ist bei der Prüfung ein
kurzer schriftlicher Entwurf vorzulegen."

Das Wort „Sämtliche" im folgenden Satze wird
durch das Wort „Die" ersetzt.

8. 8 10, 1 erhält folgende Fassung : „Die schriftliche
Prüfung besteht in einer Hausarbeit des Lehrers
über eine von ihm gewählte Aufgabe aus dem Bereich
seiner eigenen Unterrichts- oder Erziehungsarbeit " .

In der Ziffer 2 wird das Wort „ Aufgabe " durch
das Wort „Arbeit" ersetzt.

Ferner werden folgende Bestimmungen nach¬
gefügt:

„3. An die Stelle der Hausarbeit (1) kann ein
ausführlicher Bericht des Lehrers über seine bisherige
Amtstätigkeit , über Erfahrungen in der Unterrichts¬
und Erziehungsarbeit und über seine berufliche Weiter¬
bildung treten . Die Vorschrift unter 2 gilt sinngemäß.



4. Werden die Hausarbeit oder der Bericht von
dem Vorsitzenden, dem Schulrat und einem weiteren
Mitglieds des Prüfungsausschusses als nicht genügend
erkannt, so hat der Lehrer eine neue Hausarbeit an¬
zufertigen, deren Aufgabe vom Vorsitzenden gestellt
wird. Zu ihrer Bearbeitung werden sechs Wochen
Zeit gewährt , vom Tage der Zustellung an gerechnet.
Die Vorschrift unter 2 gilt auch hier."

9. Im § 13 wird das Wort „Prüfungsausschüsse" durch
das Wort „Ausschüsse" ersetzt.

10. Im Z 15, 1 Abs. 2 wird hinter dem Worte „Haus¬
arbeit " in Klammern eingeschoben„(des Berichtes)" ,
desgleichen in ß 19 hinter dem Worte „Hausarbeit"
„(seinen Bericht)" und im Z 20, 4 hinter „Hausar¬
beit" „und Berichte" .

11. In der Anlage werden die Bezeichnungen „Großher¬
zogliche Kommission" und „Eroßherzogliche Prü¬
fungskommission" durch die Bezeichnung „Staatlicher
Prüfungsausschuß " und die Bezeichnung „Regierungs¬
kommissar" durch die Bezeichnung „Regierungsver¬
treter " ersetzt. Ferner wird das Wort „Großherzog¬
liche" vor dem Wort „Seminar " gestrichen und hinter
den Punkten nach den Worten „Seminar zu" ein¬
geschoben: „— die erste Prüfung für das Lehramt
an Volksschulen im . . ." . Am Schluß
wird die Zeile „. . Seminardirektor"
gestrichen.

Oldenburg , den 19. September 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
vr . Driver.
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Ar . 166.

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern , betreffend Änderung

der Bekanntmachung vom 21 . April 1923 , betreffend den Erlaß

einer Eberkörungsorduung für die Amtsuerbandsbezirke Amt

Oldenburg , Varel , Butjadingeu , Brake , Elsfleth , Delmenhorst,

Wildeshausen , Cloppenburg und Friesoythe und Stadt Oldenburg

und Delmenhorst.

Oldenburg , den 20 . September 1930.

Nach Anhörung der Amtsräte der Amtsverbände

Cloppenburg und Friesoythe wird die mit Bekannt¬

machung vom 21 . April 1923/3 . September 1925 für

die Amtsverbandsbezirke Amt Oldenburg , Varel , But-

fadingen , Brake , Elsfleth , Delmenhorst , Wildeshausen,

Cloppenburg und Friesoythe und Stadt Oldenburg und

Delmenhorst erlassene Eberkörungsordnung für die

Amtsverbandsbezirke Cloppenburg und Friesoythe außer

Kraft gesetzt. In der Ueberschrist und in Artikel 1

dieser Eberkörungsordnung werden jedesmal die Worte

„Cloppenburg und Friesoythe " gestrichen.

Gleichzeitig werden die Amtsverbandsbezirke Cloppen¬

burg und Friesoythe aus dein nach der Bekanntmachung

vom 21 . April 1923 gegründeten Verband zur Förderung

der Schweinezucht entlassen.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬

kündung in Kraft.

Oldenburg , den 20 . September 1930.

Ministerium des Innern.

vr . Driver.



Nr. 167.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern, betreffend Aushebung

der für den Amtsverband Vechia erlassenen Eberkiirungsordnung
und Erlas; einer Eberkörungsvrdnung für die Amtsvcrbandsbezirke
Vechta, Cloppenburg und Friesoythe.

Oldenburg, den 20. September 1930.

Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes für den Lan¬
desteil Oldenburg vom 4. Februar 1888, betreffend
die Einführung einer Eberkörung, wird nach Anhörung
der Amtsräte der Amtsverbände Vechta, Cloppenburg
und Friesoythe folgendes bestimmt:

1. Die für den Amtsverband Vechta erlassene Eber¬
körungsordnung vom 24. März 1903 wird aufge¬
hoben.

2. Die Bezirke der genannten drei Amtsverbände wer¬
den zu einem Verbände zur Förderung der Schweine¬
zucht vereinigt.

3. Die für diesen Verbandsbezirk erlassene Eberkörungs¬
ordnung wird nachfolgend bekanntgemacht.

4. Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer
Verkündung in Kraft.
Oldenburg , den 20. September 1930.

Ministerium des Innern.
Vv. Driver.

Eber Körungsordmmg
für

die Amtsverbandsbezirke Vechta, Cloppenburg und Fries¬
oythe.

I. Aufsicht.
Artikel 1.

Der aus den Amtsverbandsbezirken Vechta, Clop¬
penburg und Friesoythe gebildete Verband zur Förde-
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rung der Schweinezucht untersteht der Aussicht und Lei¬
tung des Amtes Vechta.

Die Oberaufsicht führt das Ministerium des Innern.

II. Organisation.
Artikel 2.

8 1.
Organe des Verbandes sind:

1. der Verbandsausschutz,
2. der Körungsausschutz,
3. der Berufungskörungsausschuh,
4. der Preisverteilungsausschutz.

8 2.

Für den Verband wird eine besondere Kasse ein¬
gerichtet, die vom leitenden Amt zu führen ist.

lkl. Verbandsausschntz.
Artikel 3.

8 1-
Der Verbandsausschuh besteht aus neun Mitgliedern,

von denen der Amtsrat des Amtsverbandes Vechta 4,

der Amtsrat des Amtsverbandes Cloppenburg 3, der
Amtsrat des Amtsverbandes Friesoythe 2 wählt . Für

jedes Mitglied ist ein Ersatzmann zu wählen.
Der Ausschutz wählt aus seiner Mitte den Vorsitzen¬

den und seinen Ersatzmann.
8 2.

Der Verbandsausschutz versammelt sich an einem
mit dem leitenden Amt zu vereinbarenden Orte nach Be¬

darf aus Berufung des Vorsitzenden. Auf Antrag von
mindestens einem Drittel der Ausschuhmitglieder oder
auf Verlangen des leitenden Amts muh der Verbands¬
ausschutz unverzüglich berufen werden.
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§ 3 - '
Der ordnungsmäßig berufene Verbandsausschuß ist

beschlußfähig , wenn mindestens die Hälfte der Ausschuss¬
mitglieder anwesend ist . Dadurch , daß einzelne Mit¬
glieder sich der Stimme enthalten oder die Versammlung
verlassen , wird diese nicht beschlußunfähig.

Falls eine Beschlußfassung nicht erfolgen konnte,
weil die zur Beschlußfähigkeit oorgeschriebene Zahl der
Mitglieder nicht anwesend war , ist eins neue Sitzung zur
Beschlußfassung über denselben Gegenstand anzuberaumen,
die ohne Rücksicht auf die Zähl der erschienenen Mit¬
glieder beschlußfähig ist . Auf diese Folge ist in der Ein¬
ladung zur zweiten Sitzung aufmerksam zu machen.

Die Beschlußfassung erfolgt mit einfacher Stimmen¬
mehrheit . Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.

8 4.

Das Ministerium des Innern , das leitende Amt , die
Aemter der übrigen angeschlossenen Amtsverbandsbe¬
zirke und der Vorstand der Oldenburgischen Landwirt-
schaftskammer sind von jeder Berufung des Verbands¬
ausschusses unter Mitteilung der Tagesordnung recht¬
zeitig in Kenntnis zu setzen. Sie nehmen an den Sit¬
zungen mit beratender Stimme teil , sind auf ihr Ver¬
langen jederzeit zu hören und haben das Recht , An¬
träge zu stellen , über welche der Verbandsausschuß , auch
wenn der Antrag nicht in die Tagesordnung auf¬
genommen war , zu verhandeln hat.

8 5.
Der Verbandsausschuß bildet die züchterische Ver¬

tretung des Verbandsbezirks . Er hat die Aufgabe , auf
die Förderung der Schweinezucht im Verbandsbezirk nach
Kräften hinzuwirken und zu dem Zweck Anträge beim
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leitenden Amt zu stellen, die von ihm geforderten Gut¬
achten zu erstatten und die ihm oder einzelnen seiner Mit¬
glieder vom Amt erteilten Aufträge auszuführen.

Insbesondere liegt dem Verbandsausschusse ob
а) die ihm zur Förderung der Schweinezucht im Ver¬

bandsbezirk zur Verfügung gestellten Geldmittel nach
den darüber bestehenden Vorschriften und Beschlüssen
zu verwenden;

b>) mit Genehmigung des Ministeriums des Innern
Grundsätze über die Vergebung von Preisen und über
die damit verbundenen Verpflichtungen aufzustellen;

e) durch einen von ihm zu wählenden Preisverteilungs¬
ausschutz die Preisverteilung vorzunehmen;

б) den Körungsaus schütz zu wählen.

IV. Körungsausschutz und Preisverteilungsausschutz.
Artikel 4.

8 1-
Der Verbandsbezirk kann durch Beschluß des Ver¬

bandsausschusses in Körbezirke eingeteilt werden. Der
Beschlutz bedarf der Zustimmung des Ministeriums des
Innern.

8 2.
Für jeden Körbezirk ist ein Körungsausschutz zu

bilden, bestehend aus einem Obmann , der in sämtlichen
Körbezirken die Körung zu leiten hat , und zwei weiteren
Mitgliedern aus dem Körbezirk, für den die Körung statt¬
sind et.

Der Obmann und mindestens ein Ersatzmann für
diesen, -die weiteren Mitglieder des Körungsausschusses
und für jedes Mitglied mindestens ein Ersatzmann werden
vom Verbandsausschutz gewählt.
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8 3.

Der Verbandsausschuh ist mit Zustimmung des Mi¬
nisteriums des Innern berechtigt, für den ganzen Ver¬
bandsbezirk oder für mehrere Körbezirke einen gemein¬
samen Körungsausschüh zu bilden, bestehend aus dem
Obmann und zwei weiteren ständigen Mitgliedern.

8 4.

Der Obmann beruft den Körungsausschuh , leitet
die Körung , führt eine Niederschrift über die gefaßten
Beschlüsse, eröffnet den beteiligten Eberbesitzern ihren
Inhalt — bei Nichtankörung unter kurzer Angabe der
Gründe —, behält die Urschrift bei seinen Akten und
sendet eine Abschrift an das leitende Amt.

Ist ein Mitglied des Ausschusses am Erscheinen ver¬
hindert , so hat es dem Obmann den Grund seiner Ver¬
hinderung so rechtzeitig anzuzeigen, daß der Ersatzmann
noch geladen werden kann.

Bei Verhinderung wird der Obmann durch seinen
Ersatzmann vertreten . Wenn für den Obmann meh¬
rere Ersatzmänner gewählt sind, so ist bei der Wahl die
Reihenfolge zu bezeichnen, in der sie zur Vertretung
heranzuziehen sind. Wenn der Verbandsausschuh von der
ihm gemäh § 3 erteilten Befugnis Gebrauch macht,
kann er zugleich bestimmen, dah der Obmann durch das
zweite, bei dessen Verhinderung durch das dritte ständige
Mitglied des Körungsausschusses vertreten wird.

Die übrigen Mitglieder des Körungsausschusses
werden in der bei der Wahl zu bezeichnenden Reihenfolge
durch ihre Ersatzmänner vertreten . Wenn dies zur un¬
verzögerten Fortführung des Körungsgeschäftes notwen¬
dig erscheint, ist der Obmann berechtigt, von dieser
Reihenfolge abzuweichen, auch für verhinderte Mitglieder
und Ersatzmänner eines Körbezirkes Mitglieder und Er-
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satzmänner des Körungsausschusses eines anderen Kör¬
bezirkes aushilfsweise zur Vertretung heranzuziehen.

8 5.
Der Körungsausfchutz ist nur beschlußfähig, wenn

er vollzählig versammelt ist. Er entscheidet mit ein¬
facher Stimmenmehrheit.

Artikel 5.
Ist die Nachprüfung der Körung eines Ebers be¬

antragt , so entscheidet über die Körung der Berufungs¬
körungsausschutz. In den Berufungskörungsausschutz
treten zu dem Obmann für die bei der angefochtenen
Körung tätig gewesenen Mitglieder des Körungsaus¬
schusses zwei Mitglieder der Körungsausschüsse anderer
Körbezirke oder zwei Ersatzmänner von Mitgliedern eines
Körungsausschusses als Mitglied ein. Eins dieser Mit¬
glieder ist von dem Antragssteller zu wählen , das andere
wird vom leitenden Amte bestimmt.

Artikel 6.
Die Zuerkennung von Preisen an Eber erfolgt für

jeden Körbezirk durch den Preisverteilungsausschutz.
Der Preisverteilungsausschutz besteht aus dem Ob¬

mann des Körungsausschusses und zwei weiteren vom
Verbandsausschutz aus dem Körbezirk gewählten Mit¬
gliedern. Für die Mitglieder sind Ersatzmänner zu
wählen.

Der Verbandsausschutz kann mit Zustimmung des
Ministeriums des Innern für den ganzen Verbandsbezirk
oder für mehrere Körbezirke einen gemeinsamen Preis¬
verteilungsausschutz bilden.

Artikel 7.
Für die Wahl der Mitglieder des Preisverteilungs¬

ausschusses und ihrer Ersatzmänner und für die Regelung
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der Vertretung , für die Berufung , die Geschäftsführung
und die Beschlußfassung des Berufungskörungs - und des
Preisverteilungsausschusses gelten die unter Artikel 4
für den Körungsausschuß erlassenen Vorschriften.

V. Gemeinsame Vorschriften für die Ausschüsse.
Artikel 8.

8 1.
Jedes Amt als Mitglied eines Ausschusses mit Aus¬

nahme des Berufungskörungsausschusses dauert vier
Jahre . Nach Ablauf der Amtsdauer ist eine Wieder¬
wahl zulässig.

8 2.
Die Ernennung oder Wahl als Mitglied oder Er¬

satzmann kann nur abgelehnt und das Amt kann vor Ab¬
lauf der Wahlzeit nur niedergelegt werden, wenn einer der
in Artikel 7 ß 2 der Gemeindeordnung angeführten Gründe
vorliegt . Wer die Annahme eines Amtes ohne einen
solchen Grund verweigert oder ohne einen solchen Grund
sein Amt niederlegt oder sich den mit diesem Amte ver¬
bundenen Verpflichtungen entzieht, fällt in eine Ord¬
nungsstrafe bis zum zehnfachen Betrage des jeweilig
festgesetzten niedrigsten Satzes des Deckgeldes. Die Ord¬
nungsstrafe ist vom leitenden Amt zu erkennen und fließt
in die Kasse des Verbandes.

'8 3.
Die Mitglieder und ihre Ersatzmänner sind vom

leitenden Amt auf gewissenhafte Dienstführung und Be¬
folgung der Vorschriften des Eberkörungsgesetzes und
dieser Eberkörungsordnung mittels Versicherung an Eides¬
statt zu verpflichten.

Die Namen der Mitglieder der Körungs - und Preis¬
verteilungsausschüsse sind vom leitenden Amt öffentlich
bekannt zu machen,
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8 4.
Die Mitglieder der Ausschüsse erhalten für Reisen,

welche jie in ihrem Dienste machen, Ersah der Reise¬
kosten und Tagegelder nach Beschluß des Verbands-
ausschusses, jedoch höchstens die in der Verordnung für
den Freiste at Oldenburg vom 4. Juli 1928 , betr. Ab¬
änderung der Reisekostenordnung vom 29 . August 1925,
für die Beamten der I. Stufe festgesetzten Sähe.

Das Tagegeld kann ihnen abweichend von dieser
Vorschrift auf Beschluß des Verbandsausschusses auch
dann gewährt werden, wenn jie die dienstliche Tätigkeit an
ihrem Wohnorte ausüben.

Die Rechnungen sind vom Vorsitzenden des Ver¬
bandsausschusses zu prüfen und aus der Kasse des Ver¬
bandes zu bezahlen.

VI. Körung und Preisverteilung.

Artikel 9.

8 1-
Es dürfen nur Eber angekört werden, welche dem

vom Verbandsausschuß aufgestellten Zuchtziel ent¬
sprechen und bei der Körung mindestens 6 Monate alt
sind.

8 2.
Der Körungsausschuß ist befugt , Eber, die nicht von

Eltern abstammen, die in ein vom Verbandsausschuß
geführtes oder anerkanntes Zuchtbuch eingetragen sind,
aus diesem Grunde von der Körung auszuschließen.

Artikel 10.

8 1-
Einmal jährlich ist für jeden Körbezirk eine Haupt¬

körung vorzunehmen, zu welcher alle Eber vorzuführen
sind, soweit sie dem Körungszwange unterliegen.

2
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8 2.
Für Eber, die zur Zeit der Hauptkörung noch nicht

sechs Monate alt warm , oder die aus einem anderen
nach dem Ermessen des Obmanns entschuldbaren Grunde
bei der Hauptkörung nicht vorgeführt werden konnten,
ist regelmäßig eine Nachkörung anzuberaumen.

Wenn ein Bedürfnis vorliegt , können weitere Kö¬
rungstermine anberaumt werden.

Artikel 11.

8 1-
Die Zeit und die Orte der Hauptkörung und der

regelmäßigen Nachkörungen werden vom Obmann des
Körungsausschusses im Einvernehmen mit dem leitenden
Amte bestimmt und bekannt gemacht.

Außerordentliche Nachkörungen können auf Antrag
eines Eberbesitzers vom Obmann auf schriftlichem Wege
anberaumt werden, wenn der Antragsteller die Kosten
übernimmt und zu deren Deckung den zehnfachen Betrag
des niedrigstm Satzes des Deckgeldes bei dem Obmann
hinterlegt . Die Kosten der außerordentlichen Nachkörung
werden vom leitenden Amte festgestellt.

8 2.
Die Eber , die bei der Hauptkörung oder regel¬

mäßigen Nachkörung vorgeführt werden sollen, sind bis
zu einem vom Obmann festzusetzenden Zeitpunkt unter
Angabe des Atters und der Abstammung anzumelden.
Verspätet eingereichte Anmeldungen können vom Ob¬
mann zurückgewiesen werden.

Für jeden zur Haupt - oder Nachkörung angemeldeten
Eber ist vor der Körung an die Kasse des Verbandes,'
eine Anmeldegebühr zu zahlen, deren Höhe mit Ge¬
nehmigung des Ministeriums des Innern vom Ber-
band -ausschuß festgesetzt wirb . Wird ein verspätet an-
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gemeldeter Eber zur Haupt - oder Nachkörung zugelassen,
so ist der fünffache Betrag der Anmeldegebühr zuvor
zu zahlen. Die Gebühren unterliegen der Beitreibung
im Verwaltungswege.

8 3-
Für die erstmalige Ankörung eines Ebers ist von

dem Besitzer eine Gebühr in der Höhe des doppelten Be¬
trages des niedrigsten Satzes des Deckgeldes zu bezahlen
und vom Obmann sofort bei der Ankörung des Ebers
gegen Empfangsbescheinigung für die Kasse des Ver¬
bandes zu heben. Sie kann im Verwaltungswege bei¬
getrieben werden.

Artikel 12.

Der Körungsausschutz ist befugt, die Entscheidung
über die Körung eines Ebers bis zu seiner Wiedervorfüh-
rung bei der nächstfolgenden Körung oder Nachkörung
auszusetzen.

Erscheint ein Eber krankheitsverdächtig, so kann der
Körungsausschutz seine Entscheidung über die Ankörung
davon abhängig machen, datz ihm eine tierärztliche Be¬
scheinigung beigebracht wird, datz der Eber gesund ist.

Artikel 13.

Für jeden angekörten Eber wird ein vom Obmann
Unterzeichneter Zulassungsschein ausgestellt, welcher bis
zur nächsten Hauptkörung Gültigkeit hat.

Der Zulassungsschein kann vom Körungsausschutz
zurückgenommen werden, wenn während der Dauer seiner
Gültigkeit Umstände eintreten, welche, wenn sie bei der
Körung des Ebers bekannt gewesen wären , zu seiner Ab¬
körung geführt haben würden, oder wenn bei der Vor¬
führung des Ebers zur Körung unrichtige Angaben über
Alter und Abstammung gemacht oder unrichtige Be-
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scheinigungen -darüber vorgezeigt oder Bescheinigungen
trotz Aufforderung zur Vorlegung zurückgehalten worden
sind.

Die Anordnung der Einziehung des Zulassungs¬
scheins hat zur Folge , daß der Eber von der Zustellung
der Anordnung an nicht mehr als angekört gilt.

Der Körungsausschuß ist befugt , die Gültigkeit des
Zulassungsscheins dahin zu beschränken, daß der angekörte
Eber nicht in Teile des Verbandsbezirks , wo seiner Ver¬
wendung zur Zucht besondere züchterische Bedenken ent¬
gegenstehen, ausgestellt werden darf. Er kann die Wir¬
kung des Zulassungsscheines ferner auf das Belegen der
nachweislich einem bestimmten Zuchtziel angehörenden
Sauen beschränken. Bei Nichtbefolgung dieser Be¬
schränkungen kann der Körungsausschuß die Einziehung
des Zulassungsscheins anordnen.

8 2.
Jeder angekörte Eber ist vom Körungsausschuß als

solcher zu kennzeichnen, indem am rechten Ohr durch Tä¬
towierung ein etwa 21/2  cm hohes 0 3 angebracht wird.
Auf Beschluß des Verbandsausschusses kann diese Kenn¬
zeichnung durch die Zuchtbu-chnummer und in anderer
Weise ergänzt oder ersetzt werden.

Artikel 14.

Wird ein Eber vom Körungsausschuß abgekört, oder
wird ein Zulassungsschein (Artikel 13 Z 1) eingezogen,
so hat der Besitzer des Ebers das Recht, eine Nachprü¬
fung der Körung (Berufungskörung ) zu beantragen . Die
Nachprüfung wird durch den Berufungskörungsausschuß
vorgenommen.

8 2.
Die Berufungskörung ist entweder sofort nach Ver¬

kündigung des Körungsergebnisses mündlich oder innerhalb
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14 Tagen nach der Körung oder nach der Zustellung der

Anordnung der Einziehung des Zulassungsscheines schrift¬

lich beim Obmann zu beantragen . Dabei ist das vom

Antragsteller zu wählende Mitglied des Berufungskö¬

rungsausschusses zu benennen und zu den Kosten eine

Summe in der zehnfachen Höhe des niedrigsten Satzes

des Deckgeldes bei dem Obmann zu hinterlegen.

Unterläßt der Antragsteller die Hinterlegung , so

geht er des Rechtes auf eine Berufungskörung verlustig.

s 3-

Der Berufungskörungsausschuß muß so bald als

möglich auf Berufung des Obmannes zufammentreten.
Wird der Eber angekört , so erhält der Antragsteller die

hinterlegte Summe zurück. Wird der Eber zu dem an¬

gesetzten Körungstermin ohne genügende Entschuldigung
nicht vorgeführt , oder wird er nicht angekört , so verfällt

der hinterlegte Betrag der Kasse des Verbandes.

Artikel 15.

Der nach Deckung der Geschäftskosten des Körungs¬
ausschusses zur Verfügung bleibende Teil der von den

Amtsverbänden für die Eberkörung aufgewandten Mit¬

tel , die vom Staat , von den Amtsverbänden oder von

anderer Seite für Preisverteilungen zur Verfügung ge¬

stellter ! Beträge , sowie etwa zurückgezahlte Preise und

Reugelder sind zur Verteilung von Preisen an besonders

gute angekörte Eber zu verwenden.

8 2.
Ort und Zeit für die Preisverteilung wird im

Einverständnis mit dem leitenden Amt vom Obmann

festgesetzt und bekannt gemacht.
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ß 3.
Der Verbandsaus schuß bann bestimmen, daß durch

den Körungsausschuß bei den Körung n diejenigen Eber
zu bezeichnen sind, welche zur Bewerbung um Preise zu¬
gelassen werden. In diesem Falle dürfen nur die vom
Körungsausschuß bezeichneten Eber bei der Preisvertei¬
lung berücksichtigt werden.

s4.
Die Preisverteilung findet für jeden Körbezirt be¬

sonders statt, soweit nicht der Verbandsausschuß mit Zu¬
stimmung des leitenden Amtes etwas anderes bestimmt.

Die näheren Bestimmungen über die Verteilung der
Preise werden vom Verbandsausschuß mit Genehmigung
des Ministeriums des Innern festgesetzt.

Artikel 16.

Das Ergebnis der Ankörung sowie der Preisver¬
teilung wird vom leitenden Amte öffentlich bekannt ge¬
macht.

Vll. Deckgeld.
Artikel 17.

Der niedrigste Satz des Deckgeldes, welcher für jede
von einem angekörten Eber belegte Sau zu entrichten
ist, wird vom Ministerium des Innern aus Vorschlag des
Verbandsausschusses festgesetzt.

VIII. Deckliste und Deckschem.
Artikel 18.

ß 1.
Jeder Besitzer eines angekörten Ebers ist verpflich¬

tet, ein Verzeichnis der sämtlichen von dem Eber be¬
legten Sauen einschließlich der eigenen nach einem von
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dem Körungsausschuß ihm auszuhändigenden Vordruck
ordnungsmäßig zu führen . Die Besitzer der Sauen sind
verpflichtet, bei der Zuführung ihrer Tiere zum Eber 1
dem Besitzer des Ebers die Abstammung ihrer Tiere , f
bei einem in ein Zuchtbuch eingetragenen Tier unter An- h
gäbe des Namens und der Nummer mitzuteilen.

Die Richtigkeit der Deckliste ist durch die Unterschrift r
des Besitzers des Ebers zu bescheinigen. Die Deckliste ,
ist bis zur nächsten Hauptkörung oder im Falle einer r
früheren Veräußerung des Ebers sofort nach eintretendem s
Befitzwechsel dem Obmann zurückzugeben. ^

Im Falle des Abgangs des Ebers ist sein Verbleib 1
auf der Deckliste zu vermerken. ^

8 2. s!
Der Besitzer eines angekörten Ebers ist verpflichtet, :

nach Vorschrift des Körungsausschusses dem Besitzer einer
gedeckten in ein Zuchtbuch eingetragenen Sau einen Dock¬
schein auszuhändigen . ,

IX. Aufbringung und Verwendung der Mittel.

Artikel 19. I

8 i. sj
Die auf Grund des Eberkörungsgesetzes erkannten !

Strafgelder sind an die Kasse des Verbandes abzu¬
führen . !

Sämtliche auf Grund des Eberkörungsgesetzes und
dieser Eberkörungsordnung einkommenden Gebühren flie¬
ßen in die Kasse des Verbandes.

8 2.
Die durch die Ausführung dieser Körungsordnung

entstehenden Kosten sind aus der Kasse des Verbandes
zu bestreiten.



Soweit der Kassenbestand zur Bestreitung dieser
Kosten nicht ausreicht, haben die beteiligten Amtsverbände
nach Maßgabe ihres Schweinebestandes Zuschüsse zu
leisten.

X. Züchtervereinigungen.

Artikel 20.

8 1-
Das Ministerium des Innern ist befugt, Züchter¬

vereinigungen, die durch ihre Einrichtung und Tätig¬
keit die Gewähr für eine sachgemäße Wahrnehmung der
züchterischen Interessen des Verbandsbezirks bieten, die
Aufgaben des Verbandsausschusses für den Verbandsbe¬
zirk oder Teile desselben zu übertragen . Voraussetzung
für die Uebertragung ist, daß die Satzung der Züchter¬
vereinigung vom Ministerium des Innern genehmigt ist.

Die Uebertragung ist widerruflich. Sie kann zurück¬
genommen werden, wenn die Züchtervereinigung sich in
der Wahrnehmung der ihr übertragenen Obliegenheiten
als unzuverlässig oder ungeeignet erweist.

8 2-
Im Falle der Uebertragung gehen die Obliegen¬

heiten und die Zuständigkeit des Verbands -, Körungs -,
Berufungskörungs - und Preisverteilungsausschusses nach
Maßgabe der vom Ministerium des Innern getroffenen
Bestimmungen auf die nach der Satzung der Züchter¬
vereinigung dazu berufenen Organe über.

Die Geschäftskosten dieser Ausschüsse sind von der
Züchtervereinigung zu tragen . Die Körungsgebühren,
Anmeldegebühren und Strafgelder fließen in die Kasse
der Züchtervereinigung . Auch verfällt der bei unbe¬
gründeter Berufungskörung verfallende Betrag zu
Gunsten der Züchtervereinigung. Wenn die vorstehend



genannten Einnahmen die Geschäftskosten für die Aus¬
schüsse übersteigen, ist die Züchtervereinigung verpflich¬
tet, den Mehrbetrag zur Förderung der Schweinezucht
des Verbandsbezirks zu verwenden.

8 3.
Die für die Gewährung von Preisen zur Ver¬

fügung stehenden Mittel sind nach näherer Bestimmung
des Ministeriums des Innern und nach Maßgabe der für
die Preisverteikung ausgestellten Grundsätze der Züchter-
vereinigung zur Verteilung der Preise zu überweisen.

8 4.
Im Falle der Uebertragung steht der Züchtervereini¬

gung anstelle des Verbandsausschusses die Beschlußfassung
über die Einteilung ihres Zuchtbezirks in Unterbezirke
und Preisverteilungsbezirke zu. Die Einteilung bedarf
der Genehmigung des Ministeriums des Innern.

8 5.
Ueber die Verwendung der gesamten ihr zugewie¬

senen Mittel hat die Züchtervereinigung alljährlich dem
leitenden Amte eine genaue Nachweisung einzureichen.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

Band . (Ausgegebm den 4. Okt. 1930.) 94 . Stück.

Inhalt:
Nr . 168 . Zweite Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz vom

1. Oktober 1630 über das Kastenwesen bei den Auf¬
wertungsstellen.

168.
Zweite Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz über das Kosten-

wesen bei den Aufwertungsstellen.
Oldenburg , den 1. Oktober 1930.

Auf Grund des Z 26 des Gesetzes über die Fällig¬
keit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken vom
18 . Juli 1930 (Reichsgesetzbl . I S . 300 ) wird folgendes
bestimmt:

Für das Verfahren über den Antrag auf Bewilli¬
gung einer Zahlungsfrist werden Gebühren und Aus¬
lagen nach Maßgabe der folgenden Vorschriften be¬
rechnet.

8 2 .
Für die Eebührenberechnung ist der Wert des Streit¬

gegenstandes maßgebend . Dieser Wert ist von der Aus¬
wertungsstelle , im Beschwerdeverfahren von dem Be¬
schwerdegericht , unter Berücksichtigung der gestellten An-



636

trage nach freiem Ermessen, mindestens jedoch auf ein
Viertel des Betrages des dinglichen Rechtes oder der
Persönlichen Forderung festzusetzen, wegen deren der An¬
trag auf Bewilligung einer Zahlungsfrist gestellt ist.

8 3-
Schuldner der Gebühren und Auslagen ist der An¬

tragsteller , soweit sie nicht ausnahmsweise auf Grund
des Z 26 Satz 2 des Gesetzes über die Fälligkeit und
Verzinsung der Aufwertungshypotheken vom 18. Juli
1930 (Reichsgesetzbl. I S . 300) dem Gläubiger auferlegt
sind. Die Vorschriften der ZZ 2, 4, 5 der Gerichtskosten¬
gesetze für die Landesteile Oldenburg und Birkenfeld vom
30. Dezember 1899 und für den Landesteil Lübeck vom
13. März 1903 finden entsprechende Anwendung.

8 4.
Soweit nicht in dieser Bekanntmachung besondere

Bestimmungen über die Fälligkeit getroffen sind, werden
die Gebühren bei Beendigung des Verfahrens , die Aus¬
lagen bei ihrer Entstehung fällig . Im übrigen richtet
sich die Berechnung und Einziehung der Kosten sowie das
Erinnerungs - und Beschwerdeverfahren über den Kosten-
ansatz nach den Vorschriften, welche für die nach den Ol-
denburgischen Eerichtskostengesetzen zu erhebenden Ge¬
richtskosten maßgebend sind. Der Z 114 des Eerichts-
kostengesetzes für die Landesteile Oldenburg und Birken¬
feld und der Z 111 des Eerichtskostengesetzes für den
Landesteil Lübeck finden entsprechende Anwendung.

8 5.
Volle Gebühr im Sinne dieser Bekanntmachung ist

die im Z 20 des Gerichtskostengesetzes für die Lgndes-
teile Oldenburg und Birkenfeld und im K 19 des Ee¬
richtskostengesetzesfür den Landesteil Lübeck bestimmte
Gebühr . Der Mindestbetrag einer Gebühr ist zwei
Reichsmark.
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8 6.
Für die Entgegennahme des Antrags auf Bewilli¬

gung einer Zahlungsfrist gemäß Z 6 des Gesetzes über die
Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken
vom 18. Juli 1930 werden von dem Antragsteller fünf
Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr ist
bei Eingang des Antrags fällig ; sie wird auf die für
das Verfahren zu erhebende Gebühr (Z 7 Abs. 1a) an¬
gerechnet.

8 7-
(1) Die volle Gebühr wird erhoben:

a) für das Verfahren vor der Aufwertungsstelle;
b) für die Anordnung und Vornahme von Beweis¬

verhandlungen;
c) für die das Verfahren abschließende Entscheidung.

(2) Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben:
n) für die Beurkundung eines Vergleichs einschließ¬

lich des vorangegangenen Verfahrens und der
etwaigen Anordnung und Vornahme von Beweis¬
verhandlungen;

1>) für eine einstweilige Anordnung auf Grund des
8 11 des Gesetzes über die Fälligkeit und Verzinsung
der Aufwertungshypotheken vom 18. Juli 1930.

(3) Bei Einleitung des Verfahrens kann ein Vorschuß
in Höhe von fünf Zehnteilen der vollen Gebühr erhoben
werden.

8 8.
In der Beschwerdeinstanzwerden erhoben:

1. die volle Gebühr
a) für die Anordnung und Vornahme von Beweis¬

verhandlungen;
b) für die die Beschwerdeinstanz abschließende Ent¬

scheidung;
2. fünf Zehnteile der vollen Gebühr

a) für die Beurkundung eines Vergleichs einschließ-
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lich der etwaigen Anordnung und Vornahme von
Beweisverhandlungen;

b) für die Zurücknahme der Beschwerde, falls eine
Entscheidung noch nicht ergangen ist;

o) für die Entscheidung über eine einstweilige An¬
ordnung (Z 7 Abs. 2 b).

8 9-
fl ) Wird vom Beschwerdegericht eins Sache zur

anderweitigen Verhandlung an die Vorinstanz zurückver¬
wiesen, so gilt die Fortsetzung des Verfahrens in dieser
Instanz hinsichtlich der Gebührenerhebung nicht als ein
neues Verfahren.

(2) Werden gemäß § 20 Abs. 1 Nr . 1 des Gesetzes
über die Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungs-
Hypotheken vom 18. Juli 1930 mehrere denselben An¬
tragsteller betreffende Verfahren zum Zwecke gleichzeitiger
Verhandlung und Entscheidung miteinander verbunden,
so sind die Gebühren während der Dauer der Verbin¬
dung von dem Gesamtwerte zu berechnen.

8 io.
fl ) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vor¬

schriften der §8 71 bis 73 des Reichs-Eerichtskosten-
gesetzes. Zur Deckung der baren Auslagen kann von den:
Antragsteller ein angemessener Vorschuß erhoben werden.

f2) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht statt.
Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht
wird , sind nur insoweit einem Stempel unterworfen , als
sie es ohne diesen Gebrauch sein würden.

8 11-
Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 1930 in

Kraft.
Oldenburg , den 1. Oktober 1930.

Ministerium der Justiz.
Vv. Millers.
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für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XOVI . Band . (Ausgegeben den8. Okt. 1930.) 95 . Slück.

Inhalt:
Nr. 169. Bekanntmachungdes Staatsministeriums vom 30. September

1930, betreffend die Überwachung der Apotheken sowie der
Arzneimittel- und Gifthandlungen.

Nr . 170. Bekanntmachung des Staatsministsriums vom 6. Oktober
1930, betreffend die 2. Änderung der Gebührenordnung der
Katasterverwaltung für den Landesteil Oldenburg vom
3. Juni 1927.

Nr. 169.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Überwachung

der Apotheken sowie der Arzneimittel- und Gifthandlungen.
Oldenburg, den 30. September 1930.

Auf Grund des lleberwachungskostengesetzesfür das
Eroßherzogtum Oldenburg vom 6. Januar 1914 und
des Gesetzes für das Grotzherzogtum vom 5. Dezember
1868, betreffend die Organisation des Staatsministeriums
und einiger demselben untergeordneter Behörden , wird
für den Landesteil Oldenburg folgendes bestimmt:
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8 1.
Apotheken sind vor Inbetriebsetzung und Wiederholt

während des Betriebes durch vom Ministerium der
sozialen Fürsorge bestimmte Sachverständige zu prüfen.

Die Besitzer der Apotheken sind verpflichtet, die Prü¬
fungen zu gestatten, die für die Prüfungen notwendigen
Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereit zu stellen und
die Kosten der Prüfungen zu tragen.

8 2.
8 13 der Bekanntmachung des Staatsministeriums

vom 20. März 1908, betreffend die Regelung und Be¬
aufsichtigung des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb
der Apotheken und die Genehmigung zum Gifthandel
(Gesetzbl. XXXVI S . 828 ff.), wird als Abs. 2 nach¬
gefügt:

„Die Kosten der Besichtigungen fallen den In¬
habern der Arzneimittel- und Gifthandlungen zur
Last ."

8 3-
Die Berechnung der nach ZA 1 und 2 dieser Be¬

kanntmachung zu zahlenden Kosten erfolgt nach der bei¬
gefügten Gebührenordnung.

Die Gebühren fließen in die Landeskasse.

8 4.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Oktober 1930 in Kraft.

Oldenburg , den 30. September 1930.

Staatsministerium.
Or . Millers.
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Gebührenordnung
für die Berechnung der von den Inhabern der Apotheken
sowie der Arzneimittel- und Gifthandlungen zu zahlenden

Besichtigungskosten.

Es sind zu entrichten für die Prüfung (Besichtigung)
einer Apotheke . 10 —50
einer Arzneimittel- und Gifthandlung 3—20 K-Ii

8 2.

Die Gebühren werden nach der Größe des Betriebes
festgesetzt.

8 3-
Außer den vorgenannten Gebühren werden bare

Auslagen nicht erhoben.

Nr . 170.

Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die 2. Änderung
der Gebührenordnung der Katasterverwaltung für den Landesteil
Oldenburg vom 3. Juni 1927.

Oldenburg, den 6. Oktober 1930.

In der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 3. Juni 1927, betreffend die Gebührenordnung der
Katasterverwaltung für den Landesteil Oldenburg (Ees.-
Bl . 45. Bd . S . 259), wird die Ziffer 10 mit Wirkung
vom 1. August 1930, wie folgt , geändert:
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Hinter die Worte „an Ort und .Hielte " wird ein
geschoben „und für Sie Häuslichd Bearbeitung ".

Die Zahl „2" wird durch die Zahl „3" erseht.

Oldenburg , den 6. Oktober 1930.

Staatsministerium.
Oe. Millers.
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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XL .VI . Band . (Ansgegeben den 16. Okt. 1930 .) 96 . Stück.

Inhalt:
Nr . 171. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen

vom 8. Oktober 1930 , betreffend Änderung der Bekannt¬
machung über die Reifezeugnisse privater Lehranstalten vom
9. Februar 1928 (Gesetzblatt Bd . 45 , S . 561 f.).

Nr . 172. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen
vom 13. Oktober 1930 zur Änderung der Ministerialbekannt¬
machung vom 25 . Oktober 1925 , betreffend die Ordnung der
Reifeprüfung an den Gymnasien , Realgymnasien , OLerreal-
schulen, Oberlyzeen und Deutschen Oberschulen des Freistaats
Oldenburg.

Nr . 173. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen
vom 13. Oktober 1930 zur Änderung der Bekanntmachung
des Ministeriums der Kirchen und Schulen vom 4. Januar
1924, betreffend Bestimmungen über die Aufnahme von
Schülern in die höheren Schulen.

M 171.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen , betreffend

Änderung der Bekanntmachung über die Reifezeugnisse privater
Lehranstalten vom 9. Februar 1928 (Gesetzblatt Bd . 45 S . 561 s.).

Oldenburg , den 8. Oktober 1930.

In der Bekanntmachung über die Reifeprüfung pri¬
vater Lehranstalten vom 9. Februar 1928 erhält H 2
folgende Fassung:



„Das Recht zur Abhaltung von Reifeprüfungen
mit der Wirkung der gegenseitigen Anerkennung kann
solchen privaten Schulen ohne Oeffentlichkeitscharakter
verliehen werden, die einer anerkannten Form der öf¬
fentlichen Schule im wesentlichen entsprechen und die
im Sinne der Vereinbarung der Unterrichtsverwal¬
tungen der Länder über die Durchführung des Artikel
147 Abs. 1 der Reichsverfassung den entsprechenden öf¬
fentlichen Schulen auch nach ihren Leistungen gleich¬
wertig sind."

In Z 3 erhält der Absatz ä folgende Fassung:
„Die Reifeprüfung ist durch einen Beauftragten

der staatlichen Unterrichtsverwaltung zu leiten. Dieser
kann nicht durch den Leiter oder einen Lehrer dev An¬
stalt und in der Regel auch nicht durch den Leiter oder
einen Lehrer einer benachbarten öffentlichen Schule ver¬
treten werden."

Oldenburg , den 8, Oktober 1930.

Ministerium brr Kirchen und Schulen.
Or. Driver.

Nr. 172.

Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur Ände¬

rung der Ministerialbekanntmachung vom 25 . Oktober 1825 , be¬
treffend die Ordnung der Reifeprüfung an den Gymnasien , Real¬
gymnasien , Oberrealschulen , Oberlyzeen und Deutschen Oberschulen
des Freistaats Oldenburg.

Oldenburg , den 13. Oktober 1930.

Die Ministerialbekanntmachung vom 25. Oktober
1925, betreffend die Ordnung der Reifeprüfung an den
Gymnasien, Realgymnasien , Oberrealschulen, Oberlyzeen
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und Deutschen Oberschulen des Freistaats Oldenburg,
wird, wie folgt , geändert:

1. In Z 14 Ziffer 1 wird als zweiter Satz hinzu-
gefügt:

„Eine Wiederholung der Reifeprüfung kann in der
Regel erst nach dem Ablauf eines Jahres erfolgen."

2. In Z 15 Ziffer 14 wird der zweite Satz gestrichen.
Oldenburg , den 13. Oktober 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
vr . Driver . -

Nr. 173.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur Ände¬

rung der Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und
Schulen vom 4. Januar 1924 , betreffend Bestimmungen über die
Aufnahme von Schülern in die höheren Schulen.

Oldenburg , den 13. Oktober 1930.

Die Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen
und Schulen vom 4. Januar 1924, betreffend Bestim¬
mungen über die Aufnahme von Schülern in die höheren
Schulen, wird , wie folgt , geändert:

In Z 16 wird am Schluß folgender Satz hinzuge¬
fügt:

„Zur Aufnahmeprüfung für die Oberprima wer¬
den Schüler im Herbst nur ausnahmsweise und aus
besonderen Gründen zugelassen."

Oldenburg , den 13. Oktober 1930.
Ministerium der Kirchen und Schulen.

vr . Driver . .
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Gesetzblatt
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Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XDVI . Band . (Ausgegeben den 24. Okt. 1930.) 97 . Stück.

Inhalt:
Nr . 174. Bekanntmachung des Staatsministerinms vom 15. Oktober

1930, betreffend Abänderung der Ministerialbekanntmachung
vom 26. März 1930 , betreffend Gebührenordnung für die
Oldenburgischen Hafenanstalten außer Brake.

Nr . 175 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 20 . Oktober
1930, betreffend Änderung der Weserflußlots -Gebiihren-
ordnung.

Nr. 176. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 20. Oktober
1930 , betreffend Änderung der Seelots -Gebührenordnung.

Nr. 174.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Ministerialbekanntmachung vom 26 . März 1930 , betreffend Ge¬
bührenordnung für die Oldenburgischen Hafenanstalten außer
Brake.

Oldenburg , den 15. Oktober 1930.

Auf Grund des Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vom
5. Dezember 1868, betreffend die Organisation des
Staatsministeriums , wird die Ministerialbekanntmachung
vom 26. März 1930 wie folgt geändert:
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1.

Ziffer 7, Schaartgeld , erhält folgende Fassung:
„Mutz die An- und Abfuhr der gelöschten oder zu

ladenden Güter auf dem Landwege durch ein staatliches
Schaart erfolgen, so ist ein Schaartgeld zu entrichten.

Das Schaartgeld beträgt für jeden bespannten Wa¬
gen für die einmalige Hin- und Rückfahrt 20 Rpf ."

2.

Ziffer 9, Schlutzbestimmungen, Abschnitt III Abs. 2
erhält folgende Fassung:

„Für die Entrichtung der Gebühren unter 1, 2,
3, 6 und 8 haftet der Schiffsführer oder Schiffseigen¬
tümer , unter 4 und 5 der jeweilige Benutzer und unter 7
der Versender bzw. Empfänger der Ladung . Das
Schaartgeld kann nach Bestimmung des Hafenmeisters
bzw. Hasenaufsehers einzeln für jeden Wagen oder im
ganzen für die Ladung erhoben werden. In letzterem
Falle wird die Anzahl der erforderlichen Wagen vom
Hafenmeister bzw. Hasenaufseher geschätzt. Alle Ge¬
bühren sind im Verwaltungswege beitreibbar ."

3.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Ver¬
kündung in Kraft.

Oldenburg , den 15. Oktober 1930.

Ministerium - es Verkehrs.
vr . Driver.
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Ar. 173.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Änderung der

Weserflußlots-Gebührenordnung.
Oldenburg, den 20. Oktober 1930.

Auf Grund einer Ermächtigung des Herrn Reichs-
verkechrsministers wird mit sofortiger Wirkung die Weser-
flutzlots-Eebührenordnung vom 2. November 1926 (Ge¬
setzblatt S . 1046) wie folgt geändert:

Der K 12 erhält folgende Fassung:
8 12.

Der Gesamtbetrag der in den Zß 2, 3, 4 und 6
festgesetzten Sätze wird bei Schiffen

von 1—3000 Brutto -Reg.-Tons mit 0,79
über 3000 Brutto -Reg.-Tons mit 0,69

multipliziert.
Der sich danach ergebende Betrag ist in Reichsmark

oder in der Währung der Vereinigten Staaten von Nord¬
amerika zu zahlen, wobei 1 Reichsmark gleich Dollar
zu rechnen ist. Das Gleiche gilt für die Gebühr des8 8.

Oldenburg , den 20. Oktober 1930.
Mmisleriun des Verkehrs.

De. Driver.

Ar. 176.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Änderung der

Seelots -Gebührenordnung.
Oldenburg, den 20. Oktober 1930.

Auf Grund einer Ermächtigung des Herrn Reichs¬
verkehrsministers wird mit sofortiger Wirkung die See-
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lots -Gebührenordnung vom 30. April 1924 (Gesetz¬
blatt S . 187) in der Fassung der Bekanntmachungen des

Staatsministeriums vom 14. Mai 1925 (Gesetzblatt
S . 159) und vom 9. April 1930 (Gesetzblatt S . 472)

wie folgt geändert:
Der ß 15 erhält folgende Fassung:

15.

2 festgesetzten SätzeDer Gesamtbetrag der in
wird bei Schiffen von

1—1000 Brutto -Reg .-Tons mit 1,00
1001—2000 Brutto -Reg.-Tons mit 0,86
2001—3000 Brutto -Reg.-Tons mit 0,77

über 3000 Brutto -Reg.-Tons mit 0,73

multipliziert.
Der sich danach ergebende Betrag ist in Reichsmark

oder in der Währung der Vereinigten Staaten von Nord¬

amerika zu zahlen, wobei 1 Reichsmark gleich 1°/ ^ Dollar

zu rechnen ist. Das Gleiche gilt für die Gebühren der

Z8 9 und 13.
Oldenburg , den 20. Oktober 1930.

Ministerium des Verkehrs,
vr . Driver.



651

Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

XDVI . Band . (Ausgegeben den4. Nov. 1930.) 98 . Stüä.

Inhalt:
Nr . 177. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen

vom 27. Oktober 1930 , betreffend Änderung der Verein¬
barung der Unterrichtsverwaltungen der Länder über die
Durchführung des Artikels 147 Abs. 1 der Reichsverfassung.

Nr. 177.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen , betreffend

Änderung der Vereinbarung der Unterrichtsverwaltungen der
Länder über die Durchführung des Artikels 147 Abs. 1 der Reichs¬
verfassung.

Oldenburg , den 27 . Oktober 1930.

In der durch Bekanntmachung vom 9. Februar 1928
veröffentlichten Vereinbarung der Unterrichtsverwal¬
tungen der Länder über die Durchführung des Artikels
147 Abs. 1 der Reichsverfassung erhalten die ZZ 4, 5, 6,
7, 8 und 12 folgende Fassung:

8 4.
Wenn die Voraussetzungen des Artikels 147 Abs. 1

Satz 2 erfüllt sind und keiner der Versagungsgründe des
Satzes 3 vorliegt , darf die Genehmigung einer Privat-



652

schule nicht verweigert, , insbesondere nicht von dem Nach¬

weis eines Bedürfnisses abhängig gemacht werden.

8 5.

Artikel 147 Abs . 1 regelt nur die Genehmigung von

Schulen als solchen ; daher berührt er insbesondere nicht

die Regelung der Voraussetzungen , unter denen Leiter und

Lehrer zu Unterricht und Erziehung an den privaten

Schulen und Unternehmer für ihre Person oder als Be¬

auftragte juristischer Personen zur geschäftlichen Führung

von privaten Schulen zugelassen werden . Hier verbleibt
es bei der landesrechtlichen Zuständigkeit.

8 6.

Ist eine der Voraussetzungen des Artikels 147 Abs . 1

Satz 2 nicht erfüllt , so bleibt es dem Lande überl -aMen,
ob und unter welchen Bedingungen es die Genehmigung

erteilen will , es sei denn , daß einer der Versagungsl-

gründe des Artikels 147 Abs . 1 Satz 3 vorliegt.

8 7.,

Die Genehmigung einer Privatschule darf nicht des¬

halb versagt werden , weil die Schule bekenntnismätzig
oder weltanschaulich gestaltet werden soll , und zwar auch

dann nicht , wenn die entsprechende öffentliche Schule

grundsätzlich nach Bekenntnis oder Weltanschauung nicht

getrennt ist . Die Genehmigung kann auch nicht aus dem

Grunde versagt werden , weil der Schulunternehmer eine

juristische Person ist.

8 8.
Für die Entscheidung des Landes , ob die Anforde¬

rungen des Artikels 147 Abs . 1 Satz 2 erfüllt sind,

gelten folgende Grundsätze:
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1. Die Anforderungen an Lehrziele und Einrichtungen
der privaten Schule sind erfüllt , wenn Lehrplan,
Stoffverteilung , Unterrichts- und Erziehungseinrich¬
tungen und die sonstige innere und äußere Gestaltung
der Schule nach den Anforderungen , die in dent Lande
an entsprechende öffentliche Schulen gestellt werden,
gleichwertig (nicht notwendig gleichartig) find.

2. Für die Lehrkräfte der Privatschulen ist in der
Regel die gleiche wissenschaftliche Ausbildung zu ver¬
langen, die für die Lehrkräfte der entsprechenden
öffentlichen Schulen vorgeschrieben ist. Das Land-kann
in besonderen Fällen davon absehen, die Ablegung
der für das Lehramt an entsprechenden öffentlichen
Schulen vorgeschriebenenPrüfungen zu fordern.

8 12.

Zuständigkeit und Verfahren über Erteilung , Ver¬
sagung und Widerruf der Genehmigung regelt jedes Land
selbständig. Diese VerWaltungsakte unterliegen nach der
rechtlichen Seite der Nachprüfung im VerMaltungsstreii-
verfahren.

Oldenburg , den 27. Oktober 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
Or . Driver.
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Nr . 178 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 5. November
1930 zur Ausführung der Verordnung über Luftverkehr
vom 19. Juli 1930 (R -G .Bl . I S . 363 ).

Nr . 179. Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen
vom 14. November 1930, betreffend Änderung der „Kirchen¬
gemeindeordnung für den oldenburgischen Teil der Diözese
Münster " vom 8. Juni 1924 (GBl . Bd . 43 S . 287 ff.) .

Nr . 180. Verordnung für den Freistaat Oldenburg vom 20. November
1930 zur Ausführung der Verordnung des Reichspräsidenten
zur Behebung finanzieller , wirtschaftlicher und sozialer Not¬
stände vom 26. Juli 1930 (RGBl . I S . 311).

Nr . 181. Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Ol¬
denburg vom 20. November 1930 zur Änderung des Gesetzes
für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Ge¬
meinden (Finanzausgleichsgesetz ) in der Fassung der Bekannt¬
machung vom 1. April 1930.



Ar. 178.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Ausführung der Ver¬

ordnung über Luftverkehr vom 19. Juli 1930 (R .G.Bl . I
S . 363).

Oldenburg , den S. November 1930.

Auf Grund des A 115 der Verordnung über Luft¬
verkehr vom 19. Juli 1930 — R .G .Bl . I S . 363 — wird
folgendes bestimmt:

Landesbehörde im Sinne der Verordnung über Luft¬
verkehr ist

im Landesteil Oldenburg das Ministerium des Innern,
im Landesteil Lübeck die Regierung in Eutin,
im Landesteil Birkenfeld die Regierung in Birkenfeld.
Zum Erlaß von Polizeiverordnungen nach Maßgabe

der AA 46 Abs. 2 und 50 Abs. 3 der Verordnung über
Luftverkehr werden die Ortspolizeibehörden ermächtigt.

Oldenburg , den 5. November 1930.

Ministerium des Innern.
Or . Driver.

Ar. 179.
Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen , betreffend

Änderung der „Kirchengemeindeordnung für den oldenburgifchen
Teil der Diözese Münster " vom 8. Juni 1924 (GBl . Bd . 43
S . 287 ff.).

Oldenburg , den 14. November 1930.

Nachstehend wird eine vom Bischöflich-Münsterfchen
Offizialat in Vechta unter dem 3 . d. Mts . auf ErunL'
der AZ 1, 3, 5 und 7 'des Gesetzes für den Landesteil



Oldenburg vom 28. April 1924, betreffend die Be¬
rechtigung der katholischen Kirche zur Erhebung von
Steuern , angeordnete Aenderung der KirchengemeiNde-
ordnung vom 8. Juni 1924 zur allgemeinen Kenntnis
gebracht.

Oldenburg , den 14. November 1930.

Ministerium der Kirchen und Schulen.
Or . Driver.

Aenderung der Kicchrngemeindeordnung.

Die Kirchengemeindeordnung für den oldenburgischen
Teil der Diözese Münster vom 8. Juni 1924 wird aus
Grund der 88 1, 3, 5 und 7 des Gesetzes für den Lan¬
desteil Oldenburg vom 28. April 1924, betreffend die
Berechtigung der katholischen Kirche zur Erhebung von
Steuern , wie folgt , geändert:

Der Z 36 Abs. 3 erhält als Satz 3 den Zusatz:
„Das Offizialat kann die vollständige Erneuerung eines
Kirchsnausschusses auch anordnen, wenn einer Kirchen¬
gemeinde ein Teil hinzugelegt oder von einer Kirchen-
gsmeinde ein Teil abgetrennt wird oder wenn sich die
vorgeschriebene Mitgliederzahl eines Kirchenausschus¬
ses (ß 23) ändert ."

Vechta, den 3. November 1930.

MMflich -Münstersches Offizialat.
Meyer.
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Ar. 180.
Verordnung für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung der Verordnung

des Reichspräsidenten zur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher
und sozialer Notstände vom 26. Juli 1930 (RGBl . I S . 311).

Oldenburg, den 20. November 1930.

Aus Grund des Z 37 der Verfassung für den
Freistaat Oldenburg vom 17. Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , was folgt:

Artikel 1.

8 1.
Als Landessatz der Bürgersteuer werden die im Z 5

des zweiten Abschnittes der Verordnung des Reichspräsi¬
denten vom 26. Juli 1930 (RGBl . I S . 311 ff.) be¬
stimmten Mindestsätze festgesetzt.

8 2.
Die Einführung der Bürgersteuer erfolgt durch Be¬

schluß der Gemeindevertretung . Eine doppelte Lesung und
eine Auslegung ist nicht erforderlich, jedoch bedarf der
Beschluß der Genehmigung der Gemeindeaufsichtsbehörde.

8 3.
Wenn eine Gemeinde einen Beschluß über die Höhe

der Realsteuer gefaßt hat , der die Verpflichtung zur Ein¬
führung der Eemeindebiersteuer, der Bürgersteuer oder
beider Steuern zur Folge hat , ohne gleichzeitig die
Einführung zu beschließen, oder wenn die Verpflichtung
mangels rechtzeitiger Beschlußfassung eintritt , so kann die
Gemeindeaufsichtsbehörde mit Zustimmung des Staats¬
ministeriums diese Steuern einführen. Die Einführung
ist von der Gemeindeaufsichtsbehörde in einer ihr geeignet
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erscheinenden Weise in der Gemeinde öffentlich bekannt
zu machen. Einer doppelten Lesung und einer Auslegung
bedarf es nicht. Für die Gemeindebiersteuer ist eine vom
Staatsministerium aufzu stellende Mustersteuerordnung zu
Grunde zu legen. Die Eemeindebiersteuerordnung bleibt
alsdann bis Zum Beginne des Monats in Geltung , der
auf die endgültige Beschlußfassung der Gemeinde über
die Realsteuerzuschläge für das nächste Rechnungsjahr oder
deren Festsetzung durch die Eemeindeaufsichtsbehörde
folgt.

In entsprechender Weise kann, soweit es zum Aus¬
gleich des Haushalts der Gemeinden erforderlich ist, die
Eemeindeaufsichtsbehörde mit Zustimmung des Staats¬
ministeriums die Gemeindebiersteuer, die Gemeindege¬
tränkesteuer und die Bürgersteuer oder einzelne dieser
Steuern einführen.

8 4.

Wird mit einem Rechtsmittel gegen die Heranziehung
zur Bürgersteuer lediglich die Verletzung landesrechtlicher
Vorschriften geltend gemacht, so finden die Vorschriften
über die Rechtsmittel, die Rechtsmittelbehörden und das
Rechtsmittelverfahren gegen die Heranziehung oder Ver¬
anlagung zu den Kommunallasten Anwendung.

8 5-
Soweit die Heranziehung zur Bürgersteuer , ihre Er¬

hebung und Beitreibung den Gemeinden obliegt und
reichsrechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen, finden
die allgemein für Kommunallasten geltenden Bestim¬
mungen Anwendung. Die Vorschriften der Reichs¬
abgabenordnung über das Strafverfahren sind entspre¬
chend anzuwenden.
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8 6 .
Aus die Bürgersteuer ist eine für das gleiche Rech¬

nungsjahr von der Gemeinde erhobene , der Bürger¬
steuer entsprechende Abgabe ( Verroallungskostenabgabe,
Kopfsteuer ) anzurechnen.

Artikel 2.

Wenn ein Amtsverband die von ihm eingeführte
Biersteuer in einer einzelnen Gemeinde deshalb nicht er¬
heben darf , weil diese Gemeinde die Gemeindebiersteuer
auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten vom
26 . Juli 1930 eingeführt hat , so ist im Wege der Ver¬
einbarung ein billiger Ausgleich zwischen Gemeindever-
band und Gemeinde zu schaffen ; kommt eine Vereinba¬
rung nicht Zustande , so entscheidet die Eemeindeaufsichts-
behörde des Gemeindeverbandes endgültig.

Artikel 3.

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 28 . Juli
1930 in Kraft . Das Staatsministerium erläßt die zur
Durchführung erforderlichen weiteren Bestimmungen.

Oldenburg , den 20 . November 1930.

Staatsminifterium.

Tassebohm Or . Driver . Or . Millers.

(Siegel ) Thpen.
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Nr. 181.
Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Oldenburg zur

Änderung des Gesetzes sür den Freistaat Oldenburg zur Ausfüh¬
rung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Län¬
dern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz) in der Fassung der
Bekanntmachungvom 1. April 1930.

Oldenburg, den 20. November 1930.

Aus Grund des 8 37 der Verfassung für den Freii-
staat Oldenburg vom 17. Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , was folgt:

Dem Z 2 des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
zur Ausführung des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzaus¬
gleichsgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. April 1930 wird folgender Paragraph nachgefügt:

8 2a.
Das dem Lande nach Z 15 des Reichsmineralwas-

sersteuergesetzes vom 15. April 1930 (REM . I S . 139)
Mfliehende Aufkommen an Mineralwassersteuer wird aus
die Gemeinden nach dem Verhältnis der Bsvölkerungs-
zahl verteilt . Für die Feststellung der Beoölkernngs-
zahl ist das Ergebnis der letzten amtlichen Volkszählung
maßgebend.

Oldenburg , den 20. November 1930.

Casfeboh m

(Siegel)

Staatsministerium.
vr . Driver. Or . Millers.

Thyen.
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Nr . 182 . Verordnung für den Landesteil Oldenburg vom 22 . November

1930 , betreffend die Ausführung der Reichsversicherungs¬

ordnung.

Ar. 182.
Verordnung für den Landesteil Oldenburg , betreffend die Ausführung

der Reichsversicherungsordnung.
Oldenburg , den 22 . November 1930.

Das Staatsministerium verordnet zur Ausführung
der Reichsversicherungsordnung folgendes:

I. An Stelle der § 88 und 9 der Verordnung vom
16. Oktober 1900, betreffend die Ausführung der Ilu-
fallversicherungsgesetze vom 30. Juni 1900, in der Fas¬
sung der Verordnung vom 17. März 1903 (Oldbg . Gef.
BI . Bd . 34, S . 606 Nr . 157), treten folgende Be¬
stimmungen:

8 8.
Die Geschäfte der Ausführungsbehörde werden

wahrgenommen
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a) für die Unfallversicherung der in den land- und forst¬
wirtschaftlichen Betrieben des Staates beschäftigten
Personen von der beim Staatsministerium errichte¬
ten, aus 3 Mitgliedern bestehenden „Kommission für
die staatliche land- und forstwirtschaftliche Unfallver¬
sicherung",

b) im übrigen , soweit das Land nach dem 3. Buche der
Reichsversicherungsordnung Versicherungsträger ist
oder noch bestimmt werden wird und die unter Zif¬
fer a) genannte Ausführungsbehörde nicht zuständig
ist, das Ministerium der sozialen Fürsorge.

8 9.

Die im Z 8 genannten Behörden haben für ihren
Bereich auch die Entschädigungen festzusetzen.

II. Die Aufwendungen des Versicherungsträgers für
Betriebe der Feuerwehren sind vom Ministerium der
sozialen Fürsorge auf die Eemeindeverbände (Amtsver¬
bände) nach dem Verhältnis ihrer bei der letzten amt¬
lichen Volkszählung festgestellten Einwohnerzahl umzu¬
legen.

III. Der Z 8b) und insoweit auch der Z 9, ferner die
Ziffer II gelten mit Wirkung vom 1. Juli 1928 . Im
übrigen tritt die Verordnung mit dem 1. Dezember 1930
in Kraft.

Oldenburg , den 22 . November 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) Cassebohm . vr . Millers.

Or . Eisenbart.
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Inhalt:
Nr. 183. Verordnung sür den Freistaat Oldenburg vom 27. November

1930 , betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte in Zah-
lungsfristsachen auf Grund des Gesetzes über die Fälligkeit
und Verzinsung der Aufwertungshypotheken vom 18. Juli 1930.

Nr . 184 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. Dezember
1930 , betreffend die Gewinnung von Schill und Sand in
den unter oldenburgischer Hoheit stehenden Meeresteilen der
Nordsee sowie an deren Küsten und Inseln.

Ar. 183.
Verordnung für den Freistaat Oldenburg, betreffend die Gebühren der

Rechtsanwälte in Zahlungsfristsachen aus Grund des Gesetzes über
die Fälligkeit und Verzinsung der Aufwertungshypotheken vom
18. Juli 1930.

Oldenburg , den 27. November 1930.

Auf Gmnd des Z 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vorn 17 . Juni 1919 wird bestimmt:

Artikel I.

In dem Verfahren wegen Bewilligung einer Zah¬
lungsfrist auf Grund des Gesetzes über die Fälligkeit
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und Verzinsung der Aufroerlungshypotheken vorn 18.
Juli 1930 erhält der Rechtsanwalt

a ) die volle Gebühr für den Geschäftsbetrieb einschließ¬
lich der Information,

b ) die volle Gebühr für die mündliche Verhandlung,
L) fünf Zehnteile der vollen Gebühr für die Vertretung

in einem Beweisaufnahmeverfahren,
cl) fünf Zehnteile der vollen Gebühr für die Mitwir¬

kung bei Abschluß eines Vergleichs,
e ) die volle Gebühr für den ohne Inanspruchnahme der

Aufwertungsstelle geschlossenen Vergleich.

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf
eine Besprechung oder die Erteilung eines Rats , so er¬
mäßigt sich die unter a ) bestimmte Gebühr auf die
Hälfte.

Artikel II.

Volle Gebühr im Sinne dieser Verordnung ist die
im Artikel 5 Ziffer 2 der Verordnungen vom 3 . Januar
1924 , für die Landesteile Oldenburg und Birkenfeld zur
Aenderung des Gesetzes vom 30 . Dezember 1899 , für
den Landesteil Lübeck zur Aenderung des Gesetzes vom
13 . März 1903 , beide betreffend die Gerichtskosten sowie
die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen , be¬
stimmte Gebühr . Die Gebühr ist in Reichsmark zu be¬
rechnen.

Der Mindestbetrag einer Gebühr beträgt 2 K .K;
Pfennigbeträge , die nicht ohne Bruch durch zehn teilbar
sind , sind auf volle zehn Reichspfennige aufzurunden.

Artikel III.

Im übrigen finden die Vorschriften der ZZ 2 — 6 , 11
und 12 , 76 — 86 , 88 , 93 und 94 der Deutschen Ge¬
bührenordnung für Rechtsanwälte entsprechende Anwen¬
dung.
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Artikel IV.

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ok¬
tober 1930 in Kraft.

Oldenburg , den 27. November 1930.

Staatsministerium.
Cassebohm Or . Driver . Or . Millers.

(Siegel ) Or . S chw erdtfeg er.

Nr. 184.
Bekanntmachungdes Staatsministeriums, betreffend die Gewinnung

von Schill und Sand in den unter oldenburgischer Hoheit stehen¬
den Meeresteilen der Nordsee, sowie an deren Küsten und Inseln-

Oldenburg, den 1. Dezember 1S30.

Aus Grund des Artikels 9 Z 6 des Gesetzes vom 5.
Dezember 1868, betreffend die Organisation des Staats¬
ministeriums usrv., Werden über die Gewinnung von
Schill und Sand in den unter oldenburgischer Hoheit
stehenden Meeresteilen der Nordsee forme an deren Küsten
und Inseln folgende Bestimmungen getroffen:

8 1-
Die Gewinnung von Schill und Sand in den olden-

burgischen Meeresteilen der Nordsee sowie an deren
Küsten und Inseln mittels maschineller Einrichtungen
(Bagger u . a .) ist verboten . Ausnahmen kann nur das
Ministerium des Innern zulassen. Für jede Stelle , auf
der die Schill- oder Sandgewinnung betrieben werden
soll, ist eine besondere Genehmigung erforderlich. Die
Erteilung der Genehmigung ist zum Anfang eines jeden
Jahres zu beantragen.
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8 2-
Die Genehmigungsverfügung ist von dem Inhaber

bei der Schill- oder Sandgewinnung mitzuführen und
den mit der Ueberwachung beauftragten Behörden und
Beamten auf Erfordern jederzeit oorzuzeigen.

8 3.

Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen
werden, soweit nicht nach den Reichs- oder Landes¬
gesetzen eine strengere Bestrafung eintritt , mit Geld¬
strafe bis zu 150 bestraft.

8 4.
Die Bekanntmachung vom 14. Februar 1905, be¬

treffend die Entnahme von Sand von den Platen Grosj-
und Klein-Arngast im Jadebusen , bleibt in Kraft.

Oldenburg , den 1. Dezember 1930.

Staatsministerium.
Or . Driver.
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denburg vom 10. Dezember 1930 zur Änderung des Gesetzes
für den Freistaat Oldenburg zur Ausführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Ge¬
meinden (Finanzausgleichsgesetz ) in der Fassung der Be¬
kanntmachung vom 1. April 1930.

Nr . 188. Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Ol¬
denburg vom 11. Dezember 1930 , betreffend Abänderung
des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanz¬
ausgleichsgesetz) in der Fassung vom 1. April 1930.
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Ar. 186.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Genehmigung der

„Gerhard-Cornelius -Heye-Siistung " in Elsfleth.
Oldenburg, den S. Dezember 1930.

Die von der am 19. Oktober 1930 verstorbenen
Rentnerin Doris Christine Antoinette Heye in Elsfleth
in ihrem Testamente vom 30. Oktober 1928 errichtete
„Gerhard -Cornelius -Heye-Stiftung " ist auf Grund des
Z 5 der Verordnung vom 1. Dezember 1899 zur Aus¬
führung des Bürgerlichen Gesetzbuches vom Staatsmini¬
sterium genehmigt worden und hat damit Rechtsfähig¬
keit erlangt . Die Stiftung hat ihren Sitz in Elsfleth
und wird von einem Vorstande verwaltet , der sich aus
dem jeweiligen Bürgermeister der Stadtgemeinde Els¬
fleth, aus einem vom Stadtrat der Stadtgemeinde Els¬
fleth zu bestimmenden Mitglieds und einem Geschäfts¬
und Rechnungsführer nach den näheren Bestimmungen
der Stiftungsurkunde zusammensetzt. Die Stiftung soll
gemeinnützigen und wohltätigen Zwecken dienen.

Oldenburg , den 5. Dezember 1930.
StaaLsminifterium.

Do. Driver.

Ar. 186.

Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zur Än¬
derung seiner Bekanntmachung vom 4. Januar 1924 (Ges.-Bl.
Bd. 43 S . 18 ff.), betreffend Bestimmungen über die Aufnahme
von Schülern in die höheren Schulen.

Oldenburg, den 8. Dezember 1930.

Die Bekanntmachung des Ministeriums der Kirchen
und Schulen vom 4. Januar 1924, betreffend Bestim-
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mungen über die Ausnahme von Schülern in die höheren
Schulen, wird wie folgt geändert:

In § 8 erhält der erste Satz des zweiten Absatzes!
folgende Fassung:

„Wird einem Schüler im Lause des Schuljahres
die endgültige Aufnahme versagt , so hat er die Schule
Zu verlassen; dies gilt auch für Schüler , denen die end¬
gültige Aufnahme am Ende des ersten Schuljahres ver¬
sagt wird , und für Schüler , die zwar vorher in die
unterste Klasse endgültig ausgenommen waren , aber
deren Ziel im ersten Jahre nicht erreicht haben , sofern
die Konferenz mit Zweidrittelmehrheit der Ueberzeu-
gung ist, daß sie sich für den weiteren Besuch der höhe¬
ren Schule nicht eignen."

Oldenburg , den 8. Dezember 1930.

Ministerium der Kirchen und Schute«.
C a sse b o h m.

Nr. 187.

Verordnung des Staatsministeriums für den Freistaat Oldenburg zur
Änderung des Gesetzes sür den Freistaat Oldenburg zur Aus¬
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich,
Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz ) in der Fassung
der Bekanntmachung vom l . April 1930.

Oldenburg , den IO. Dezember 1930.

Auf Grund des § 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vom 17. Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , was folgt:
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Artikel I.

Der § 20b Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum
Finanzausgleichsgesetz erhält folgende Fassung:

Aus dem Ausgleichsstock können nach den vom
Staatsministerium auszustellenden, dem Landtage mit¬
zuteilenden Grundsätzen an Gemeinden, die nach die¬
sen Grundsätzen als notleidend anzusehsn sind, ver¬
lorene Zuschüsse gewährt werden, sofern die Gemeinden
die durch die Verordnung des Reichspräsidenten vom
26. Juli 1930 (R . E . Bl . I Seite 311) geregelte
Bürgersteuer oder bis zum Ablauf des 27. Juli 1930
eine dieser Bürgersteuer entsprechende Abgabe erheben
und diese Steuer zur Deckung des Fehlbetrages nicht
ausreicht. In diesem Falle kann der Zuschuß bis zur
mutmaßlichen Höhe des Auskommens der Steuer zur
Deckung des Fehlbetrages gewährt werden. Reicht
dieser Zuschuß nicht aus , so kann ein weiterer Zuschuß
bis zur Hälfte des verbleibenden Fehlbetrages aus
dem Ausgleichsstock gewährt werden unter der Voraus¬
setzung, daß die Gemeinden mit Genehmigung des
Staatsministeriums die andere Hälfte des verbleibenden
Fehlbetrages durch Zuschläge zur staatlichen Grund -,
Gebäude - und Gewerbesteuer und zur staatlichen Steuer
vom bebauten Grundbesitz oder zu einer oder mehrerer
dieser Steuern über dir in den 88 5, 7 und 10 dieses
Gesetzes bestimmte Höhe hinaus oder durch Steuern
nach 8 16 Abs. 1 dieses Gesetzes decken. Beträgt der
mutmaßliche Ertrag der Bürgersteuer oder der entspre¬
chenden Abgabe weniger als Vg des gesamten Fehl¬
betrages , so sind die Gemeinden verpflichtet, den durch
diese Steuern nicht gedeckten Teil des Fehkbetrags-
sechstels durch Steuern nach 8 16 Abs. 1 dieses Ge¬
setzes auszubringen . Die Gemeindebiersteuer und die
Gemeindegetränkesteuer gelten nicht als Steuer in die-
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sein Sinne . Eine etwaige Beihilfe des Kommunal-
verbandes zur Entlastung der notleidenden Gemein¬
den kann auf die durch Steuern oder Zuschläge lauf¬
zubringende Hälfte des Fehlbetrages angerechnet
werden.

Artikel  II.

Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.

Oldenburg , den 10 . Dezember 1930.

Staatsministerium.
Eassebohm . Or . Driver . Or . Millers.

(Siegel ) Thyen.

Nr. 188.
r

Verordnung deS Staatsministeriums für den Freistaat Oldenburg , be¬
treffend Abänderung des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
(Finanzansgleichsgesetz ) in der Fassung vom I . April 1930.

Oldenburg , den II . Dezember 1930.

Auf Grund des 8 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vom 17 . Juni 1919 verordnet das
Staatsministerium , was folgt:

Artikel I.

Dem Gesetz zur Ausführung des Reichsgesetzes über
den Finanzausgleich zwischen Reich , Ländern und Ge¬
meinden (Finanzausgleichsgesetz ) in der Fassung vom
1. April 1930 wird folgender 8 13a eingefügt:

8 13a.

Die Gemeinden und Eemeindeverbände , die eine
Wegesteuer nach 8 13 eingeführt haben , sind be-
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rechtigt, zu Zwecken der öffentlichen Wegeunterhaltung
auf Grund eines einmaligen Beschlusses mit Geneh¬
migung des Ministeriums des Innern Zuschläge zur
Grund - und Eebäudesteuer in gleicher Höhe, wie sie
nach Z 13 Abs. 2 für die Wegesteuer vorgesehen sind,
zu erheben. Die Vorschriften der ZZ 5, 8 und 11
finden leine Anwendung.

Tritt die Steuerpflicht sowohl nach § 13 Abs. 1
bis 3 wie nach § 13a Abs. 1 ein, so ist der geringere
Steuerbetrag auf den jeweils höheren anzurechnen. Bei
landwirtschaftlichen Betrieben ist der Eigentümer inso¬
weit von der Steuerpflicht nach § 13a Abs. 1 freizu-
stellen, als ein anderer Betriebsinhaber für denselben
Grundbesitz nach Z 13 Abs. 2 heranzuziehen ist.

Im Rechnungsjahre 1930 sind in den Gemeinden
und Eemeindeverbänden , die eine Wegesteuer auf
Grund des ß 13 eingeführt haben , Zuschläge zur
Grund - und Eebäudesteuer , ohne das; es dazu einer
besonderen Beschlußfassung der Vertretungskörperschaf¬
ten und der Genehmigung des Ministeriums des In¬
nern bedarf , in derselben Höhe zu erheben, wie sie auf
Grund des ß 13 Abs. 2 mit Genehmigung des Mini¬
steriums des Innern beschlossen sind oder noch be¬
schlossen werden. Die Vorschriften des Z 13a Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 finden hieraus Anwendung.

Artikel II.

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft.
Oldenburg , den 11. Dezember 1930.

Staatsministerium.
Cassebohm . Or , Driver . Or . Millers.

(Siegel ) ThYen.
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Inhalt:
Nr . 189 . Verordnung des Staatsministeriums vom 9. Dezember 1930

zur Ergänzung der Verordnung des Staatsministeriums
vom 28 . Juni 1930 über den Schutz von Tieren und
Pflanzen.

Nr . 190 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12. Dezember
1930, betreffend Abänderung des Staatsvertrages zwischen
Oldenburg und Preußen zur Regelung der Lotterieverhält¬
nisse vom 9. Dezember 1905.

Nr. 189.
Verordnung des Staatsministeriums zur Ergänzung der Verordnung

des Staatsministeriums vom 28. Juni 1930 über den Schutz
von Tieren und Pflanzen.

Oldenburg, den 9. Dezember 1930.

Aus Grund des ß 50 des Gesetzes vom 15. August
1882, betreffend den Forstdiebstahl und die Forst- und
Feldpolizei, in der Fassung des Gesetzes vom 13. August
1925 — (O. G. Bl . S . 219) —, des Gesetzes vom 13.
März 1920, betreffend den Schutz der Vögel — (O. G.
Bl . S . 668) —, des § 45 Abs. 2 des Jagdgesetzes vom
3. Juli 1926 — (O. G. Bl . S . 177) — und des Ar¬
tikels 9 Z 6 des Gesetzes vom 5. Dezember 1868, be-
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treffend die Organisation des Staatsministeriums , ordnet
das Staatsministerium für den Landesteil Oldenburg
folgendes an:

„In dem Z 5 der Verordnung des Staatsministeriums
vom 28. Juni 1930 über den Schutz von Tieren und
Pflanzen roird nachgefügt:

b. Drosseln jeder Art mit Ausnahme der Schwarz¬
drossel (Z 4 Abs. 1) vom 1. Januar bis 31. De¬
zember."

Oldenburg , den 9. Dezember 1930.
Staatsministerium.

(Siegel ) Cassebohm . vr . Driver.
Thyen.

Nr. 190.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung des

Staatsvertrages zwischen Oldenburg und Preußen zur Regelung
der Lotterieverhältnisse vom 9. Dezember 1905.

Oldenburg , dm 12. Dezember 1930.

Nachdem zwischen den beiderseitigen Bevollmächtig¬
ten unter dem 16. /22 . Juli 1930 ein Vertrag abge¬
schlossen ist zur Abänderung des Staatsvertrages zwischen
Oldenburg und Preußen zur Regelung der Lotteriever¬
hältnisse vom 9. Dezember 1905 in der Fassung des Ab-
anderungsvertrages vom 24. September / 30. Oktober
1924, der Landtag demselben zugestimmt hat und die
Ratifikationsurkunden ausgewechselt sind, wird der Ab¬
änderungsvertrag nachstehend bekanntgegeben.

Oldenburg , den 12. Dezember 1930.
Ministerium der Finanzen,

vr . Millers.
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Staatsvertrag
zwischen Preußen und Oldenburg

zur Regelung der Lotterieverhältnisse.

Nachdem die Staatsregierungen von Preußen und
Oldenburg übereingekommen sind, den Vertrag vom 9.
Dezember 1905 in der Fassung des Abänderungsver¬
trages vom 24. September / 30. Oktober 1924, be¬
treffend die Regelung der Lotterieverhältnisse , abzuän-
dern , haben

für Preußen der Präsident der General -Direktion der
Preußisch-Süddeutschen Staatslotterie , Geheimer
Finanzrat Do. Huth,

für Oldenburg Staatsminister Or . Driver in Ver¬
tretung des Ministerpräsidenten und Staatsmini¬
ster Or . Millers

unter Vorbehalt der Genehmigung durch die verfassungs¬
mäßig zuständigen Organe nachstehenden Staatsvertrag
abgeschlossen:

Artikel 1.
Der Artikel 8 Abs. 2 und 3 des Staatsvertrages

vom 9. Dezember 1905 in der Fassung des Abänderungs¬
vertrages vom 24. September / 30. Oktober 1924 er¬
hält folgenden Wortlaut:

Im Falle einer solchen Verlängerung des Vertrages
treten an die Stelle des Artikels 6 nachstehende Be¬
stimmungen. ch

Als Gegenleistung für die nach den Artikeln 1 bis 4
von der Oldenburgischen Regierung übernommenen Ver¬
pflichtungen wird Oldenburg in folgender Weise an dem
Reinertrag und der Rücklage der Preußisch-Süddeutschen
Staatslotterie beteiligt.

Der Reingewinn aus dem Geschäftsbetrieb wird im
Verhältnis der Bevölkerungszahl der diesen Vertrag
schließenden Länder unter diese verteilt , wobei jeweils
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das Ergebnis der letzten amtlichen Volkszählung zugrunde
zu legen ist. Dasselbe gilt von etwaigen Fehlbeträgen,
soweit sie nicht aus der Rücklage gedeckt werden können.
Als Reingewinn gilt der Ertrag des Betriebes nach
Abzug aller Betriebsunkosten einschließlich der Renten,
die an die der Preußisch-Süddeutschen Staatslotterie
angeschlossenen Staaten vertraglich zu leisten sind, nach
Abzug ferner der Rücklagen und der Entschädigung
für die von Preußen zur Verfügung gestellten Betriebs¬
mittel usw. sowie der aus der Eeneral -Lotteriekasse zu
zahlenden Dienst- und Versorgungsbezüge.

Kündigt Preußen diesen Vertrag oder treten außer¬
halb der Verfügungsbefugnisse der Vertragschließenden
liegende Umstände ein, die eine Auflösung dieses Ver¬
trages zur Folge haben , so erhält Oldenburg einen
Betrag aus der seit Inkrafttreten dieses Vertrages
(Artikel 2) angesammelten Rücklage der Preußisch-Süddeut¬
schen Staatslotterie , der sich nach seinem Anteil an dem
zuletzt ausgeschütteten Reingewinn berechnet.

Artikel 2.
Der Vertrag tritt mit der 35. / 261. Preußisch-Süd¬

deutschen Klassenlotterie in Kraft.
Artikel 3.

Der Austausch der Ratifikationsurkunden soll sobald
als möglich in Berlin erfolgen. Dessen zu Urkund haben
die beiderseitigen Kommissare 7>en gegenwärtigen Ver¬
trag unterzeichnet und ihr Siegel beigedrückt.

So geschehen zu Berlin , den 16. Juli 1930.
(Siegel ) Ov. Huth.

So geschehen zu Oldenburg , den 22. Juli 1930.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
(Siegel ) vr . Driver . Or . Millers.
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Inhalt:
Nr. 191. Verordnung des Staatsministerinms vom 18. Dezember 1930

über Gehaltskürzung.

Ar. 191.
Verordnung des Staatsministeriums über Gehaltskürzung.

Oldenburg, den 18. Dezember 1930.

Auf Grund des K4 Abs. 2 deZKapitels II des Zwei¬
ten Teils der Verordnung des Reichspräsidenten zur
Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 1. De¬
zember 1930 (Reichsgesetzblatt Teil I S . 517) wird
folgendes verordnet:

'8 1.
(1) Die Dienst- und Versorgungsbezüge —

einschließlich der Bezüge für die Gnadenmonate
- - der Staatsminister und der Beamten des>
Landes , der Gemeinden (Gemeindeverbände ) und der
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör-



perschaften des öffentlichen Rechts werden vom 1.
Februar 1931 ab um 6 vom Hundert gekürzt.

(2) Zu den Beamten (Abs. 1) gehören auch die
Lehrer , die Beamtenanwärter und die Beamten im Vor-
bereitungs - oder Probedienst.

(3) Zu den Dienstbegügen (Abs. 1) gehören alle
Geldbezüge, die den Staatsministern und Beamten mit
Rücksicht auf ihre hauptamtlichen oder nebenamtlichen
Dienstleistungen gezahlt werden, mit Einschluß aller Zu¬
lagen , Sondervergütungen , Nebenbezüge und Gebühren.

(ll) Versörgungsbezüge (Abs. 1) sind Wartegelder,
Ruhegehälter , Fürsorgebezüge , Uebergangsgelder , Ueber-
gangsgebührnisse , Witwen - und Waisengelder , Kapital-
absindungen und Abfindungen , die für frühere Dienst¬
leistungen gewahrt werden, sowie die auf Grund statu¬
tarischer Bestimmungen gewahrte ruhegeldähnliche Ver¬
sorgung.

(5) Kinderzuschläge (Kinderbeihilfen ), Aufwands¬
entschädigungen (auch Trennungsentschädigungen , Dienst¬
zimmervergütungen , Fahrradentschädigungen ), Reise-
kostenvergütungen, Fahr - und Zehrkosten, Besch,Lftigungs-
tagegelder , Umzugskostenvergütungen , Umzugskostenüei-
hilfen, Wohnungsbeihilfen , Dienstkleidungszuschüsse, Nacht¬
dienstzulagen, ferner einmalige Dienstbelohnungen und
einmalige Versorgungsbezüge der Poligeibeamten , soweit
sie unabhängig von den Eehaltsbezügen in einer be¬
stimmten Summe gezahlt werden, sowie die Zulagen
zu den Uebergangsgebührnissen der Polizeibeamten un¬
terliegen der Kürzung nicht.

(6) Soweit die kürzungspflichtigen Bezüge nicht aus
der Landeskasse fliesten und nicht schon auf Grund des
Abs. 1 zugunsten der Kasse einer Gemeinde (eines Ge¬
meindeverbandes ) oder einer sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Körperschaft des öffentlichen Rechts
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oder auf Grund einer entsprechenden Vorschrift zugunsten
einer anderen Kasse gekürzt werden, haben die in Abs. 1
genannten Personen den Kürzungsbetrag an die Landes-
kasss abzuführen . -
,, (7) Auf Notare finden die Vorschriften dieser Ver¬
ordnung keine Anwendung.

Die Gemeinden (Gemeindeverbände ) und die
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kör¬
perschaften des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, von
der im Z 5 des Kapitels il des Zweiten Teils der Ver¬
ordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt¬
schaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichsge¬
setzblatt Teil l Seite 517) vorgesehenen Möglichkeit,
Tarif - und Einzelanstellungsverträge für die Angestellten
mit einer Frist von einem Monat zum 31. Januar 1931
ganz oder teilweise zu kündigen, vor Ablauf des Mo¬
nats Dezember 1930 Gebrauch zu machen, um eine dem
tz 1 in Verbindung mit Z 4 entsprechende Kürzung der
Bezüge der Angestellten herbeizusühren.

8 3-

Zu den Körperschaften des öffentlichen Rechts im
Sinne dieser Verordnung gehören auch die Anstalten,
Vereine und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
Verbände von Körperschaften des öffentlichen Rechts,
die Unternehmungen , deren Gesellschaftskapital sich mit
mehr als der Hälfte im Eigentum von Körperschaften
des öffentlichen Rechts befindet, und die Vereinigungen
und Einrichtungen, deren Einkünfte mit mehr als der
Hälfte von solchen Unternehmungen oder von Körper¬
schaften des öffentlichen Rechts herrühren.
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(1) Personen , deren kürzungspflichtige Bezüge ins¬
gesamt den Betrag von 1500 Reichsmark jährlich nicht
übersteigen, sind von der Kürzung befreit.
^ ' (2) Würde nach Durchführung der Kürzung ein
Betrag von weniger als 1500 Reichsmark jährlich ver¬
bleiben, so werden 1500 Reichsmark gewährt.

8 5.
Die zur Ausführung dieser Verordnung erforder¬

lichen Vorschriften werden vom Staatsministerium er¬
lassen.

8 6.

^ - Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬
kündung in Kraft . Sie tritt am 31. Januar 1934 außer
Kraft.

Oldenburg , den 18. Dezember 1930.

Staatsministerium.
(Siegel ) Cassebohm . vr . Millers.

Or . Eisenbart.
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Inhalt:
Nr . 192 . Verordnung für den Freistaat Oldenburg vom 20. Dezember"

1930 über eine Änderung des Finanzgesetzes für das Rech-,
nungsjahr 1930 vom 19. Juni 1930.

192.
Verordnung für den Freistaat Oldenburg über eine Änderung des-

Finanzgesetzes für das Rechnungsjahr 1930 vom 19- Juni 193<V
Oldenburg, den 20 . Dezember 1930.

Auf Grund des 8 37 der Verfassung für den Frei¬
staat Oldenburg vom 17. Juni 1919 wird bestimmt:

Artikel 1.

Im Finanzgesetz für das Rechnungsjahr 1930 vom
19. Juni 1930 wird unter v . Haushalt des Landesteils.
Birkenfeld für das Rechnungsjahr 1930 Ordentlicher
Haushalt l . Einnahmen im Abschnitt VII Finanzen Kap ..
3 Tit . 1—9 unter Erhöhung des zu Abschnitt VII Kap . 3
Tit . 8 der Einnahmen des dem Landtage oorgelegten
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Haushaltsentwurfs vorgesehenen Betrages von 15000V
AK auf 260000 AM die Zahl 410500 durch 520500
ersetzt. . ^ H /- v, ^

Artikel 2.

Diese Verordnung tritt mit dem Tagefthrer Ver¬
kündung in Kraft. ' - ^ i Z-

Oldenburg, den 20. Dezember 1930:

Cassebohm.
Staatsminifterium.

Or. Driver . Or. Millers.

(Siegel) Do. Eisenbart.
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